
Der Sozialtourismus hat mit
dem Kindergeld-Skandal

Blüten getrieben, die vor der Öf-
fentlichkeit nicht mehr zu ver-
bergen waren. Die EU-Kommis- 
sion hat natürlich sofort Partei
für die Sozialtouristen und deren
Heimatländer ergriffen, weil ihr
grundsätzlich die Umvertei-
lungsunion gar nicht vertieft
genug sein kann. Das Problem
für EU-Nettozahler wie die Deut-
schen ist, dass sich diese EU-Um-
verteilungspolitik eigene Mehr- 
heiten schafft, indem sie poten-
zielle und reale Nettozahler, also
Leidtragende und Gegner von
Umverteilung, wie Norwegen
und Großbritannien, vergrault
und potenzielle Nettoempfän-
ger, also Nutznießer und Befür-
worter, wie das Kosovo, anzieht
– für deren Aufnahme die EU-
Kommission denn auch logi-
scherweise eintritt. 

Die Ultima Ratio für ökono-
misch entwickelte Nationen wie
die deutsche, die nicht auf Ko-
sten anderer schmarotzen, son-
dern einfach nur ohne blutige
und Handelskriege sowie ohne
staatliche Handelshemmnisse
mit der Umwelt schiedlich-fried-
lich leben und Handel treiben
wollen, wäre eine Teilung der EU
analog zu der bereits vorge-
schlagenen Ersetzung des Euro
durch einen Nord-Euro für die
traditionellen Hartwährungs-
und einen Süd-Euro für die tra-
ditionellen Weichwährungslän-
der. Nettozahler wie Deutsch-
land müssten dazu, statt sich an
antibritischen EU-Sanktionen zu
beteiligen, dem Vorbild des Ver-
einigten Königreiches (UK) fol-
gen und mit gleichgesinnten
Staaten, wie dem UK und Nor-
wegen, eine Freihandelsunion
ohne Umverteilung gründen.
Und der in der EU verbleibende
Rest könnte dann unter der Füh-
rung der EU-Kommission unter
sich so viel Umverteilung betrei-
ben, wie er will.

MANUEL RUOFF:

Ultima Ratio

Merkel verhöhnt Seehofer
Von wegen »Rückführung«: Madrider Vereinbarung blamiert den Innenminister

Das Madrider „Rückführungs-Ab-
kommen“ zeugt von bemerkens-
werter Dreistigkeit. Merkel nimmt
auf die CSU keinerlei Rücksicht.

Mit ihrem Abkommen mit Spa-
nien hat es Kanzlerin Merkel doch
noch einmal geschafft. Für ihr Ziel,
die Grenzen nach Europa und vor
allem Deutschland für Einwande-
rer aus dem orientalisch-afrikani-
schen Raum offen zu halten,
waren ihr in jüngster Zeit fast alle
EU-Verbündeten abhandengekom-
men, die Grenzen schlossen sich
immer mehr.

Zuerst waren die Mittelosteuro-
päer von der Fahne gegangen,
dann folgten Österreich und
Schweden, schließlich machten
Italien und Malta dicht. Griechen-
land, das die Asylkrise ohnehin
vor allem als Geschäftsmodell be-
trachtet, und Frankreich, das schil-
lernd blieb, nützten Merkel da als

Ausgleich wenig, ihre Isolation in
der EU war nicht mehr zu leug-
nen.

Das Abkommen mit Spanien
schlägt mehrere Fliegen mit einer
Klappe. Allein seine Existenz
durchbricht zumindest kosmetisch
Merkels Isolation. Auch erlaubt es
der neuen soziali-
stischen Regie-
rung in Madrid,
die Grenzen gen
Afrika wieder
leichter durchläs-
sig zu machen
und so ihre Hu-
manität zu demonstrieren, ohne
selbst allzu sehr in Probleme zu
geraten. Stellt sich Frankreich als
Transitland Richtung Deutschland
zur Verfügung, ist sichergestellt,
dass Spanien die Ankömmlinge
nach Norden durchwinken kann.
Denn kontrolliert, und gegebenen-
falls zurückgewiesen, werden die

Asylsucher nur an der österrei-
chisch-bayerischen Grenze, über
die so gut wie niemand reisen
dürfte, der von Spanien nach
Deutschland will.

Dennoch wird das inhaltslose
Abkommen von Berlin als großer
Erfolg gefeiert. Dies gibt Spanien

die Möglichkeit,
bei Gelegenheit
(finanzielle) Ge-
genleistungen zu
verlangen für die
geleistete „Solida-
rität“.

Der große Ver-
lierer ist, neben dem nationalen
Interesse Deutschlands, Bundesin-
nenminister Horst Seehofer. Der
CSU-Chef hatte die Wiedereinfüh-
rung umfassender nationaler
Grenzkontrollen verlangt. Merkel
hatte sich strikt geweigert mit der
Entgegnung, man müsse gemein-
same Lösungen mit den europäi-

schen Partnern finden − mit dem
Endziel einer EU-Linie.

Schließlich gab Seehofer nach
und ließ der CDU-Chefin die Ge-
legenheit, ihre „europäischen Lö-
sungen“ anzugehen. Was Merkel
jedoch aus Madrid mitbringt, kann
Seehofer nur als krasse Verhöh-
nung seiner Kompromissbereit-
schaft auffassen. 

Dabei läuft der Bayer Gefahr,
endgültig zur Spottfigur hinabzu-
sinken. Seit drei Jahren schon tür-
men er und seine Partei For-
derungen, Drohungen und Ulti-
maten aufeinander, um Kanzlerin
Merkel zum Kurswechsel bei der
Asyl- und Einwanderungspolitik
zu zwingen. Alles ist elend im
Sande verlaufen. Nun, ausgerech-
net gut zwei Monate vor der Bay-
ernwahl, setzt die CDU-Chefin mit
ihrer absichtlich wirkungslosen
Madrider Vereinbarung noch eins
drauf. Hans Heckel
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Putins Regierung droht ein heißer Herbst 
Russen reagieren heftig auf das von der Staatsduma durchgedrückte Gesetz zur Rentenreform – Protestbereitschaft wächst

Putin betrachtet seinen Wahl-
sieg als Freifahrtschein, alles
tun zu können, was ihm be-

liebt“, „Die Regierung interessiert
sich nicht für das Volk“ „Putin ist
ein berauschter Monarch“: Die Kri-
tik am russischen Präsidenten wird
seit der Ankündigung einer ein-
schneidenden Rentenreform lauter.
Die Beliebtheitswerte Wladimir Pu-
tins und seiner Regierung rauschen
in den Keller. Dies belegt eine kürz-
lich  durchgeführte Umfrage des Le-
vada-Zentrums in 52 russischen
Regionen. Viele der Befragten
mögen nicht, dass der Präsident
„mit dem großen Kapital verbun-
den“ ist und sind überzeugt, dass
ihm die Interessen der Menschen
fremd sind. Anfang August ver-

zeichnete das Levada-Zentrum an-
gesichts der angekündigten Erhö-
hung des Renteneintrittsalters einen
Anstieg der Pro- testbereitschaft.
Die Wahrscheinlichkeit von Mas-
senprotesten mit wirtschaftlichen
Forderungen übersteigt erstmals seit
2009 die Schwelle von 40 Prozent.
Auch das Umfrageergebnis der Re-
gierungspartei Einiges Russland ist
auf den Stand von 2011 gesunken.  

Politologen fragen sich, was die
die Regierung geritten hat, solch
eine unpopuläre Entscheidung zu
treffen, zumal das Budget des Lan-
des ausgeglichen und sogar ein
Haushaltsüberschuss möglich sei.
Noch vor seiner Wiederwahl hatte
Putin versprochen, das Thema
Rente nicht anzurühren. 

Das Volk fühlt sich betrogen,
zumal die Rentenreform im Schat-
ten der Fußball-Weltmeisterschaft
angekündigt wurde. Stein des An-
stoßes ist die Erhöhung des Renten-
eintrittsalters für
Männer von 60
auf 65 Jahre und
für Frauen von 55
auf 63 Jahre. Die
Reform trifft bei
allen auf Unverständnis. Immer
mehr Bürgerinitiativen schließen
sich zusammen, darunter Mitglieder
der Parteien „Jabloko“, „Parnas“, der
Kommunisten wie auch von „Ge-
rechtes Russland“. Neben einer
Rücknahme der Rentenreform for-
dern sie, dass die direkte Bürger-
meisterwahl wieder eingeführt

wird. Die Kommunistische Partei
unterstützt 200 Bürgerbewegungen.
Die Opposition übt offenbar den
Schulterschluss. Das Zentrale Wahl-
komitee will gar die Zulassung eines

gesamtrussischen
Referendums zur
Rentenreform prü-
fen lassen. Ob die
Regierung ein sol-
ches zulassen

wird, ist allerdings fraglich.
Vor dem Hintergrund, dass sich

zum Wahlkampfauftakt Anfang Au-
gust immer mehr Bürgerinitiativen
gebildet haben, die von Politikern
wie Ilja Swiridow von der Partei
„Gerechtes Russland“ initiiert wur-
den, macht den Kreml nervös. Am
9. September findet in Moskau die

Bürgermeisterwahl statt und in 
20 Regionen werden Gouverneure
neu gewählt. 

Dass die Bevölkerung gegen die
geplante Reform in einem Ausmaß
Sturm laufen würde, das die Mas-
senproteste von 2011 erreichen
könnte, damit hatte die Regierung
offenkundig nicht gerechnet. Ein-
schüchterungs- und ungeschickte
Manipulationsversuche, wie das
Kalkül, Jung gegen Alt auszuspielen,
blieben wirkungslos. Die Alten glau-
ben der Regierung nicht mehr. Sie
denken an ihre Kinder und Enkel.
Die Jungen sehen sich ebenso be-
troffen

Politologen bescheinigen Putin
Hochmut. Erst reagierte er auf die
Proteste gar nicht, dann lieferte er

fadenscheinige Argumente, mit
denen er die Notwendigkeit der
Rentenreform erklärte – etwa die
gestiegene Lebenserwartung. De-
mografen widerlegten diese These.
Sie warfen Putin vor, mit fehlerhaf-
ten Auswertungen zu arbeiten.
Während sich in den westlichen In-
dustrieländern die Lebenserwar-
tung bei Renteneintritt seit 1965 um
sechs bis sieben Jahre erhöht habe,
sei sie in Russland nur um sieben
Monate gestiegen. 

Bislang sah Putin sich einer
schwachen Opposition gegenüber,
die sich leicht ausschalten ließ.
Sollte es zu Massenprotesten wie
2011 kommen, ist seine Macht in
Gefahr. Manuela Rosenthal-Kappi

(siehe auch Seite 13)
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Der Handelskrieg zwischen den
USA und China ist nicht die einzi-
ge Arena, in der die beiden Mäch-
te gegeneinander antreten. Im
Hintergrund entwickelt sich ein
anderer Wettbewerb, der nicht
minder folgenschwer sein wird. Es
geht um die militärische Stärke
und darum, wer von beiden den
anderen im Bereich der Militär-
technologie übertreffen kann.

Anfang dieses Monats hat die
Volksrepublik China nach einer
Mitteilung der Chinesischen Aka-

demie für Flug- und Weltraum-
Aerodynamik ein nicht näher be-
schriebenes Fluggerät mit der Be-
zeichnung „Xingkong-2“ getes tet.
Der Flug habe zehn Minuten ge-
dau ert, es seien in einer Höhe von
30 Kilo metern Flugmanöver
durchgeführt worden, und an-
schließend sei der Apparat wie ge-
plant gelandet.

Über die erreichte Geschwindig-
keit wur de nichts bekannt, doch
habe sie im Hy per schall-Bereich
gelegen. Damit bezei chnen die Mi-

litärs den Bereich über fünffacher
Schall geschwindigkeit. Bedeutend
an diesem Testflug der Chinesen
ist, dass sie damit auf diesem Ge-
biete die USA zumindest einge-
holt, wenn nicht gar überholt ha-
ben. Eine der wichtigsten Eigen-
schaften von Hyper schall-Waffen
ist, dass  vor ihnen kein derzeitiges
Abwehrsystem zu schützen ver-
mag.

Dieses Hyperschall-Manöver
fügt sich perfekt in die aktuelle
Militärreform Pe kings, von der die
japanische Nach rich ten-Agentur

Kyodo News un ter Berufung auf
den Zentralen Mili tärrat Chinas
berichtet. Vor kaum einem Jahr
hatte das Land seine bisherige
Strategie geän dert, die an den See-
grenzen nur eine Küstenverteidi-
gung vorgesehen hatte, und Aus-
griffe über die 200-Meilen-Grenze
in die Planung mit einbezogen.
Nun sieht die strategische Planung
die Ausweitung der eigenen Mili-
tärpräsenz dar über hinaus vor. Die
Ziele sind im Weißbuch vorgege-
ben: die Vor herrschaft auf den

Weltmee ren, die Handlungsfrei-
heit im Weltraum, die Entwick lung
der nuklearen Waffen und die Vor -
herrschaft im Cyberraum. 

Zum ersten Mal werden zudem
die USA und Japan als Länder be-
nannt, welche die strategische Lage
der Volksrepublik China destabili-
sieren könnten und deren Vorgeh -
ens weise einen Konflikt hervorru-
fen könnte. Hier gelte eine „Strate-
gie der aktiven Verteidigung“. Die-
se wird mit einer einfachen Maxi-
me erklärt: „China wird nie als er-
ster angreifen, aber im Falle eines

Angriffs auf sein Territorium einen
Gegenschlag führen.“

Damit sind die USA doppelt an-
gespro chen. Zum einen ist für
Washington mit der Absicht Chi-
nas, sich zum Herrscher über die
Weltmeere aufzuschwingen, die
Axt am Selbstverständnis der USA
seit der Zeit des Unabhängigkeits-
krieges angelegt. Die USA haben
sich immer vorrangig als See-
macht verstanden. Deshalb wird
sie hier keine andere Macht neben
sich dulden.

Zum anderen zählt China zu
dem in seiner neuen Dok trin vor-
kommenden „eigenen Terri -
torium“ auch die umstrittenen In-
seln im Südchinesischen Meer, die
schon wie der holt Anlass krisen-
hafter Entwick lungen waren. Ge-
rade hier näm lich liebt es die US
Navy, ihre Überlegen heit zu de-
monstrieren. Gerade hier sieht
aber auch China seinen Lebens-
nerv bedroht, weil das Land von
Einfuhren ab hängt, die in großem
Umfang über das Süd chinesische
Meer kommen. 

Diese Region, so wichtig sie
auch ist, stellt jedoch nur noch ei-
nen Baustein in der umfassenden
chinesischen Strategie dar, die „ei-
ne all umfassende Verteidigung der
eigenen Sicherheit weltweit“ vor-
sieht. Die japanische nicht profit -
orientierte Nachrichtenagentur
Kyodo�  Tsushinsha/Kyodo News
zitiert aus einem angeblich dem
internen Gebrauch vorbehaltenen
Dokument der „Zentralen Militär-
kom mis sion“ Chinas: „Mit der Er-
weiterung unserer nationalen

Interessen außerhalb der Grenze
brauchen wir dringend einen all -
umfassenden Schutz unserer Si-
cher heit in der ganzen Welt.“

Das kleine Dschibuti in Ostafri-
ka am ar a bischen Golf steht bei-
spielhaft für diese chinesische
Strategie. Hier unterhalten die
USA, Deutschland, Frankreich, Ita-
lien und Japan je eine Militärbasis
– und eben auch China. Im Unter-
schied zu den anderen Ländern
hat China es ver standen, mit ho -
hen Krediten an die Reg ierung
und Pla nungen, die Infra struktur
des Landes groß zügig zu ent -
wickeln, sich zum wichtigsten
Partner des Landes zu ma chen.
Der US-amerikanische Glaube, ei-
ne weltweite starke militärische
Präsenz be ant worte alle Fragen,
hat hier beispiel haft Schiffbruch
erlitten. Die Zeit ist abzu sehen, in
der China die einzige auslän -
dische Militärbasis im geostrategi-
schen Leuchtturm Dschibuti besit-
zen wird.

US-Marineminister Richard V.
Spencer wird in der Zeitschrift
„Newsweek“ zi tiert: „Wenn es um
China geht, geht es um sein
Scheck buch. Es geht nicht nur um
Dollar und Cents, die sie für die
Förder ung ihrer Militärexpansion
und für tech nologische Entwick -
lungen ausgeben, sondern auch
darum, womit sie sich in der gan-
zen Welt befassen … Sie nutzen das
Kapital als Waffe. Ihr offenes
Scheck buch lässt mich in der
Nacht nicht schlafen.“

Chinas Strategie legt über die
Verschie bung der Machtverhält-
nisse hinaus einen grundlegenden
Fehler der US-Außen politik offen:
Mit deren obsessiven Konfronta-
tion Russland gegenüber gerät die
weltpolitische Rolle Pekings fast in
Vergessenheit, wenn man vom
hellsich tigen Marineminister ein-
mal absieht. Die Probleme, die für
Washington durch China entste-
hen, lassen sich weder durch
Sanktionen noch durch neue Mili-
tärba sen lösen. Chinas Strategen
jedenfalls haben sich das Kunst-
stück vorgenom men, die USA als
erste Weltmacht abzu lösen, ohne
dass es darüber zu einem Krieg
kommt, der beide Länder zerstö-
ren würde. Florian Stumfall
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Feministin meidet
den Wedding

Berlin – Die Feministin und Buch-
autorin Zana Ramadani hat im
Gespräch mit der „Berliner Zei-
tung“ ein vernichtendes Urteil
über den Berliner Stadtteil Wed-
ding gefällt. „Als Frau wage ich
mich nicht mehr in dieses Vier-
tel“, sagte sie der Zeitung. „Dort
verfolgt mich ein Spalier von Au-
gen, das ist unangenehm.“ In dem
Stadtteil trügen Frauen immer
Kopftuch. Wer dies nicht tue, wird
nach Ramadanis Eindruck offen-
bar abschätzig betrachtet. Die Ak-
tivistin der Feministinnen-Grup-
pe „Femen Germany“ hat 2017
mit ihrem Buch „Die verschleierte
Gefahr“ für Aufsehen gesorgt. Ra-
madani bezweifelt die Behaup-
tung, die Frauen trügen das Tuch
aus freien Stücken: „Ich kenne
wirklich keine selbstbestimmte
und unabhängige Kopftuchträge-
rin.“ Im Wedding leben gut 85 000
Menschen, davon sind 56 000
deutsche Staatsbürger mit und
ohne Einwanderungshintergrund
sowie 29 000 Ausländer. Der An-
teil von Bewohnern türkischer
und arabischer Abkunft ist sehr
hoch.  H.H.

Pekings Griff nach der Weltmacht
Mit ihrer Finanzkraft versucht China, die USA ohne einen beide zerstörenden großen Krieg abzulösen

Russlands
rasende Rakete

Moskau – Russland hat erstmals
eine sogenannte Hyperschallrake-
te der neuen Kinschal-Klasse ge-
testet. Das nach einem tscherkes-
sischen Dolchtyp benannte Ge-
schoss fliegt mit einer bis zu
zehnfachen Schallgeschwindig-
keit und ist daher von Raketenab-
wehrwaffen schwer zu treffen. Der
Test verlief erfolgreich und dürfte
den Militärs der USA und ihrer
Verbündeten einiges Kopfzerbre-
chen bereiten, da sie dieser neuen
Waffe wenig entgegenzusetzen
haben. T.W.W.

Europas neuer kranker Mann
Spaniens neue sozialistische Regierung ist weder in der Katalonien- noch in der Asylfrage erfolgreich

Als am 1. Juni der neue spa-
nische Ministerpräsident
Pedro Sánchez auch mit

den Stimmen der katalanischen
und baskischen Autonomisten ins
Amt gewählt wurde, glaubten vie-
le an einen beherzten Neuanfang
spanischer Politik. Vor allem der
damals noch in Deutschland fest-
sitzende ehemalige katalanische
Regionalpräsident Carles Puigde-
mont, der wegen des von Spanien
verbotenen Unabhängigkeitsrefe-
rendums Anfang Oktober 2017
vor der spanischen Justiz ins Exil
geflohen war, schöpfte Hoffnung,
nun endlich wieder in sein Hei-
matland zu rück kehren zu können.
Gerade in dem Moment als die
deutsche Justiz nach Monaten
reiflicher Abwägungen einer Aus-
lieferung wegen Veruntreuung öf-
fentlicher Gelder zustimmte, ver-
zichtete die spanische Justiz auf
eine Auslieferung des in Deutsch-
land festgenommenen katalani-
schen Separatistenführers. 

Dermaßen gestärkt in seiner
Rolle des neuen Königsmachers
machte sich Puigdemont gleich
daran, seine neue Rolle auch aus-
zunutzen. Nachdem Sánchez mit
den Stimmen der Befürworter ei-
ner Unabhängigkeit Kataloniens
Regierungschef geworden sei,

müsse er sich diesen gegenüber
nun auch erkenntlich zeigen. „Auf
Sánchez’ Worte des Dialogs müs-
sen nun auch Taten folgen“, ließ
Puigdemont seinen Nachfolger
Quim Torra in Brüssel erklären. 

Welche Macht die Separatisten
über die spanische Zentralregie-
rung haben, zeigten sie zuletzt, als
sie zusammen mit anderen Oppo-
sitionsparteien nicht die von Sán-
chez geplante Reduzierung des
Budgetdefizits unterstützten. Sán-
chez, der am 1. Juni mit allen Stim-
men außer denen der konservati-
ven und christdemokratischen
Partido Popular (PP, Volkspartei)
sowie der rechtsliberalen Ciuda -

danos (Bürger) in einem Misstrau-
ensvotum gegen die Regierung ge-
wählt wurde, erlitt seine erste
Niederlage im Abgeordnetenhaus,
(Congreso de los Diputados) dem
Unterhaus des spanischen Parla-
ments (Cortes Generales). Die Ab-
geordneten der beiden katalani-
schen Parteien und die der linksal-
ternativen Podemos (Wir können)
enthielten sich bei der ersten Ab-
stimmung zum Haushalt 2019. Nur
88 Abgeordnete der 350 Mitglie-
der zählenden Volksvertretung
stimmten für den Entwurf. 

Dabei hatte Sánchez einen
Haushalt mit neuem Defizitziel ge-
schnürt, der vor allem den Ge-

meinden und Regionalregierungen
auf Kosten der EU zugutegekom-
men wäre. Die Katalanen fühlen
sich jetzt als neue Königsmacher,
sie wollen schon lange keine Ver-
besserungen mehr für ihr Volk und
ihre Region, sie wollen einfach zei-
gen, dass ohne einen ernsthaften
Dialog mit den Befürwortern der
Unabhängigkeit ihrer Heimat in
der Madrider Politik nichts geht. 

Es könnte sein, dass die neue
spanische Regierung schon bald
Neuwahlen ausschreiben muss.
Wenn der Haushalt im Abgeordne-
tenhaus scheitert, geht er in den
Senat (Senado), und in diesem
Oberhaus des spanischen Parla-
mentes hat die PP die absolute
Mehrheit. Die Volkspartei hat un-
ter ihrem neuen Parteichef, dem
37-jährigen Pablo Casado, bereits
angekündigt, alles tun zu wollen,
damit Sánchez so schnell wie
möglich scheitert.

Auch in der neuen spanischen
Asylpolitik der offenen Grenzen
läuft es nicht wirklich rund. Als er-
stes hatten nämlich Schlepperban-
den und internationale Verbre-
chersyndikate von diesen offenen
Grenzen Wind bekommen und das
Ziel ihrer Schlepperrouten von Ita-
lien nach Spanien verlagert. Über
Nacht wurde Spanien wieder, wie

vor einigen Jahren, zum Hauptein-
fallstor nach Europa. 

Wie die Asylsucher die neue Of-
fenheit verstehen, zeigte auch der
neue Massenansturm auf die bei-
den spanischen Enklaven Ceuta
und Mellila in Nordafrika, deren
Grenzsicherungsanlagen die neue
Regierung eigentlich abbauen
wollte. 600 gewaltbereiten Perso-
nen gelang in einer einzigen Nacht
die Überwindung der Grenzanla-
gen, so vielen wie noch nie zuvor
in der Geschichte dieser Anlagen. 

Um von dem eigentlichen Pro-
blem abzulenken, hat man jetzt
den neuen italienischen Innen-
minister Matteo Salvini wegen
dessen Politik der geschlossenen
Grenzen von einem Besuch in
Spanien ausgeladen. Auch der
EU zeigt die neue spanische Re-
gierung zumindest, was deren
Suche nach Sammellagern in
Nordafrika angeht, die kalte
Schulter. Von der Einrichtung
von Sammellagern in Ceuta und
Mellila möchte man nichts wis-
sen. Man hofft aber schon, dass
die EU Spanien von den neuen
Asylsuchermassen entlastet,
auch wenn man eine derartige
Lastenteilung abgelehnt hat, als
das Gros noch in Italien ange-
kommen ist. Bodo Bost

Der CSU droht
ein Desaster

München – Zwei Monate vor der
bayerischen Landtagswahl verfe-
stigen sich die schlechten Umfra-
gewerte für die regierende CSU.
Bei sämtlichen Befragungen seit
Anfang Juli rangierten die Christ-
sozialen unter der 40-Prozent-
Marke, Forsa ermittelte zuletzt
den schlechtesten Wert mit nur
noch 37 Prozent. Das würde ei-
nen Einbruch um mehr als zehn
Prozentpunkte bedeuten gegen -
über den 47,7 Prozent, welche die
CSU 2013 erzielte. Relativ gese-
hen noch dramatischer stellt sich
die Lage für die SPD dar, die vor
fünf Jahren noch 20,6 Prozent
einfuhr. Bei allen Umfragen seit
April notieren die Sozialdemo -
kraten bei mageren zwölf bis
13 Prozent und drohen damit,
hinter CSU, Grünen und AfD auf
dem vierten Platz zu landen. Nur
die Freien Wähler (sechs bis neun
Prozent), die FDP (fünf bis sechs)
und die Linkspartei (zwei bis vier)
liegen noch hinter der SPD. Span-
nend könnte schließlich das Ren-
nen um Platz zwei werden. Bei
den meisten Umfragen liegen die
Grünen mit zwölf bis 17 Prozent
vor der AfD, die auf zwölf bis 14
Prozent kommt. Zuletzt jedoch
ermittelte das Institut Civey einen
hauchdünnen Vorsprung für die
Alternative für Deutschland, die
dort die Grünen mit 15,2 zu 15
Prozent hinter sich lässt. In der
Vergangenheit zeigte sich indes
der Trend, dass die AfD in Umfra-
gen etwas schlechter abschnitt als
beim tatsächlichen Wahlergebnis,
während die Grünen von den De-
moskopen etwas zu optimistisch
eingestuft worden waren.  H.H.

MELDUNGEN

AKT U E L L

Statt Dollar- 
nun Yuan-
Imperialismus:
Zwei Chinesen 
testen die von 
Firmen ihres 
Landes erbaute
erste moderne
elektrifizierte
Bahnverbindung
zwischen Addis
Abeba und 
Dschibuti

Bild: action press

Könnte bald vor Neuwahlen stehen: Pedro Sánchez Bild: Imago
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»taz« stellt den 
Druck ein

Berlin – Die linke „Tageszeitung“
(„taz“) wird ihr Erscheinen als ge-
druckte Zeitung voraussichtlich
bis spätestens 2022 einstellen.
Karl-Heinz Ruch, Geschäftsführer
des Blattes, hat den Genossen-
schaftsmitgliedern der Zeitung
mitgeteilt, dass dem Blatt bis 2021
die finanziellen Mittel ausgingen,
um weiter gedruckt zu erschei-
nen. Die Auflage war zuletzt auf
rund 50 000 gesunken − für eine
überregionale Tageszeitung mit
Vollredaktion recht dünn. Künftig
soll die Zeitung nur noch im
Internet existieren. Wie hier die
Mittel für eine professionelle Re -
daktion erwirtschaftet werden
sollen, bleibt unklar. Auch die
Reichweite der „taz“ im Netz geht
zurück. Die „Tageszeitung“ wurde
1978 als links-alternatives Leitor-
gan der jungen grünen Bewegung
gegründet. Nicht nur die allge-
meine Krise der Printmedien
setzte der Zeitung zuletzt zu.
Auch dürfte eine Rolle spielen,
dass sich viele, auch einst konser-
vative Medien dem Grünen-Kurs
angenähert haben, was den Markt
für die „taz“ verkleinerte. H.H.

Jahrelang galten die Grünen als
Wunschkandidat der SPD für eine
sozialdemokratisch geführte Koa-
lition. Nun könnten sich die Kräf-
teverhältnisse ändern. Bei den So-
zialdemokraten wächst die Nervo-
sität.

In aktuellen Meinungsumfragen
liegt die Öko-Partei fast schon
gleichauf mit der SPD. Bei den an-
stehenden Landtagswahlen in
Hessen und Bayern drohen den
Sozialdemokraten historisch
schlechte, den Grünen dafür be-
sonders gute Resultate. Im Frei-
staat dürften die Grünen die SPD
gar überholen. Der Chef des Mei-
nungsforschungsinstituts Forsa
glaubt nicht, dass sich die Sozial-
demokraten mittelfristig erholen
werden. Deutschland könne eine
neue Rangordnung der Parteien
bevorstehen, sagte Manfred Güll-
ner der „Neuen Osnabrücker Zei-
tung“. „Bei SPD und Grünen
könnten sich die Größenverhält-
nisse auch auf Bundesebene bald
umdrehen. Um ein Bild von Ger-
hard Schröder abzuwandeln: Die
Grünen haben die Chance, Koch
zu sein, während sich die Sozial-
demokraten mit der Rolle des
Kellners anfreunden sollten“, sag-
te Güllner.

Der stellvertretende SPD-Vorsit-
zende Ralf Stegner appellierte in
der vergangenen Woche fast
schon flehend, die Grünen mögen
sich auch weiterhin zu einem lin-
ken Bündnis bekennen. „Die Grü-
nen sind nötig, um eine Mehrheit
jenseits der Union zustande zu
bringen.“ Hauptgegner im Partei-
enspektrum bleibe die Union. „Es
gilt, den rechten Parteien Paroli zu
bieten“, sagte Stegner der Tages-
zeitung „Die Welt“. 

Der Grünen-Politiker Jürgen
Trittin hatte zuvor erklärt, die
SPD-Spitze befinde sich auf ei-
nem Schlingerkurs, die im absolu-
ten Abseits enden könnte: „Die
Vorsitzende Andrea Nahles und
Vizekanzler Olaf Scholz scheinen
sich in einer babylonischen Ge-
fangenschaft mit CDU und CSU
einrichten zu wollen“, sagte der
frühere Bundesumweltminister.

Anstatt die Union stärker zu be-
kämpfen, würden sie sich noch
schärfer von den Grünen abgren-
zen. 

Die Grünen machen unterdes-
sen ihr eigenes Ding. Die neue
Doppelspitze tourt seit einigen
Wochen durch die Republik. „Des
Glückes Unterpfand“ haben An-
nalena Baerbock und Robert Ha-

beck ihre Sommerreise bezeich-
net: „Wir wollen wissen, was die-
ses Land zusammenhält“, sagt
Baerbock: „Wir wollen auf die Rei-
se gehen und sehen: wo ist Einig-
keit, wie stärken wir unsere Frei-
heit und unser Recht.“ Die Anleh-
nung an das Lied der Deutschen
kommt nicht von ungefähr. Wah-
len werden traditionell in der Mit-

te gewonnen. Den Grünen haftet
immer noch der Ruf der Multikul-
ti-Utopisten an. Seit der telegene
Habeck durch die Diskussions-
sendungen der Republik tourt,
schnellen die Umfragewerte nach
oben. Zwar ist der Schleswig-Hol-
steiner eher einer vom linken Flü-
gel, doch er bemüht sich zuneh-
mend um bürgerliche Töne. Denn

die Lust am Regieren ist bei den
Grünen riesengroß. „Mit der SPD
wird das schwierig, weil sie eher
ab- als zunimmt“, sagt Ex-Front-
mann Trittin spitz. Und die Links-
partei könnte sich durch die
Gründung der Wagenknecht-Be-
wegung „Aufstehen“ zerlegen. 

Allerdings geben die Grünen
kein einheitliches Bild ab. Der ba-

den-württembergische Minister-
präsident Winfried Kretschmann
kämpft seit Jahren für ein
schwarz-grünes Bündnis auf
Bundesebene, das auch in Hessen
längst Realität ist. Intern wird
mittlerweile sogar das Undenkba-
re diskutiert. Trauen sich die Grü-
nen in Bayern, den Mehrheitsbe-
schaffer für die CSU zu spielen?

Wahrscheinlich ist dies erst ein-
mal nicht. Denn intern gibt es
schon Widerstände gegen die Ab-
setzbewegungen des neuen Spit-
zenduos von der SPD.

Die stellvertretende Grünen-
Vorsitzende Jamila Schäfer mahn-
te die Parteien links der Union
zur Geschlossenheit. „Wichtig ist,
dass wir den progressiven Teil

der Gesellschaft nicht wie einen
Kuchen betrachten, bei dem Lin-
ke, SPD und Grüne um das größ-
te Stück kämpfen“, sagte Schäfer
der Tageszeitung „Die Welt“. „Ge-
sellschaftliche Mehrheiten sind
wandelbar. Je plausibler wir un-
sere Ideen erklären, desto größer
ist der Kuchen“, sagte Schäfer
und ging damit deutlich auf
Distanz zu den Äußerungen Trit-
tins. 

Dessen Aussage, Grüne und
SPD seien keine „gottgegebenen
Partner“, alarmiert die Sozialde-
mokraten. „Wir geben offensicht-
lich klügere Antworten als die
Sozialdemokraten auf die The-
men der Menschen, die sich um
Soziales, Gesundheit und Pflege
sorgen“, sagte Trittin.

Der Sprecher des konservativen
Seeheimer Kreises in der SPD, Jo-
hannes Kahrs, sprach von „verba-
len Rempeleien“. Die SPD arbeite
mit den Grünen vielfach gut und
erfolgreich zusammen. „Sich nun
mit den Grünen zu prügeln, wäre
komplett überflüssig“, sagte Kahrs
dem Norddeutschen Rundfunk.

„Führende Kraft der linken Mit-
te“ wollen die Grünen werden, so
lautet deren offizielle Sprachrege-
lung. Doch zum Regieren bräuch-
ten sie auf Bundeseben wohl ei-
nen dritten Partner. Die Linkspar-
tei ist ihnen suspekt, die SPD zu
erfolglos. „Aufgrund der Rechts-
verschiebung der vergangenen
Jahre gibt es derzeit objektiv kei-
ne Mehrheit links der Mitte“, sag-
te Trittin, ein linker Grüner und
ehemaliger rot-grüner Umwelt-
minister. Linke Mehrheiten gebe
es nur in vielen politischen Ein-
zelfragen. „Das bringt sowohl die
SPD als auch die Grünen in die
Situation, dass sie faktisch nur la-
gerübergreifend Regierungsoptio-
nen haben.“ Und so kommt die
FDP ins Spiel. Dass die Liberalen
eine Jamaika-Koalition haben
platzen lassen, stört viele Grüne
immer noch. Doch Robert Habeck
gibt sich staatsmännisch. „Unter
Demokraten kann man immer
sprechen. Und es gibt auch Über-
schneidungen zur FDP.“

Peter Entinger

Grüne: Wird der Ex-Kellner zum Koch?
Der ehemalige Mehrheitsbeschaffer der SPD scheint auf dem Weg zur Volkspartei mit vielen Optionen

Kaum Schleuser 
verurteilt

Dresden – Der innenpolitische
Sprecher der sächsischen AfD-
Landtagsfraktion, Sebastian Wip-
pel, wirft dem Freistaat vor, die
Strafverfolgung von Schleusern
schleifen zu lassen. Wie eine An-
frage seiner Fraktion ergeben hat,
wurden im ersten Halbjahr 2018
von 218 Beschuldigten nur zwei
Schleuser auch verurteilt, einer
wurde abgeschoben, einer verließ
Deutschland freiwillig. Die AfD
im sächsischen Landtag fordert
„funktionierende Grenzkontrol-
len zu Polen und Tschechien, um
die illegale Einreise zu verhin-
dern“. Der „massive Anstieg“ der
Schleuser-Aktivitäten auf Sach-
sens Autobahnen müsse gestoppt
werden. H.H.

Die politischen Inhalte blei-
ben vage, die Reihen der
Unterstützer sind noch

nicht gefüllt. Dennoch sorgt Sahra
Wagenknechts „Aufstehen“ für
Unruhe.

Anfang September soll es richtig
losgehen. Bis dahin können sich
Interessenten in eine Liste eintra-
gen. Laut Aussage der Fraktions-
vorsitzenden der Linkspartei im
Bundestag haben dies auch schon
mehrere getan. Bisher gibt es von
der Sammlungsbewegung, die am
vergangenen Wochenende sozusa-
gen erst einmal ans Netz ging, le-
diglich eine Internetseite. Auf der
kommen verschiedene Personen
aus unterschiedlichen Gruppie-
rungen zu Wort. Sie dürfen erzäh-
len, was sie an Deutschland stört
und welche Hoffnungen sie ha-
ben.

Wagenknechts Truppe hat noch
gar nicht richtig losgelegt, da sorgt
sie schon für Ärger. Das Verhältnis
der Fraktionsvorsitzenden zur Par-
teispitze ist, vorsichtig formuliert,
gespannt. Und es dürfte nicht bes-
ser werden. „Aufstehen“ werde
sich von einer „grenzenlosen Will-
kommenskultur“ abgrenzen – und
von der AfD, sagte sie in einem
Gastbeitrag für die „Nordwest-Zei-
tung“ („NWZ“).

Bisher hat Wagenknecht stets be-
tont, sie strebe eine linke Samm-

lungsbewegung, aber keine neue
Partei an. Doch mit Argwohn be-
obachtet die Führungsspitze, wie
sie und ihr Ehemann, der frühere
saarländische Ministerpräsident
Oskar Lafontaine, ihre Truppen
sammeln. Im Saarland, wo Lafon-
taine die Landtagsfraktion führt,
trat eine Abgeordnete kürzlich aus
der Fraktion aus. Sie sollte zuvor
aus dem Vorstand gewählt werden.
Das Pikante: Dagmar Ensch-Engel
galt als die einzige Lafontaine-Geg-
nerin innerhalb der Fraktion und

als Vertraute des neuen Landesvor-
stands. Lafontaine gehe es um eine
Spaltung, sagt die abtrünnige Par-
lamentarierin. 

Der Knackpunkt ist die Einwan-
derungspolitik. Lafontaine hat früh
bemerkt, dass im Westen mit einer
Politik der offenen Grenzen für die
Linkspartei kein Blumentopf zu
gewinnen ist. Die sozial Schwa-
chen in den wenigen Hochburgen
der alten Bundesrepublik sehen
Einwanderer als Bedrohung und
nicht als Bereicherung. Und im
Osten der Repbulik, wo im kom-

menden Jahr drei Landtagswahlen
anstehen, droht die AfD der Lin-
ken den Rang abzulaufen. 

Lafontaine und Wagenknecht
bemühten sich in den vergangen
Tagen zu betonen, dass es sich kei-
nesfalls um eine Spaltung, sondern
um eine Zusammenführung han-
dele. Lafontaine sagte der „Rheini-
schen Post“ es gehe um „eine über-
parteiliche Bewegung“. Er verglich
dies mit „der Friedens-, Frauen-
und Dritte-Welt-Bewegung. Daraus
sind auch keine Parteien entstan-
den, und trotzdem haben sie die
Gesellschaft verändert.“

In den ersten Tagen haben sich
rund 60000 Menschen in die Mai-
ling-Liste eingetragen. „Das ist
weit mehr, als ich erwartet hatte“,
freut sich Wagenknecht. Sie hielt
den Kritikern entgegen, es spre-
che für die Bewegung, dass sie von
Politikern abgelehnt werde, die
Angst vor Veränderung hätten.
Das Projekt müsse noch viel stär-
ker werden.

Wo die Reise hingeht, scheint
Wagenknecht hingegen selbst noch
nicht recht zu wissen. „Niemand
muss seine Organisation verlassen,
um bei uns mitzumachen, vor al-
lem aber wollen wir diejenigen
zum Engagement ermutigen, die
sich in keiner Partei mehr zu Hau-
se fühlen“, sagte sie dem Hambur-
ger Magazin „Der Spiegel“. P.E.

Argwohn über »Aufstehen«
Was steckt hinter Wagenknechts linker »Sammlungsbewegung«?

Bereits in den ersten
Tagen rund 

60000 Eintragungen

DE U TS C H L A N D

Bemüht sich zunehmend um bürgerliche Töne: Robert Habeck auf Sommerreise Bild: Imago

Im ersten Halbjahr dieses Jah-
res seien insgesamt 2716 Zuzü-
ge von Spätaussiedlern nach

Deutschland registriert worden,
das seien 22 Zuzüge mehr als im
gleichen Zeitraum des Vorjahres,
so das Bundesministerium des In-
neren, für Bau und Heimat.

Deutlicher angestiegen sei die
Zahl der Anträge auf Aufnahme
als Spätaussiedler, die im Regelfall
vor einer Ausreise gestellt werden
müssen. Ihre Zahl betrage im
zweiten Quartal 2018 insgesamt
8382, das sind 1382 mehr als in
den ersten sechs Monaten des
Vorjahres.

Seit Beginn der Aussiedlerauf-
nahme im Jahr 1950 sind nach
Angaben des Bundesamtes für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF)
über 4,5 Millionen (Spät-)Aussied-
ler einschließlich Familienange-
hörigen nach Deutschland zuge-
wandert. Von 1990 bis 2012 gin-
gen die Zuwanderungszahlen ste-
tig zurück. Während im Jahr 2012
nur 1817 Personen als Spätaus-
siedler nach Deutschland einrei-
sten, konnte laut BAMF in den fol-
genden Jahren jeweils wieder ein
Anstieg des Spätaussiedlerzuzugs
verzeichnet werden. So wurden
im Jahr 2015 über 6000 Personen
als Spätaussiedler registriert.

Bernd Fabritius, der Bundesbe-
auftragte für Aussiedlerfragen

und nationale Minderheiten, zeig-
te sich sehr erfreut: „Spätaussied-
ler und ihre Familienangehörigen
sind weiterhin in Deutschland
hochwillkommen. Sie sind ein
Gewinn für unser Land.“

Am 14. September 2013, also
vor rund fünf Jahren, trat eine Ge-
setzesänderung des Bundesver-
triebenengesetzes (BVFG) in

Kraft. Dieses 10. Gesetz zur Ände-
rung des BVFG erleichterte die
Aufnahmevoraussetzung für Spät-
aussiedler. Eine nachträgliche
Einbeziehung von Ehegatten und
Abkömmlingen in den Aufnah-
mebescheid wurde härtefallunab-

hängig ermöglicht und Familien-
angehörige konnten nachgeholt
werden. 

Vor dieser Gesetzesänderung
war eine gemeinsame Aussied-
lung notwendig. Der Nachweis
deutscher Sprachkenntnis blieb
ebenso Voraussetzung zur Auf-
nahme wie der Bekenntnisnach-
weis zum deutschen Volkstum.
Aber auch hier wurden die Be-
dingungen entschärft.

So resümiert Fabritius: „Die ak-
tuelle Entwicklung macht deut-
lich, dass sich die im Jahr 2013 er-
folgte Gesetzesänderung und die
damit verbundenen Erleichterun-
gen bei der Familienzusammen-
führung von Spätaussiedlern nach
wie vor positiv insbesondere auf
die Antragszahlen, aber auch auf
die tatsächlichen Zuzüge auswir-
ken. Die Neuanträge scheinen
sich in den letzten Jahren auf dem
hohen Niveau von gut 13 000 An-
trägen jährlich zu stabilisieren,
die aktuellen Zahlen lassen er-
warten, dass sie in 2018 die 
14 000 signifikant überschreiten
werden. Das Interesse der Spät-
aussiedler, nach Deutschland zu
kommen, ist ungebrochen und die
Bundesregierung steht auch
weiterhin zu ihrer besonderen
Verpflichtung, ihre Aufnahme zu
ermöglichen.“

Christiane Rinser-Schrut

Spätaussiedlerzahl steigt
Gesetzesänderung vor fünf Jahren bewirkte Antragszunahme

Auch Heimkehrerglocke ge-
nannt: Friedlandglocke Bild: BMI
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„Im Bewusstsein seiner Verant-
wortung vor Gott und den Men-
schen, von dem Willen beseelt, als
gleichberechtigtes Glied in einem
vereinten Europa dem Frieden der
Welt zu dienen, hat sich das Deut-
sche Volk kraft seiner verfassung-
gebenden Gewalt dieses Grundge-
setz gegeben. Die Deutschen … ha-
ben in freier Selbstbestimmung
die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands vollendet. Damit gilt dieses
Grundgesetz für das gesamte
Deutsche Volk.“

Hierbei handelt es sich um die
Präambel des Grundgesetzes. Eine
Präambel, so ein gängiges Lexikon,
dient unter anderem dazu, die „hi-
storisch-politische Bedeutung und
Zielsetzung der getroffenen Rege-
lungen darzulegen“. Das Gesetzes-
werk galt einst als erfolgreich, nie
wurde ernsthaft erwogen, statt ei-
nes Beitritts der DDR eine neue
Verfassung für den Gesamtstaat
auszuarbeiten. 

Inzwischen werden einige Be-
grifflichkeiten nicht mehr ganz so
genau genommen. Als Alibi dient

oft der „Anwendungsvorrang“ von
EU-Recht „gegenüber nationalem
Recht“ – was jedoch keineswegs
eindeutig geklärt ist. Naturgemäß
gibt es über jedes Gesetzeswerk
Uneinigkeiten. Doch nehmen sich
früher festgestellte Widersprüch-
lichkeiten – etwa die Bestimmung,
dass ein Ersatzdienst die Zeit des
Wehrdienstes nach Artikel 12a,
Absatz 2, nicht
ü b e rs ch re i t e n
durfte, was je-
doch nie der Pra-
xis entsprach –
im Vergleich zu
heutigen Beob-
achtungen margi-
nal aus.

„So bunt ist unser Land“, ver-
kündet beispielsweise die Vizeprä-
sidentin des Deutschen Bundesta-
ges Claudia Roth in einem aktuel-
len, via Internet abrufbaren Video.
Sie zitiert den ersten Satz des Arti-
kels 1: „Die Würde des Menschen
ist unantastbar.“ So richtig, so all-
gemein. Ihre weiten Ausführungen
– alles ist für alle gültig, bunte Be-
liebigkeit in Deutschland – leitet

sie allein daraus ab. Die Präambel
des Grundgesetzes ist ihr offenbar
nicht geläufig oder egal. Roth be-
kämpft verbal eine Partei, die defi-
nieren wolle, wer dazugehört und
wer nicht. Was das Grundgesetz
betrifft: Es steht in der Präambel.

Roth bezieht sich erkennbar
auch auf die Immigrationsfrage
und das Asylrecht, das der Arti-

kel 16a regelt.
Hans-Jürgen Pa-
pier, Präsident
des Bundesverfas-
sungsgerichts von
2002 bis 2010,
hatte schon An-
fang 2016 ausge-

führt: „Der Verfassungsstaat muss
funktionieren, er darf durch die
Politik nicht aus den Angeln geho-
ben werden. Sie hat die zentrale
Verpflichtung, Gefahren entgegen-
zutreten, die durch eine dauerhaf-
te, unlimitierte und unkontrollierte
Migration in einem noch nie dage-
wesenen Ausmaß entstehen kön-
nen.“ Dass das Grundgesetz be-
züglich des Asylrechts permanent
gebrochen wird, erkennt auch der

juristische Laie. Schon alle aus
EU-Staaten nach Deutschland Ein-
reisenden dürften sich nicht auf
dieses Recht berufen – eine klare
Regelung, die praktisch außer
Kraft gesetzt ist. Fortsetzung findet
das Ganze in Form des „Kirchen-
asyls“, das Personen, deren Nicht-
Anspruch in langwierigen Verfah-
ren festgestellt wurde, dem staat-
lichen Zugriff entzieht. Der Staat
seinerseits kapituliert vor einer
moralischen Anmaßung, die sich
auf Begrifflichkeiten einer Zeit be-
ruft, die mit der gegenwärtigen Si-
tuation so ziemlich gar nichts zu
tun hat. Ein Ende ist nicht in Sicht.
Neuerdings wird nach Kirchenvor-
bild, natürlich konsequenzenfrei,
„Bürgerasyl“ gewährt.

Ein wenig peinlich war das
„Deutsche“ einigen Denkern der
alten Bundesrepublik schon frü-
her. Man entwickelte daher das
Konzept des „Verfassungspatrio-
tismus“. Allerdings fällt selbst das
heutzutage schwer – „patriotisch“
gegenüber einer Verfassung zu
sein, deren Gültigkeit variabel ist.

Erik Lommatzsch

Vor 70 Jahren, vom 10. bis
zum 23. August 1948, tagte
auf der oberbayerischen In-

sel Herrenchiemsee der sogenann-
te Verfassungskonvent. Aufgabe
dieser versammelten Sachverstän-
digen und ihrer Mitarbeiter war
die Ausarbeitung eines Verfas-
sungsentwurfs, der ab dem 1. Sep-
tember dem Parlamentarischen
Rat zur Diskussion vorgelegt wer-
den sollte.

Die damals existierenden elf Flä-
chen- und Stadtstaaten der drei
westlichen Besatzungszonen ent-
sandten jeweils einen Vertreter.
Hinzu kam der nicht stimmbe-
rechtige Berliner Otto Suhr. Würt-
temberg-Hohenzollern etwa wur-
de durch Carlo Schmid, einen in-
tellektuell einflussreichen, aber
nie ein wirklich bedeutendes Amt
erlangenden SPD-Politiker, reprä-
sentiert, Rheinland-Pfalz durch
CDU-Mitbegründer Adolf Süster-

henn, der sich später als Kultusmi-
nister mit der „Aktion Saubere
Leinwand“ nicht nur Freunde
machte. 

Die Fronten des beginnenden
Kalten Krieges zwischen den West-
mächten und der Sowjetunion, das
Auseinanderdriften der ehemali-

gen alliierten Kriegsgegner
Deutschlands hatten sich immer
stärker abgezeichnet. Eine 1947
geplante gesamtdeutsche Minister-
präsidentenkonferenz war geschei-
tert. Eine Vielzahl sich oft gegen-
seitig bedingender Entwicklungen
des Jahres 1948 – die Sowjetunion
etwa verließ den Alliierten Kon-

trollrat, die Währungsreform trat in
Kraft, die Berliner Blockade be-
gann – deuteten sehr klar in Rich-
tung einer Teilung Deutschlands.
Die drei westlichen Militärgouver-
neure hatten am 1. Juli den Mini-
sterpräsidenten ihrer Zonen die
„Frankfurter Dokumente“ überge-
ben: ein Angebot oder, je nach
Sichtweise, eine Aufforderung zur
Gründung eines Bundesstaates.

Das in seinen großen Linien im
August 1948 auf Herrenchiemsee
ausgearbeitete Grundgesetz – so
genannt, um den vorläufigen Cha -
rakter zu betonen – zog Lehren
aus dem Scheitern der Weimarer
Demokratie. So etwa wurde der
Bundespräsident auf Repräsentati-
ves beschränkt, der Kanzler ist nur
zu stürzen, sofern eine neue Mehr-
heit vorhanden ist. In Kraft trat es
am 23. Mai 1949, seit 3. Oktober
1990 gilt es für West- und Mittel-
deutschland. E.L.

Zeitzeugen

Das Eigene war schon immer
die Sache der Bayern. Beim

Verfassungskonvent von Herren-
chiemsee war die bayerische De-
legation am besten vorbereitet,
gleich mit einem fertigen Ent-
wurf. Die Mitwirkungsrechte der
Länder, den Föderalismus,
wähnte man stets in Gefahr. Als
einziges Landesparlament ver-
sagte deshalb 1949 der bayeri-
sche Landtag dem Grundgesetz
den Segen. Es trat wegen der Zu-
stimmung der anderen trotzdem
in Kraft, und die Bayern bekann-
ten sich – etwas widersprüchlich
– ausdrück lich zur Verfassungs-
treue und zur Bundesrepublik.

Im Mai 1973 rief die bayeri-
sche Regierung das Bundesver-
fassungsgericht wegen des
Grundlagenvertrages der Bun-
desrepublik mit der DDR an. Das
Ziel der Wiedervereinigung sah
sie verletzt, zudem könne man
sich nicht mehr wie zuvor für
die Menschen in der DDR ver-
wenden. Die Klage wurde abge-
wiesen.

Bezüglich der „Flüchtlingskri-
se“ sprach der damalige bayeri-
sche Ministerpräsident Horst

Seehofer im Februar 2016 von ei-
ner „Herrschaft des Unrechts“.
Statt ungehindert die Einreise
von Immigranten ohne gültige
Dokumente zu gestatten, sei die
Bundesregierung verpflichtet,
die Grenzen zu schützen, so der
ehemalige Bundesverfassungs-
richter Udo di Fabio. Der Staats-
rechtler und Ex-Bundesminister
Rupert Scholz sekundierte. Er
hielt erklärtermaßen eine Klage
des Freistaates gegen die Asylpo-
litik für gerechtfertigt. Dabei
sollte es bleiben. Wie so oft ha-
derte Bayern nach außen mit der
Bundespolitik, Konsequenzen
blieben letztlich aus. Hier wurde
der Weg nach Karlsruhe nicht
einmal beschritten. Als Löwe ab-
gesprungen und als Bettvorleger
gelandet.

Zuweilen kommt Widerständi-
ges von unten. Vergangenes Jahr
hat ein Kläger versucht, mittels
Verfassungsbeschwerde eine
Volksabstimmung über einen
Austritt Bayerns aus dem Bund
zu erreichen. Beschieden wurde,
dass „Sezessionsbestrebungen …
gegen die verfassungsmäßige
Ordnung“ verstießen. E.L.

Karl Albrecht Schachtschneider –
Der bis zu seiner 2005 erfolgten
Emeritierung an der Universität
Erlangen-Nürnberg lehrende
Staatsrechtler hatte infolge der seit
2015 herrschenden Asylkrise eine
Klage vor dem Bundesverfas-
sungsgericht angestrengt. Die
Grenzöffnung verstoße gegen gel-
tendes Recht. Die Bundesregie-
rung sollte zur Sicherung der
deutschen Grenzen gezwungen
werden. Das Ansinnen wurde oh-
ne Begründung abgewiesen.

Andreas Voßkuhle – Der seit 2010
amtierende Präsident des Bundes-
verfassungsgerichts bringt sich
auch immer wieder in die politi-
sche Diskussion ein. So unter-
stützte er 2016 die Meinung, Asyl
sei ein individueller Schutzan-
spruch, eine „Obergrenze“ dürfe
es folglich nicht geben. Unlängst
rügte er die seiner Meinung nach
zu schrille und der Komplexität
der Situation nicht angemessene
Sprache in der Diskussion um die
Asylkrise.

Hermann Höpker-Aschoff – Der
liberale, westfälische Jurist beklei-
dete von 1951 bis zu seinem Tode
1954 als Erster das Amt des
Bundesverfassungsgerichtspräsi-
denten. Der vormalige preußische
Finanzminister in der Weimarer
Zeit wurde 1949 in den Bundestag
gewählt und gilt als einer der Mit-
begründer der FDP in seiner Hei-
mat.

Hans Nawiasky – Der 1880 in
Graz geborene Staatsrechtler gilt
nicht nur als einer der „Väter“ der
Verfassung des Freistaates Bayern,
1948 steuerte er zum Verfassungs-
konvent von Herrenchiemsee we-
sentliche Ausarbeitungen bei. Die
im ersten Teil des Grundgesetzes
verbrieften Grundrechte gehen
mit ihrer Orientierung an traditio-
nellen Freiheitsrechten maßgeb-
lich auf ihn zurück.

Bernhard Schlink – Der einem
größeren Publikum durch seine
Romane mit zeitgeschichtlichem
Hintergrund, insbesondere dem
auch verfilmten „Vorleser“ be-
kannte Jurist wirkte Ende
1989/Anfang 1990 als Berater des
„RundenTisches“ der DDR, für die
eine neue Verfassung ausgearbei-
tet wurde. Diese erwies sich bald
als obsolet, da die DDR nach dem
damaligen Artikel 23 dem Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes
beitrat.

Fernab des Volkes
Auf Herrenchiemsee tagte vor 70 Jahren der Verfassungskonvent

Mit variabler Gültigkeit
Beim GG werden einige Begrifflichkeiten nicht mehr ganz so genau genommen

Der bayerische
Sonderweg hat

Tradition

Das GG gilt »für 
das gesamte 

Deutsche Volk«

Sieht den Verfassungsstaat durch die Politik aus den Angeln gehoben: Hans-Jürgen Papier Bild: pa

»Grundgesetz« sollte
den vorläufigen 

Charakter betonen

Nicht frei von
Widersprüchen
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Love, Peace 
and Freedom
Von VERA LENGSFELD

Diese Leichtathletik-Europameister-
schaft ist etwas Besonderes. Sie wird
an zwei Orten in verschiedenen

Ländern ausgetragen: Berlin und Glasgow.
Ob mit dieser Wahl der Brexit-Wunsch der
Briten noch in sein Gegenteil verkehrt
werden kann, ist zweifelhaft, auch wenn die
deutschen Medien so tun, als wären die
Briten inzwischen über ihren eigenen
Entschluss entsetzt. 

Wenn sie auf unsere Medien gehört
hätten, wäre die Abstimmung schon damals
anders ausgefallen. Oh dieses Albion! Es hat
immer noch seinen eigenen Kopf!

Sehr fragwürdig ist die Entscheidung
des bunten Berlin, einen Teil der
Wettkämpfe auf den Breitscheidplatz zu
verlegen, der durch das Weihnachtsmarkt-
Attentat vom Dezember 2016 traurige
Berühmtheit erlangt hat.

Nun gibt es dort eine kleine Arena im
Schatten der geschichtsträchtigen
Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche, deren
Tribünen schon ab dem frühen Morgen voll
sind. Kugelstoßer, Geher und Marathonläu-
fer tragen hier ihre Wettkämpfe aus. 

Auf der sogenannten europäischen Meile
findet jeweils der Zieleinlauf statt. Hier
werden die Sieger gefeiert, finden die Sie-
gerehrungen statt. Sogar Nationalhymnen
werden gesungen − a cappella. Die Leicht-
athletik will sich damit öffnen, heißt es.
Über die Höhe der Zusatzkosten wird nichts
verlautet. Im chronisch klammen Berlin sind
Schulden irrelevant.

Kurzzeitig soll es bei den EM-Organisato-
ren Zweifel gegeben haben, ob der Platz
wirklich in die EM-Wettbewerbe eingebettet
werden soll. 

„Letztlich haben wir uns bewusst dafür
entschieden, da der Breitscheidplatz nun
eine noch größere Symbolkraft (sic!)
besitzt“, sagte Organisationschef Frank
Kowalski. Damit gesteht er indirekt, dass es
um die Auslöschung der Erinnerung an das
Terrorattentat geht. 

Dafür nimmt man enorme Sicherheits -
vorkehrungen in Kauf. Unter dem Motto
„Love, Peace, Freedom“ wird zum
stimmungsvollen und sportlich-fairen
Wettstreit eingeladen. Die Athleten, heißt es,
würden den Kontakt zu den Fans lieben,
hier seien sie anfassbar, Autogrammjäger
kämen viel besser zum Zug als im Stadion.
Der Breitscheidplatz sei „das zweite Herz
der Leichtathletik“. 

Dieses Freudenfest darf nicht durch das
Andenken an die Toten gestört werden.
Deshalb hat man die Blumen, Bilder und Ta-
feln entfernt, die Angehörige und Freunde
der Ermordeten immer noch dort
niederlegen. 

Die Party muss weitergehen.

Als im Jahr 2001 in Berlin die erste
rot-rote Koalition startete, kündigte der
damalige Regierende Bürgermeister
Klaus Wowereit (SPD) an, man werde
„Sparen, bis es quietscht“. Inzwischen
ist die Finanzlage Berlins deutlich bes-
ser geworden. Vorhandenes Geld kann
allerdings oftmals gar nicht ausgege-
ben werden.

Auch der Fortschrittsbericht „Auf-
bau Ost“ für das Jahr 2017 bestätigte
eine Entwicklung, die mittlerweile seit
über 20 Jahren zu beobachten ist. Im
bundesweiten Vergleich der staat-
lichen Investitionen landete das Land
Berlin im vergangenen Jahr erneut nur
auf einem der hinteren Plätze. Mit den
investierten 512 Euro pro Kopf reichte
es nur für die viertletzte Stelle im Ver-
gleich der Bundesländer. Der Freistaat
Bayern investierte als Spitzenreiter
immerhin 949 Euro je Einwohner.

Berlins schwaches Abschneiden im
Vergleich der staatlichen Investitionen
erstaunt aus mehreren Gründen: Seit
die Stadt vor mehr als zehn Jahren fi-
nanziell fast vor dem Abgrund stand,
hat sich die Lage deutlich verbessert.
Als der damalige Regierende Bürger-
meister Klaus Wowereit (SPD) Anfang
der 2000er Jahre einen strikten Spar-
kurs ankündigte, klaffte im Etat teil-
weise noch eine Lücke, die einem Vier-
tel des Haushaltsvolumens entsprach.

Seit 2012 jedoch kommt die Stadt
ohne zusätzliche Kredite aus. Mittler-
weile schreibt Berlin sogar schwarze

Zahlen, erzielt Überschüsse. Erst im
vergangenen Jahr verzeichnete die
Hauptstadt mit 2,1 Milliarden Euro ei-
nen Rekordüberschuss. Nach wie vor
profitiert das Land zwar von hohen
Transferzahlungen aus dem Länderfi-
nanzausgleich, aber auch die Steuer-
einnahmen sind gestiegen. 

Zusätzlichen Rückenwind bekommt
der Stadtstaat durch das extrem nied -
rige Zinsniveau. Auf seinen riesigen
Schuldenberg von rund 59 Milliarden
Euro, der im Laufe
der vergangenen
Jahrzehnte angehäuft
wurde, zahlt Berlin
derzeit nur niedrige
Zinsen. Der jahrelang
gefahrene Sparkurs
trug ebenfalls zur
Besserung der finanziellen Lage der
Bundeshauptstadt bei. Allerdings sind
auch die Nebenwirkungen der Spar-
kur nicht zu übersehen. Gerade bei der
Infrastruktur ist ein immenser Investi-
tionsstau an Schulen, Kitas, Hochschu-
len, Schwimmbädern und Straßen ent-
standen.

Der anhaltende Zuzug nach Berlin
lässt den Bedarf weiter steigen. Noch
der rot-schwarze Senat hatte einen In-
vestitionsfonds namens „Sonderver-
mögen Infrastruktur der Wachsenden
Stadt und Nachhaltigkeitsfonds“ (Si-
wana) eingerichtet. Der Fonds wird aus
Haushaltsüberschüssen gespeist. Seit
dem Jahr 2014 ist die beachtliche Sum-
me von 2,75 Milliarden Euro in den

Topf für Infrastrukturvorhaben geflos-
sen. Bislang ist allerdings nur ein klei-
ner Teil der Summe, wenige hundert
Millionen Euro, in die Infrastruktur
Berlins geflossen. Dabei spielen mehre-
re Faktoren eine Rolle. Zum einen er-
fordern viele Projekte ohnehin einen
langen planerischen Vorlauf. Fehler bei
den öffentlichen Ausschreibungen und
Änderungswünsche der Politik wäh-
rend der Planung können die Umset-
zung weiter verzögern.

Berlin hat durch
jahrelange Sparpolitik
mit einem weiteren
Nachteil zu kämpfen:
In der Berliner Ver-
waltung fehlt mittler-
weile Personal. Bis-
lang ist die Bezahlung

bei Berlins öffentlichem Dienst nicht
sonderlich attraktiv. Immer schwieriger
wird es damit, freie Stellen bei Polizei,
Feuerwehr, in den Schulen und der
Verwaltung überhaupt noch mit quali-
fiziertem Personal zu besetzen.

Der Spandauer Stadtrat Andreas Ot-
ti (AfD) hat inzwischen wiederholt
darauf aufmerksam gemacht, dass
auch die Personalsituation in den
wichtigen Hochbauämtern der Bezirke
prekär sei. Auch hier können ausge-
schriebene Stellen oft nicht nachbe-
setzt werden, weil der Bund oder an-
dere Länder besser zahlen und auch
sonst attraktivere Arbeitsbedingungen
bieten. Aus Sicht des Spandauer Be-
zirksstadtrats Otti ist die Lage inzwi-

schen so schlecht, dass sogar ein
Scheitern der Berliner Schulbauoffen-
sive droht. 

Dabei handelt es sich immerhin um
eines der wichtigsten Investitionsvor-
haben für die Stadt. Der Senat will in
den nächsten acht Jahren hunderte
Schulen sanieren, Schulgebäude er-
weitern und sogar 60 Schulen kom-
plett neu bauen. Insgesamt rechnen
die Verantwortlichen mit Kosten in
Höhe von 5,5 Milliarden Euro. Ein
kürzlich veröffentlichtes Gutachten
sieht auch bei Berlins Hochschulen ei-
nen massiven Sanierungsbedarf. Laut
der Untersuchung sind mehr als drei
Milliarden Euro nötig, um alle Gebäu-
de der Hochschulen zu sanieren. 

Sehr viel Geld in die Hand nehmen
muss das Land Berlin auch beim öf-
fentlichen Nahverkehr. Ein kürzlich
veröffentlichter Entwurf des Berliner
Nahverkehrsplans für die Jahre 2019
bis 2023 sieht einen massiven Ausbau
vor. Der präsentierte Masterplan sieht
über ein Dutzend Neubaustrecken für
Straßenbahnen und zusätzliche Busli-
nien vor. Nachdem es über lange Zeit
kaum Erweiterungen gab, sind nun
auch neue Strecken für die Berliner
S-Bahn und ein Ausbau des U-Bahn-
netzes vorgesehen. Gerade die Aus-
bauplanungen für die S-Bahn erstrek-
ken sich zum Teil bis ins Jahr 2035,
die angedachten Streckenverlängerun-
gen bei den U-Bahnlinien könnten er-
fahrungsgemäß sogar noch später Re-
alität werden.  Norman Hanert

Es wird immer
schwerer, Stellen
zu besetzen: 
Überarbeitete 
Beamte und 
wartende Bürger
müssen es 
ausbaden

Bild: Imago

Der Förderverein der Stasi-
Gedenkstätte in Berlin-
Hohenschönhausen will

sein Vorstandsmitglied Stephan
Hilsberg ausschließen. SPD-Mit-
glied Hilsberg hatte zuvor dem
Verein und dessen Vorsitzenden
Jörg Kürschner vorgeworfen, Par-
teipolitik in den Verein getragen
zu haben. 

Er begründete seine Attacke
damit, dass Vereinschef
Kürschner für die Wochenzei-
tung „Junge Freiheit“ Artikel ver-
fasse und sich für die Aufnahme
des Berliner AfD-Vorsitzenden
Georg Pazderski in den Förder-
verein einsetzt habe. Dies und
andere Vereinsinterna sind in die
Öffentlichkeit gelangt. 

Die vereinsschädigende Wei -
tergabe von Interna ist nun
Gegenstand des Ausschlussver-
fahrens. Kürschner wirft Hils-
berg vor, „in einer dem Förder-
verein abträglichen Absicht eine
grundrechtlich geschützte, legiti-
me Tätigkeit des Vorsitzenden zu

skandalisieren“. Hilsberg seiner-
seits behauptet, der Verein werde
von der AfD unterwandert − sei-
ne eigenen Aktivitäten sieht er
dagegen nicht im Zusammen-
hang mit parteipolitischen Inter-
essen. Stephan Kockisch, der
Sprecher der Gedenkstätte Ho-
henschönhau-
sen, beklagte,
dass der Streit
im Verein die
Zusammenarbeit
mit der Gedenk-
stätte erschwere.
Seit Juni ruht die
Zusammenarbeit zwischen För-
derverein und Gedenkstätte. 

Hilsberg wirft der AfD eine
Verletzung des antitotalitären
Konsenses vor. „Dafür, dass ich
das thematisiere, soll ich ausge-
schlossen werden, das ist ein
Skandal!“ Zuletzt ließ Hilsberg
sich im linken Berliner „Tages-
spiegel“ mit dem Vorwurf zitie-
ren, der Vereinsvorsitzende ma-
che den Förderverein „zu einem

Aufmarschplatz für die AfD“.
Unterstützung erhielt Hilsberg
von seinem Parteifreund Wolf-
gang Thierse (SPD): „Der Förder-
verein ist von beängstigender po-
litischer Einseitigkeit. Wer einen
ehemaligen Bürgerrechtler aus-
schließen will, der demaskiert

sich endgültig
selbst.“ 

Thierse forder-
te den Direktor
der Gedenkstät-
te, Hubertus
Knabe, auf, sich
vom Förderver-

ein zu „befreien“, damit das An-
liegen der Gedenkstätte nicht
dauerhaft beschädigt werde. Da-
mit indes zieht der frühere SPD-
Spitzenpolitiker den Verdacht
auf sich, für seine Partei mehr
Einfluss auf die Gedenkstätte
und den Förderverein erhalten
zu wollen. Der Bundesbeauftrag-
te für die Stasi-Unterlagen, Ro-
land Jahn, äußerte sich bisher zu
dieser Angelegenheit nicht. 

Knabe hat die Zusammenarbeit
mit dem Förderverein zunächst
auf Eis gelegt, vermeidet aber, für
Hilsberg und Thierse Partei zu
ergreifen. Er hoffe, dass sich der
Verein „wieder auf seinen eigent-
lichen Auftrag besinnt, die Ge-
denkstätte zu unterstützen“. Zu-
vor hatte ein angeblicher Skan-
dal um einen früheren DDR-
Häftling für Aufsehen gesorgt. 

Dem 73-jährigen Siegmar Faust
wird vorgeworfen, er habe bei
Führungen durch die Gedenk-
stätten den Holocaust verharm-
lost. Faust soll geäußert haben,
der NPD-Propagandist Horst
Mahler werde für ein „Meinungs-
delikt“ härter bestraft als Stasi-
Chef Erich Mielke für dessen
Mord. Knabe hatte ihn daraufhin
von weiteren Führungen suspen-
diert. Obwohl verschiedene Me-
dien zwischen beiden Vorgängen
einen Zusammenhang zu kon-
struieren versuchen, hat Faust
mit dem Förderverein nichts
zu tun. Frank Bücker

SPD-Politiker attackieren Förderverein
Stasi-Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen: Unterstützer geraten in Streit

Erst kein Geld, jetzt kein Personal
Trotz guter Haushaltslage kann Berlin wichtige Investitionen nicht zügig angehen

Namenloser Rat
Humboldt-Uni klagt eigene Studenten an

Auf öffentlichen Druck hin hat
die Präsidentin der Berliner

Humboldt-Universität, Sabine
Kunst, jetzt ihre eigenen Studen-
ten verklagt. Die Klage richtet
sich gegen den „Referent_innen
Rat“ (RefRat), wie der Allgemeine
Studentenausschuss an der Hum-
boldt-Uni heißt. Die 26 Mitglieder
dieses Rates weigern sich beharr-
lich, ihre vollen
Namen preiszu-
geben. Da die Re-
feratsleiter nur
mit Vornamen
bekannt sind,
wird ihnen mangelnde Transpa-
renz vorgeworfen.

Den Stein ins Rollen gebracht
hat der AfD-Abgeordnete im Ber-
liner Stadtparlament, Martin Tref-
zer, der in einer Kleinen Anfrage
an den Senat um Auskunft über
die „Studentenvertretungen an
Berliner Hochschulen“ bat. Wäh-
rend die Freie Universität und die
Technische Universität erklärten,
aus Datenschutzgründen die Na-

men nicht weiterzugeben, sah
sich die Humboldt-Universität
zum Handeln gezwungen. 

Präsidentin Kunst war bereits
Ende 2017 mit einem Problem
konfrontiert, das eine Uni-Zei-
tung aufgedeckt hat: Die Mitglie-
der des „RefRats“ würden sich
durch ihre Anonymität die Posten
gegenseitig zutricksen, um so

über die Amtszeit
von zwei Jahren
hinweg für ihr
Ehrenamt Auf-
wandsentschädi-
gungen zu erhal-

ten, die dem Bafög-Höchstsatz
von 735 Euro entsprechen.

Der „RefRat“ verteidigte sein
Vorgehen, Klarnamen nicht be-
kannt zu geben, mit „antidemo-
kratischen Entwicklungen“ an
den Universitäten. Man wolle sich
von politischen Feinden wie der
AfD nicht verunglimpfen lassen.
Es ist eine scheinheilige Ausrede,
um sich der parlamentarischen
Kontrolle zu entziehen. H. Tews

Knabe und Jahn 
halten sich 

bislang zurück
Tricksereien im

linken Studentenrat 

Bezahlung ist im 
Ländervergleich nicht
sonderlich attraktiv

PR E U S S E N / BE R L I N
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MELDUNGEN

Kein Geld für 
Feministenblatt

Wien – Österreichs Frauenmi -
nisterin Juliane Bogner-Strauß
(ÖVP) hat angekündigt, Förder-
gelder für einige Publikationen
zu kürzen oder einzustellen. Drei
feministische Magazine in der Al-
penrepublik fürchten daher nun
um ihren Fortbestand, da sie nur
wenig zahlende Leser finden. Das
Blatt mit dem Namen „An.schlä-
ge“ erhielt bisher aus dem Fami-
lienministerium jährlich 23 000
Euro. Chefredakteurin Katharina
Payk trifft die Kürzung offenbar
nicht überraschend: „Uns war mit
dem Regierungswechsel klar,
dass wir vermutlich nicht weiter
gefördert werden. Nicht zuletzt
weil wir diese Regierung auch
immer wieder kritisch kommen-
tieren.“ „An.schläge“ engagiert
sich vor allem gegen „rechtsex-
treme“ und „antifeministische“
Entwicklungen. F.B.

Die jüngsten Unruhen im Iran
gegen die Wirtschaftspolitik der
Regierung und diese selbst neh-
men zu und haben ein erstes To-
desopfer gefordert. Nichtsdesto-
weniger reagiert Präsident Has-
san Rohani weiterhin negativ
auf die Forderung seines US-
amerikanischen Amtskollegen
Donald Trump, das von diesem
für null und nichtig erklärte
Atomabkommen neu zu verhan-
deln. Ein „Regime Change“ liegt
in der Luft.

Der Iran erlebt bereits seine
dritte Protestwelle seit Jahresbe-
ginn. Die angebliche Ermordung
eines Demonstranten in einem
Vorort von Teheran aus einem
fahrenden Auto heraus wird in
bestimmten Kreisen dem Ge-
heimdienst zugeschrieben, der
damit weiteren Protesten habe
Einhalt gebieten wollen. Der Er-
folg hielte sich in Grenzen. 

Waren es zunächst nur die Frau-
en, die sich massenhaft gegen den
Schleierzwang erhoben, so kamen
nach der Aufkündigung des
Atomabkommens durch US-Präsi-
dent Trump und dem danach
massiv einsetzenden Verfall der
iranischen Währung vermehrt so-
ziale Proteste gegen diesen hinzu.
Die jetzt angekündigten US-Sank-
tionen haben die Wirtschaftskrise
im Iran noch verstärkt, was die
Wirksamkeit der Sanktionen be-
weist.

Seit der Aufkündigung des
Atomabkommens durch Präsident
Trump vor einigen Monaten lie-
gen die Nerven bei Irans Staats-
führung blank. Als der Oberste
Führer Ali Khamenei Präsident
Rohani vor einigen Wochen erst-
mals zu einem Gespräch einbe-
stellt hatte, glaubten viele bereits
an eine Absetzung des als Refor-
mer geltenden Regierungschefs.
Dazu kam es aber nicht. Vielmehr
wurde zur allgemeinen Überra-
schung der seit sieben Jahren be-
stehende Hausarrest für die bei-
den Reformer Mehdi Karroubi
und Hossein Mussawi beendet.
Dies wird als Indiz gewertet, dass

die Staatsführung sich mit dem
Rücken zur Wand wähnt und ein
„Regime Change“, wie ihn Trump
vor einiger Zeit bereits gefordert
hatte, in der Luft liegt. Karroubi
und Mussawi hatten seinerzeit in
den Umfragen weit vorne gelegen,
bis sie vom damaligen Präsiden-
ten Mahmud Ahmadineschad ein-
gesperrt und von der Präsidenten-
wahl ausgeschlossen worden wa-
ren. Auch der Schah hatte, wenige
Wochen bevor er 1979 den Iran
verließ, noch alle inhaftierten Op-
positionellen freigelassen. 

Die letzten Proteste richteten
sich nicht mehr nur gegen die sin-
kende Kaufkraft der iranischen
Währung. Bei den letzten Demon-
strationen hatten rund 500 Regie-

rungsgegner eine Koranschule in
der Nähe der Hauptstadt Teheran
angegriffen. Dass ausgerechnet ei-
ne Koranschule im Gottesstaat
von Demonstranten angegriffen
wird, ist bereits ein Zeichen, dass
jetzt die Demonstranten das Herz
des Staates im Visier haben und
mit diesem abrechnen wollen.

Die regierungsfeindlichen Pro-
teste finden inzwischen in zehn
größeren Städten statt und stellen
die Staatsführung vor große Her-
ausforderung. Neben der Haupt-
stadt Teheran gab es in Ahvaz, Ha-
medan, Isfahan, Karadsch, Ker -
manschah, Maschhad, Schiras,
Urmia und Varamin Demonstra-
tionen. Zuvor war nur von regie-
rungsfeindlichen Demonstratio-

nen in Isfahan und Karadsch be-
richtet worden. In allen Städten
sollen die Sicherheitskräfte ver-
sucht haben, die Demonstranten
mit Tränengas und Schlagstöcken
auseinanderzutreiben und De-
monstranten zu verhaften. Zuver-
lässige Informationen darüber,
wie viele Iraner verletzt oder fest-
genommen wurden, sind nur
schwer zu erhalten.

Der neue Tiefstand des irani-
schen Rial dem US-Dollar gegen-
über fällt in eine Zeit verstärktem
außenpolitischen Engagements.
Viele Iraner sind mit dem militäri-
schen Eingreifen ihres Landes in
Syrien, dem Irak und dem Jemen,
das viel Geld kostet, unzufrieden,
denn sie sehen darin eine Ursache

des wirtschaftlichen Niedergangs,
der durch das Atomabkommen
mit dem Westen vor drei Jahren
nur aufgeschoben wurde. Bei den
Demonstrationen und Unruhen
der letzten Tage handelte es sich
um die größten im Iran seit Jah-
ren. Jetzt wurde bekannt, dass der
Iran sogar angeboten hat, seine
Truppen aus Syrien abzuziehen –
eine der Forderungen der Demon-
stranten und Israels. Dass Irans
Staatsführung zumindest vorerst
die Forderung Trumps, das Atom-
abkommen neu zu verhandeln,
ablehnt, weil sie noch Hoffnungen
darauf setzt, dass die Westeuro-
päer am Abkommen festhalten
wollen, könnte sie bald bereuen.

Bodo Bost

Ein »Regime Change« liegt in der Luft
Die USA könnten mit ihrer Wirtschaftskraft den ökonomisch schwächelnden Iran in die Knie zwingen

Streit wegen 
Mazedonien

Moskau/Athen – Der 27 Jahre
währende Namensstreit zwischen
Skopje und Athen um den Namen
„Mazedonien“ war eben erst beige-
legt, als es zwischen Moskau und
Athen zur gegenseitigen Auswei-
sung von Diplomaten kam. Athen
wirft den ausgewiesenen russi-
schen Diplomaten vor, Beamte be-
stochen zu haben, um die Beile-
gung des Streits zu verhindern.
Russland reagierte mit der Auswei-
sung griechischer Diplomaten.
Hintergrund für den Streit dürfte
sein, dass Griechenland mit dem
erzielten Abkommen seinen Wi -
derstand gegen eine Aufnahme
der Republik Mazedonien in die
EU und die Nato aufgibt. Rus -
sische Medien äußerten den Ver-
dacht, dass die USA den Skandal
geschürt hätten, um die Ordnung
auf dem Balkan in ihrem Sinne zu
beeinflussen und mit Mazedonien
in der NATO Serbien unter Druck
setzen zu können. MRK

Marine Le Pen galt als
Hoffnungsträgerin der
europäischen Rechten.

Doch seit Monaten geht es für die
Französin bergab. Ihrer Partei
droht die Pleite.

Der Brief an die Basis hat es in
sich. Ihrer Partei drohe der „poli-
tische Mord“, und verantwortlich
dafür sei „eine Diktatur, welche
die erste Oppositionspartei töten
will“, schrieb die Präsidentin des
französischen Rassemblement
National (RN, Nationaler Zu-
sammenschluss), der bis vor Kur-
zem noch „Front National“ (Natio-
nale Front) hieß, den RN-Mitglie-
dern. 

Die französische Justiz behält
seit Wochen einen Millionenbe-
trag der Partei ein. Zwei Ermitt-
lungsrichter haben zuletzt eine
Zuweisung in Höhe von zwei
Millionen Euro aus der öffent-
lichen Parteienfinanzierung be-
schlagnahmt, die Anfang Juli
überwiesen werden sollte. Hinter-
grund ist die Affäre um unrecht-
mäßig über EU-Gelder finanzierte
Assistentenjobs.

Das EU-Parlament wirft Le Pen
und anderen Abgeordneten ihrer
Partei vor, sich mit Scheinbeschäf-
tigungsverhältnissen Millionen
erschlichen zu haben, und fordert
das Geld zurück. Eigentlich sollte
die Partei zum Juli-Beginn 4,5
Mil lionen Euro aus öffentlichen

Mitteln erhalten. Davon wurde
aber nur gut die Hälfte ausgezahlt,
um mögliche Strafzahlungen ab-
zusichern, wie die Behörden mit-
teilten. Zudem hatte das Europa-
parlament die von Le Pen gegrün-
dete Fraktion „Europa der Natio-
nen und der Freiheit“ (ENF) zur
Rückerstattung von rund

544400 Euro verpflichtet. Sie sol-
len Restaurantbesuche, Weihn-
achtsgeschenke und 230 Flaschen
Champagner unrechtmäßig als
Spesen abgerechnet haben.

Für Marine Le Pen ist die der-
zeitige Situation eine Katastrophe.
Bei den Wahlen im Juni 2017 wur-
de sie zwar im zweiten Wahlgang

erstmals in die Nationalversamm-
lung gewählt, aufgrund der Regeln
gegen Ämterhäufung musste sie
dafür aber von ihrem Europaman-
dat zurücktreten. Bei den Präsi-
dentschaftswahlen einige Monate
zuvor, schaffte sie es zwar in die
Stichwahl, sah aber gegen Emma-
nuel Macron keinen Stich. Partei-
interne Kritiker warfen ihr darauf-
hin vor, mit einem EU-Austritts-
kurs bürgerliche Wähler ver-
schreckt zu haben. 

Sie sei nicht gegen Europa, sie
wolle lediglich ein anderes, eines
der Nationen, erklärte Le Pen nun
kürzlich. Die frühere Frontfrau
der europäischen Rechten hat
schwere Zeiten hinter sich. Mit ih-
rem Vater, dem Parteigründer Je-
an-Marie Le Pen, hat sie sich
längst überworfen. Ihre Nichte,
Marion, für viele „Frontisten“ eine
Hoffnungsträgerin für bessere
Zeiten, hat sich vorläufig aus der
aktiven Politik verabschiedet. Und
Florian Philippot, jahrelang Bera-
ter und Einflüsterer, hat die kon-
kurrierende Rechtspartei Les Pa-
triotes (LP, Die Patrioten) gegrün-
det. Mit dem geänderten Namen
will Le Pen nun einen Neustart
wagen. „Das ist die Kastration ei-
ner erfolgreichen Sache durch ei-
ne politische Null“, lautete einer
der Kommentare. Der Satz stammt
ausgerechnet von ihrem Vater.

Peter Entinger

Analog zur Mittelmeerroute,
die nun weniger über Ita-
lien als über Spanien ver-

läuft, suchen clevere Schlepper-
banden auch für die Balkanroute
seit einem Jahr nach neuen Ver-
läufen. Dabei kommt den beiden
muslimischen Staaten Bosnien-
Herzegowina und Albanien eine
Hauptrolle zu. 7100 Immigranten
warten derzeit in der ehemaligen
jugoslawischen Republik auf ihre
Weiterreise nach Deutschland.

Nicht nur in Westeuropa wur-
den durch die Masseneinwande-
rung der Anteil und die politische
Macht der Muslime immer stärker.
Auch in den Nachfolgestaaten Ju-
goslawiens werden die muslimi-
schen Minderheiten, obwohl viele
ihrer Angehörigen beim Zerfall
des Titoreiches zu den ersten ge-
hörten, die nach Westeuropa zo-
gen, politisch mächtiger. So gehö-
ren in Mazedonien seit dem Som-
mer vergangenen Jahres erstmals
vier Albaner zur Regierung, was
prompt Auswirkungen auf die
Grenzsicherung hatte. War die
Grenzschließung Mazedoniens im
Frühjahr 2016 der Hauptgrund für
ein vorläufiges Ende der Massen-
wanderung vom Hindukusch nach
Europa, hat sich die Grenze Maze-
doniens seit dem Sommer 2017
wieder als durchlässiger erwiesen. 

Mazedonien bietet damit eine
Alternative zu Albanien auf der

sogenannten Albanienroute, die
weiter über den Kosovo, die
Adria anrainer Montenegro, Bos-
nien-Herzegowina, Kroatien und
Slowenien nach Österreich ver-
läuft.  

Diese neue Balkanroute könnte
die traditionelle über Serbien und
Ungarn ersetzen, deren Nutzung
zum Leidwesen der Massenein-
wanderungsapologeten vom unga-
rischen Regierungschef Viktor Or-
bán deutlich erschwert wurde.
Nun verlagert sich alles auf Kroa-
tien und Slowenien, was Öster-

reich bereits zu verstärkten militä-
rischen Grenzkontrollen im Be-
reich Slowenien veranlasst hat,
wie zu Beginn der 1990er Jahre,
als der Balkan in Bewegung geriet.

Aus einem noch geheimen EU-
Papier, aus dem die „Welt“ zitiert,
geht hervor, wie die Schleuser auf
der Balkanroute, zu denen immer
mehr Profis aus dem Hindukusch
selbst gehören, auf die neue Lage
reagieren. Die Zahl der Immigran-
ten auf der Balkanroute sei zwar
noch im Vergleich zu den Jahren
2015 und 2016 auf einem relativ

niedrigen Niveau, aber immer
mehr Familien wagten sich wieder
auf diese Route, deren Schwer-
punkt vor allem Bosnien-Herzego-
wina zu werden scheint. „Die Tat-
sache, dass Familien diese Route
wieder nutzen, bedeutet, dass der
Weg bei Schleppern als relativ si-
cher gilt und die Zahlen bald wei-
ter ansteigen könnten“, berichtet
ein hoher EU-Vertreter in der
„Welt“. Allein die Zahl der Immi-
granten in Bosnien-Herzegowina
habe sich gegenüber 2017 bereits
mehr als verzwanzigfacht. 

Da die Schleuser teurer gewor-
den sind, können sich immer we-
niger Afghanen die Route leisten.
Dafür nehmen aber Pakistanis und
Bengalis aus der Mittelschicht
weiter zu, für die selbst
10000 Euro kein Hindernis sind,
zumal in Deutschland eine üppige
Sozialhilfe bald diese Unkosten
wieder einspielt. Auch die Schleu-
sungswerbung per soziale Medien
hat sich professionalisiert. Es gibt
nicht nur Netzwerke, die in Bos-
nien-Herzegowina bereits in Urdu,
Dari, Pashto und Sorani einen Weg
nach Deutschland anbieten, man-
che Schleuser schleichen sich
auch in die Lager in Serbien und
Bosnien-Herzegowina ein. Paki-
stanische Kinder, denen keine
Strafen drohen, zeigen den Immi-
granten dann den Weg über die
Grenze. B.B.

Orbán blockiert die
alte Route über 

Serbien und Ungarn

Neue Balkanroute boomt
Asylsucher gelangen vermehrt an der Adria entlang nach Norden

Le Pens Partei vor der Pleite
Staat hält Millionen Euro für den ehemaligen Front National zurück

AU S L A N D

Der Große Basar von Teheran: Geschlossene Geschäfte nach einem Protest Bild: pa

Arm dran: Marine Le Pen
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Weg vom 
US-Dollar

Neuer reichster 
Mann Russlands

Moskau – Russland reagiert auf die
neuen US-Sanktionen empört. Um
einer möglichen Beschlagnahme
der Devisenkonten in den USA
vorzubeugen, hatte das Land in
wenigen Wochen fast den gesam-
ten Bestand seiner US-Staatsanlei-
hen abgestoßen. Vermutlich hält
Moskau nur noch über Drittländer
Papiere, um sie als Druckmittel
einzusetzen, sollten die USA weite-
re Sanktionen aussprechen. Ge-
meinsam mit der Türkei und dem
Iran erwägt Russland, den Außen-
handel der Länder in den Landes-
währungen statt in Dollar abzuwik-
keln. Beim Ölgeschäft dürfte das
am Widerstand der OPEC und Chi-
nas scheitern. In diesem Jahr hat
die russische Wirtschaft zudem
vom gestiegenen Ölpreis und dem
starken Dollar profitiert. MRK

New York – Russland hat einen
neuen reichsten Mann: Laut der
Reichstenliste des US-Wirtschafts-
magazins „Forbes“ besitzt der
Stahlmagnat Wladimir Lissin ein
Vermögen von umgerechnet 
19,1 Milliarden US-Dollar. In
Russland ist er damit finanziell
führend, weltweit belegt der
reichste aller Oligarchen laut den
„Forbes“-Zahlen aber gerade ein-
mal Platz 57. T.W.W.

Viele Banken in der Eurozone ha-
ben noch nicht einmal die Folgen
der globalen Finanzkrise von
2007/08 überwunden, da werden
in der Zone bereits die Grundla-
gen für eine neue möglicherweise
fatale Entwicklung gelegt. 

Derzeit sitzen Kreditinstitute in
der Eurozone noch immer auf ei-
nem Berg an faulen Krediten. So
schätzt die Europäische Ban -
kenaufsichtsbehörde (EBA, Euro-
pean Banking Authority) das Risi-
ko in den Bankbilanzen durch so-
genannte notleidende, Problem-,
toxische oder faule Kredite (NPL)
auf 813 Milliarden Euro ein. Diese
Zahl geht zumindest aus einer
Antwort des Bundesfinanzmini-
steriums auf eine Kleine Anfrage
der FDP hervor. 

Besonders hoch ist offenbar der
Anteil der Problemkredite bei ei-
nigen südeuropäischen Euro-Län-
dern. Mit 44,9 Prozent soll knapp
die Hälfte der Kredite griechi-
scher Banken notleidend sein. Für
Zypern wird der entsprechende
Anteil nur wenig geringer auf
38,9 Prozent geschätzt. 

Italien ist der größte Problem-
fall in der Eurozone, wenn man
die absolute Höhe der notleiden-
den Kredite als Maßstab heran-
zieht. Das Volumen an faulen Kre-
diten wird für Italien mit
186,7 Milliarden Euro beziffert,
die Hälfte davon soll zudem nicht
durch Kapital abgesichert sein.
Die Zahlen der EBA zu den Pro-
blemkrediten liefern jenen Kriti-
kern Rückenwind, die einer ge-
meinsamen Einlagensicherung
skeptisch gegenüberstehen. 

Nichtsdestotrotz treibt vor al-
lem die EU-Kommission unter
der Bezeichnung „European De-
posit Insurance Scheme“ ener-
gisch Pläne für eine vergemein-
schaftete Einlagensicherung vor-
an. Bislang schützt in Deutsch-
land eine gesetzliche Sicherung
die Einlagen von Bankkunden bis
zu 100 000 Euro. Über diesen
Rechtsanspruch hinaus haben die
privaten Banken in Deutschland,
die Volks- und Raiffeisenbanken
sowie die Sparkassen noch eigene

freiwillige Sicherungssysteme ge-
schaffen. 

Das Lager der deutschen Spar-
kassen sowie Volks- und Raiffei-
senbanken zählt denn auch zu
den schärfsten Kritikern einer ver-
gemeinschafteten Einlagensiche-
rung. Gerhard Hofmann, Vor-
standsmitglied des Bundesverban-
des der Deutschen Volksbanken
und Raiffeisenbanken (BVR) warn-
te wiederholt vor möglichen nega-
tiven Auswirkungen der geplanten

europäischen Einlagensicherung
gerade für Verbraucher sowie für
kleine und mittelständische Un -
ternehmen. So könnte auch hier-
zulande sogar bei den Volks- und
Raiffeisenbanken die Sicherungs-
grenze generell auf 100000 Euro
pro Kunde absinken, die per EU-
Richtlinie vorgeschrieben sind. 

Wie der Berg an Problemkredi-
ten in einigen südeuropäischen
Euro-Ländern zeigt, ist zudem ein
erhebliches Risiko damit verbun-

den, falls künftig deutsche Einle-
ger haften, wenn Banken in ande-
ren Euro-Ländern pleitegehen.
Über die vergemeinschaftete Ein-
lagensicherung würde dann ein
weiterer Kanal einer Transfer-
union in der EU eröffnet. 

Da damit zu rechnen ist, dass
das von der EU-Kommission vor-
angetriebene Projekt „European
Deposit Insurance Scheme“ zu ei-
nem Konzentrationsprozess auf
dem europäischen Bankenmarkt

führen wird, gehören zu den Be-
fürwortern des Projekts, das als
letzter Baustein der EU-Banken-
union gilt, neben der EU-Kommis-
sion und der französischen Regie-
rung auch einige Führungskräfte
von Großbanken. Wiederholt hat
sich etwa der Chef der französi-
schen Großbank Société Générale
(SG), Frédéric Oudéa, für die Voll-
endung der EU-Bankenunion
stark gemacht. „Die Bankenunion
wird mit dem Irrtum aufräumen,

dass es noch viele Probleme im
europäischen Bankensektor gibt“,
so eine der Aussagen des Chefs
der SG. Tatsächlich erwarten Be-
obachter eine Fusionswelle unter
den europäischen Banken. 

Mögliche Profiteure einer sol-
chen Entwicklung könnten fran-
zösische Großbanken wie die BNP
Paribas, die SG oder die Crédit
Agricole sein. Diese sind auf ih-
rem Heimatmarkt stark und gehen
mit prall gefüllten Kassen schon

jetzt auf Einkaufstour in Europa.
Der Übernahme ganz großer Kon-
kurrenten, etwa in Deutschland
oder Italien, steht bislang noch die
Lehre aus der globalen Finanzkri-
se und der Lehman-Brothers-Plei-
te entgegen, dass keine Bank Sy-
stemrelevanz erreichen, also „too
big to fail“ werden darf. Vor die-
sem Hintergrund sind Mega-Fu-
sionen unter Europas Großbanken
der Öffentlichkeit bislang nur
schwer zu vermitteln. Die EU-

Bankenunion samt Einlagensiche-
rung könnte allerdings künftig als
wichtiges Argument dienen, Elef-
antenhochzeiten unter Großban-
ken für ungefährlich zu erklären. 

Bislang trat die deutsche Bun -
desregierung beim Projekt einer
EU-Einlagensicherung eher als
Bremser auf. Der langjährige Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble
stand ihm zwar nicht generell ab-
lehnend entgegen, allerdings for-
derte er vor ihrer Einführung re-

gelmäßig die Reduzierung von Ri-
siken. Auch der neue SPD-Bun -
desfinanzminister Olaf Scholz
scheint das Vorhaben skeptisch zu
sehen. Auf einer Veranstaltung der
Volks- und Raiffeisenbanken in
Berlin sagte der Sozialdemokrat,
gegenwärtig seien die Vorausset-
zungen für eine Einführung einer
gemeinsamen Einlagensicherung
in Europa nicht gegeben, es würde
sich um ein langfristiges Projekt
handeln. Norman Hanert

Geier überm Sparbuch
Neben Brüssel und Paris streiten auch Großbanken für eine vergemeinschaftete Einlagensicherung

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.947.401.108.665 €
Vorwoche: 1.947.448.024.220 €

Verschuldung pro Kopf:
23.548 €
Vorwoche: 23.548 €

(Dienstag, 14. August 2018, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

Auf dem Weg 
zu seinem 
Präsidenten im
Elysée-Palast: 
Der Vorstandsvor-
sitzende (CEO)
der französischen
Großbank Société
Générale, 
Fréderic Oudéa

Bild: Imago
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Selten hat es ein Verteidi-
gungsminister erleiden müs-
sen, seine Streit kräfte so oft

und so überzeugend mit schmä-
henden Begriffen wie „Schrott“
oder „traurige Truppe“ belegt zu
sehen, wie das regelmäßig der Ver-
teidigungs ministerin Ursula von
der Leyen widerfährt. Auf der an-
deren Seite ist sie längst so lange
im Amt, dass sie nicht mehr wie
früher den Versuch unternehmen
darf, alle Miss lichkeiten ihrer Füh-
rung den Vorgängern anzulasten.
Der Zustand der Truppe ist ihr Versagen,
daran gibt es keinen Zweif el.

Umso erstaunlicher ist die Forschheit,
mit der die Ministerin in der Öffent lich -
keit dafür eintritt, einen härteren Kurs ge-
gen Russland zu fahren. „Präsident Putin
schätzt keine Schwä-
che“, meint sie, „An-
biedern oder Nach-
giebigkeit macht ihn
nicht freundlicher.“
Also Hau drauf. Di-
plomatie aus den
Zeiten des Panther-
sprungs nach Algier? 

Entkleidet man diese Haltung aller
pein lichen und lächerlichen Elemente,
die ihr anhaften, so kommt eine Linie
zum Vor schein, die keineswegs alleiniger
Besitz der Verteidigungsministerin, son-
dern Grundlage der Außenpolitik aller
Reg ierungen Merkel seit allzu langer Zeit
ist, nämlich die Weigerung, die deutsche
Außenpolitik oder ihre verbliebenen 
Reste den heutigen Gegebenheiten anzu -
passen. 

Was während des Kalten Krieges richtig
und notwendig war, nämlich die feste
Verankerung Deutschlands im west lichen
Bündnis, wird nach wie vor und unverän-
dert als alleingültiger Maßstab genom-
men, so, als hätte sich im Jahre 1991 die
Welt nicht vollständig geändert. Der Ost-
West-Konflikt ist Geschichte, der War-
schauer Pakt aufgelöst, der Nordatlantik-
pakt kein Verteidigungsbündnis mehr, die

USA sind nicht mehr Wahrer von Frieden
und Freiheit, sondern die Macht weltweit,
die bei Weiten am meisten Krie ge führt,
und ihre Verbündeten, also auch
Deutschland, lassen sich zwangs -
verpflichten. Dazu haben sie als allge -

meingültige Erklä-
rung die Saga von der
„russischen Bedro-
hung“ herübergeret-
tet. Doch es irrt, wer
da meint, diese Politik
geschehe im Interesse
Deutschlands. 

Vereinzelt werden Stimmen laut, die
dafür sprechen, man solle die Beziehun -
gen zu Russland entspannen und verbes -
sern. Sie sind aber kaum so vernehmlich
wie die Empörung, die sie auslösen. Die
offizielle Politik bleibt davon ohnehin un-
berührt. So beugt sich Deutschland willig
dem Diktat, die US-Sanktionen gegen
Russland zu vollziehen, auch wenn dies
die Russen kaum und die Amerikaner gar
nicht belastet und nur Deutschland einen
spürbaren Schaden davonträgt.

Woher kommt das? Kann man Dumm -
heit mit Bündnistreue erklären? Es wäre
naheliegend, ein beherzter deutscher
Par lamentarier stünde auf im Bundestag
und stellte dort diese Frage an die Regier -
ung, aber dergleichen geschieht nicht. Es
gibt keine Beherzten mehr unter den Par-
la mentariern. Doch eine Antwort ist an -
derswo zu finden, drüben, beim Gro ßen
Bruder. 

Beim Chicago Council on Global 
Affa irs, einer der großen und einflussrei-
chen sogenannten Denkfabriken der
USA, war am 3. Februar 2015 George
Friedman als Redner zu Gast. Er trat da-
mit in dieselbe Reihe wie zuvor Eleanor
Roosevelt, Margret Thatcher, Michail
Gorbatschow, Tony Blair und die frühe-
ren US-Präsidenten Jimmy Carter, Ronald
Reagan und Barack Obama, als sie noch
im Amte waren. Keine nebensächliche
Einrichtung also, dieser Chicago Coun cil.

Friedmann wiederum ist Präsident ei-
ner ähnlichen Einrichtung, einer „Intelli-
gence Corporation“ namens Stratfor, die
vom Magazin „Barron’s“ einst die „Schat-
ten-CIA“ genannt wurde. Der Chef ist da-
her berufen, grundsätzliche Anmerkun-
gen zur Weltpolitik zu ma chen. Friedman
nun sagte an jenem 3. Feb ruar: „Es ist das
urzeitliche, urwelt liche Interesse der
USA, wofür wir seit 100 Jahren die Krie-
ge führen, den Ersten und den Zwei ten
Weltkrieg und den Kal ten Krieg, die Be-
ziehungen zwischen Deutschland und
Russland zu verhindern. Denn vereint
sind sie die einzige Macht, die uns be -
drohen kann, und unser In ter esse ist es
sicherzustellen, dass das nicht ge-
schieht.“

Davon abgesehen, dass aus diesem
Blick winkel die Rolle der USA in den bei-
den Weltkriegen des vergangenen Jahr-
hun derts in neuem Licht erscheint, wird
auch die Gegenwart und hier vor allem
das Verhältnis der USA zu Deutschland

besser beleuchtet. Dieses nämlich wird
nicht bestimmt durch einen Wettbewerb
zwischen zwei Partnern, sondern durch
das Bemühen des einen, die politisch-di-
plomatische Bewegungsfreiheit des ande-
ren einzuschränken.

Eingestehen muss man hierbei, dass
die An alyse der US-Strategen nicht übel
war, sieht man einmal von dem neu auf -
getauchten Faktor China ab. Hier hat
denn auch die US-Politik vollständig ver-
sagt und Russland nachgerade mit Ge walt
in die Arme des östlichen Nach barn ge-
trieben.

Was aber Deutschland und Russland
an geht, so wirken hier alte kulturelle, his -
torische, wirtschaftliche und emoti onale
Gemeinsamkeiten –
über alles El end hin -
weg, das man sich
gegenseitig angetan
hat. Die persönlichen
Verbindungen rei -
chen von der Million
Wolgadeutscher, die
unter Zarin Katharina der Großen ins
Land gerufen worden sind, bis zu zahl -
losen Kaufleuten, Ingenieuren, Militärs
und Wissenschaftlern, die in Russland
gewirkt haben, wie etwa der Agrarpi onier
Baron August Franz von Haxthausen oder
Profes sor Friedrich Gerhard Müller aus
Herford, der im 18. Jahrhundert die große
Ge schichte Sibiriens geschrieben hat. 

Von den kulturellen Verbindungen zwi -
schen Deutschland und Russland abgese -

hen lohnt sich auch ein Blick auf
den Glo bus. Denn wer die Politik
verstehen will, braucht drei Hilfs-
wissenschaften: die Ethnologie,
um zu wissen, wer da handelt, die
Geschichte, um zu ver ste hen, wor-
um es geht, und die Geogra fie, da-
mit man sieht, wo sich die Dinge
ab spielen. Alle drei lassen sich
nutzbrin gend auf die Beziehungen
Deutschlands zu Russland anwen-
den. 

Natürlich – es führen ja in dieser
Frage die reinblütigen Beckmesser

das Wort, die De mokraten der strengsten
Observanz. Und sie sagen uns, Wladimir
Putin sei kein Demokrat, Russland keine
Demokratie. Also doch die USA? Aller-
dings gilt es hier zu bedenken, dass man
ein Land, in dem jemand eine Milliarde
Dollar braucht, um die Chance aufs Prä-
sidentenamt zu erlangen, auch schwer-
lich eine Demokratie zu nennen ist. Und
wenn wir schon dabei sind: In den USA
gibt es die Todesstrafe. Russland hat sie
vor einem Vierteljahrhundert abge-
schafft.

Doch es geht letztlich nicht darum, den
einen gegen den anderen aufzuwiegen; es
geht um das natürlichste im Umgang der
Staaten miteinander, dass nämlich jeder

seinen Vorteil sucht,
mit den Mitteln des
Rechts und im Rah-
men geltender Ver-
einbarungen. Und
wenn Deutschland
aus einem entspann-
ten, gutnachbar-

schaftlichen Verhältnis zu Russland ge-
rechtfertigte Vorteile ziehen könnte, ohne
dass weitere Staaten dadurch zu Schaden
kämen, dann sollte sich niemand das
Recht anmaßen, diese beiden an einer er-
sprießlichen Partnerschaft zu hindern. 

Dazu aber sollte die deutsche Bundes-
regierung die Fähigkeit entwickeln, im
Interesse des eigenen Landes zu handeln.
Und sich des Rechts versichern, dass ei-
nem das auch niemand verbieten kann.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus

konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Nicht überfrachten
Von Ingo von Münch

Der große USA-EU-Bluff
Von Eberhard Hamer

Donald Trump ist immer
noch mehr Kaufmann als
Politiker und geht des-

halb Probleme auch persönlich
und zweckbestimmter an als Po-
litiker. So war das „Abkommen“
vom 26. Juli zwischen Trump
und Juncker keine Vereinbarung,
sondern ein Diktat zugunsten der
USA und zulasten der EU: Diese
verpflichtet sich, künftig ver-
stärkt US-Flüssiggas zu kaufen
und dafür Ölterminals in Europa
zu bauen.

Die Partner beseitigen alle
Handelshemmnisse der betroffe-
nen Produkte und auch Stan-
dards. Die Europäische Union
steigt in eine Koalition des US-
Wirtschaftskrieges gegen China
ein. Die Regeln der Welthandel-
sorganisation WTO sollen gegen
den Technologiediebstahl Chinas
reformiert werden.

Besonders wichtig war Trump
offenbar, den Gasmarkt Europas
mit Russland zu reduzieren
(North Stream 2) und dafür große
Mengen US-Flüssiggas in die EU
zu exportieren. Für diese Irr-
sinnsvereinbarung müssten die
europäischen Konsumenten
künftig 30 Pro-
zent höhere Gas -
kosten hinneh-
men. Das Rus-
sen-Gas ist je
1000 Kubikmeter
zu 180 Dollar er-
hältlich, das US-
Flüssiggas dagegen kostet minde-
stens 240 Dollar. 

Ähnlich verhält es sich mit der
hochgejubelten Vereinbarung
zum Abbau aller Handelshemm-
nisse. Sie bezog sich vor allem
auf die Agrarprodukte, soll vor-
nehmlich den US-Farmern unter

die Arme greifen, die jetzt auf-
grund der chinesischen Gegen-
sanktionen im Handelsstreit mit
den USA auf unverkäuflichem
Soja im Wert von 12,3 Milliarden
Dollar sitzen, entsprechend ver-
ärgert sind und im Herbst bei
den Wahlen wieder für Trump

stimmen sollen.
Was wir Euro-
päer allerdings
mit den Soja-
massen tun sol-
len, weiß noch
niemand.

Die EU müsste
außerdem mit Fluten von billi-
gem US-Hormonfleisch einver-
standen sein und das ganze
Spektrum gesundheitsgefährden-
der US-Chemiegifte und Pharma-
zeutika akzeptieren, die hierzu-
lande aus gutem Grunde keine
Zulassung erhalten haben. Hier

soll das transatlantische Handels-
abkommen TTIP durch die
Hintertür zugunsten der USA re-
animiert werden, gegen das die
Bürger der EU bis aufs Blut ge-
fochten haben. 

Trump kann jedenfalls behaup-
ten, für die US-Bauern und -Che-
mieproduzenten gekämpft und
gesiegt zu haben. Würde sich da-
gegen erweisen, dass die EU das
Diktat Washingtons nicht akzep-
tiert, hätte Trump nach dem
Zwischenwahlen vom 4. Novem-
ber wieder jeden Grund, die
Strafzölle gegen die EU zu ver-
schärfen.

Die europäische Verhandlungs-
seite hat gegenüber Trump wie da-
mals bei TTIP offensichtlich wie-
der unfähig und zulasten der EU
gehandelt. Jedenfalls hat Trump
erneut seine Ziele erreicht und
sich als der Stärkere erwiesen.

Abgang für  
einen geschlage-
nen Europäer:
Beim EU-USA-
Abkommen hat
US-Präsident 
Donald Trump (r.)
den EU-Kommis-
sionschef 
Jean-Claude 
Juncker über den
Tisch gezogen

Bild: imago

Im Kampf gegen
Strafzölle beugt sich

die EU Trumps Diktat

Gegenwind

Kann man Dummheit mit
Bündnistreue erklären?

Von FLORIAN STUMFALL

FO R U M

Kommendes Frühjahr wird
das Grundgesetz 70 Jahre alt.

Das Jubiläum wird zu einer Bi-
lanzierung führen, aber auch zu
einem Vergleich der geltenden
Fassung mit der ursprünglichen
von 1949. Die damals schlanke
und präzise Form hat inzwischen
das angesetzt, was man beim
menschlichen Körper „Alters-
speck“ nennt. Gewiss: Neue Ent-
wicklungen können neue Rege-
lungen erfordern. Aber die Ver-
fassung eines Staates als dessen
Grundordnung sollte nicht mit
allzu vielen Details überfrachtet
werden.

Vonseiten der SPD-Bundes-
tagsfraktion ist kürzlich die Auf-
nahme von Kinderrechten in das
Grundgesetz gefordert worden.
Deren stellvertretende Fraktions-
vorsitzende Katja Mast begründet
dies mit einer sinnvollen Ergän-
zung eines „erheblichen Umset-
zungsdefizits“. Einen Vorschlag
dazu soll eine Arbeitsgruppe von
Bund und Ländern bis 2019 erar-
beiten. Die erwähnte Forderung
ist also offenbar mehr als nur ein
politischer Luftballon einer Par-
tei, die auf sich aufmerksam ma-
chen will. Es lohnt sich deshalb,
sich mit dieser Initiative ausein-
anderzusetzen. Der Stellenwert
der Kinder unserer Gesellschaft
steht dabei außer jedem Zweifel.
Man muss dies nicht so pathe-
tisch formulieren wie in der bay-
erischen Verfassung geschehen:
„Kinder sind das köstlichste Gut
eines Volkes.“ Jedenfalls bedürfen
Kinder der Aufmerksamkeit, der
Zuwendung, der Verantwortung,
des Schutzes und nicht zuletzt
der Liebe ihrer Eltern.

Aber bedarf es deshalb auch
der zusätzlichen Bepackung des
Grundgesetzes mit Kinderrech-
ten? Das Wort „zusätzlich“ ist
hier bewusst gewählt; denn das
Grundgesetz ist nicht „kinder-
los“. Ausdrücklich bestimmt der

Artikel über Ehe und Familie:
„Pflege und Erziehung der Kin-
der sind das natürliche Recht der
Eltern und die zuvorderst ihnen
obliegende Pflicht. Über ihre Be-
tätigung wacht die staatliche
Gemeinschaft“ (Artikel 6 Ab-
satz 2; im Folgenden ist die aus-
nahmsweise Trennung der Kin-
der von ihren Eltern geregelt).
Viel wichtiger aber ist im vorlie-
genden Zusammenhang, dass die
Kinder in vielen Bestimmungen
des Grundgesetzes mit enthalten
sind, nämlich in Formulierungen
wie „Jeder“, „Alle Menschen“,
„Niemand“ und Ähnlichem. Sind
Kinder kein „Jeder“, keine „Men-
schen“, kein „Niemand“? Die Fra-
ge zeigt die Absurdität der ge-
nannten Forderung, es sei denn,
die SPD will noch weitere zusätz-
liche Rechte auf das Grundgesetz
draufsatteln, wobei die in den
Verfassungen der einzelnen
Bundesländer schon enthaltenen
Rechte nicht vergessen werden
sollten.

In der Geschichte der SPD gab
es nicht wenige bedeutende klu-
ge Juristen, beispielsweise unter
der Weimarer Verfassung Gustav
Radbruch, und unter dem Grund-
gesetz Adolf Arndt. Von ihnen ist
eine Forderung nach Aufnahme
von Kinderrechten in das Grund-
gesetz nicht bekannt. So kann
man nur hoffen, dass unsere Ver-
fassung nicht überfrachtet wird.
Nur zur Erinnerung: Im Jahre
1994 sprachen sich 345(!)
Bundestagsabgeordnete dafür
aus, in das Grundgesetz einen
neuen Artikel (2a) aufzunehmen,
der bestimmen sollte: „Jeder ist
zu Mitmenschlichkeit und Ge-
meinsinn aufgerufen.“ Zu dieser
Verfassungslyrik kam es damals
vernünftigerweise nicht; deren
Inhalt hätte auch lauten können:
„Seid nett zueinander.“ Ja – nur:
Gehört das in eine Verfassung
dieses Staates?
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50 Jahre
»Deutschstunde«
Hamburg − Vor 50 Jahren ist der
Roman „Deutschstunde“ erstmals
erschienen. Anlässlich des Jubi-
läums hat der Hoffmann und
Campe Verlag Siegfried Lenz’
bedeutendstes Werk jetzt in einer
besonders schön ausgestatteten
Sonderausgabe herausgebracht
(592 Seiten, 25 Euro). Gleichzeitig
erschienen im Atlantik Verlag als
Taschenbücher die Romane
„Stadtgespräch“ (288 Seiten, 12
Euro), „Duell mit dem Schatten“
(272 Seiten, 12 Euro) und „Das
Vorbild“ (496 Seiten, 16 Euro)
sowie „Leute in Hamburg“ (76
Seiten, 8 Euro). Als Band 8 der
Hamburger Ausgabe der Werke
Lenz’ in 25 Bänden erscheint am
5. November außerdem „Das Vor-
bild“ (544 Seiten, 38 Euro). tws

Beim Aufbau zur Ausstellung
„Kaiserdämmerung“ gab es im
Potsdamer Neuen Palais einen
Sensationsfund. 1000 Privatbriefe
aus dem Besitz der letzten deut-
schen Kaiserin Auguste Viktoria,
die 130 Jahre lang unberührt in
einem geheimen Wandschrank
lagen, hat man jetzt entdeckt.

Das Ende der Monarchie, Um -
zug des Kaiserpaares ins nieder-
ländische Exil, randalierende No -
vemberrevolutionäre, Nationalso-
zialismus, Zweiter Weltkrieg, Beu-
tetruppen der Roten Armee, die
Gründung der DDR mit Verban-
nung allen Preußentums und
schließlich umfangreiche Restau-
rierungsmaßnahmen am Schloss
seit der „Wende“ – nichts von
alledem konnte dem Geheimnis
etwas anhaben. Hunderttausende
Besucher schlenderten ahnungs-
los an diesem Schatz vorbei. 

Samuel Wittwer, Sammlungsdi-
rektor bei der Stiftung Preußische
Schlösser und Gärten Berlin-
Brandenburg (SPSG), hatte den
Juwelentresor der Kaiserin Augu-
ste Viktoria (1858–1921), der sich
hinter einer unscheinbaren
Schiebetür in ihrem Ankleidezim-
mer befindet, Ende 2017 erstmals
wahrgenommen. Der Schlüssel
zur Stahltür des Safes, den das
Kaiserpaar erst 1903 installieren
ließ, ist verschollen. „Kein leben-
der Mensch hat diesen Tresor
jemals geöffnet gesehen“, so Witt-
wer. Vier Versuche, diesen denk-
malgerecht zu öffnen, scheiterten.

Mithilfe einer Endoskop-Kame-
ra konnte durch eine Öffnung das
Innere erforscht werden, wobei
sich herausstellte, dass er leer ist.
Umso erstaunlicher war, als man
darüber ein Geheimfach hinter
einer Holztür entdeckte. Darin

enthalten waren: zwei Kisten aus
Eichenholz, eine Lederschatulle
mit dem Monogramm Auguste
Viktorias und eine Dokumenten-
mappe. Alles so, wie es vor 130
Jahren dort hineingestellt wurde.

„Für uns ist dieser Fund viel
bedeutender als Juwelen“, so
Wittwer, denn es sei die Ge -
schichte einer bedeutenden Per-
son. Familiäre und eventuell poli-

tische Vernetzungen herauszuar-
beiten werde sicher äußerst span-
nend. Es handelt sich dabei um
private Korrespondenz an die
Kaiserin, verpackt in zwei be -
schrifteten Kisten, von denen eine
noch verschlossen und versiegelt
ist. Auf der verschlossenen von
1888 ist zu lesen „I.K.H. Enthält
Familien-Briefe und Briefe von
und über die kleinen Prinzchen“,

womit die damals noch kleinen
Söhne des Paares gemeint waren.

Die andere Kiste war 1886
gepackt und verschlossen, jedoch
wohl wieder geöffnet worden.
Darin befinden sich Briefe an die
damalige Prinzessin aus den Jah-
ren 1883 bis 1886. Die Briefe sind
nach Absendern sortiert, in 67
dicke Kuverts verpackt und origi-
nal versiegelt mit dem in rotem

Wachs eingedrückten Allianzwap-
pen Preußens und Schleswig-Hol-
steins. Dieses deutet auf die Kai-
serin geborene Prinzessin zu
Schleswig-Holstein-Sonderburg-
Augustenburg als Besitzerin.

Etwa 400 Briefe stammen von
den Schwiegereltern, einem
Onkel, der Mutter, einer ihrer
Schwestern, der Oberhofmeiste-
rin Theres Gräfin von Brockdorff

und vom Erzieher Wilhelms II.,
Georg Ernst Hinzpeter. Die Scha-
tulle, mit blauer Seide ausgeklei-
det, enthält Briefe, Schreibfedern
und getrockneten Lorbeer. 

Bemerkenswert hierbei sind die
Briefe der Königin von England
und „Die letzten Briefe der Kaise-
rin Augusta an mich Nov-Dec
1889“, womit die Großmutter
ihres Mannes gemeint war. Die

Kaiserin hat alles selbst beschrif-
tet und versiegelt. Sie wollte even-
tuell nicht, dass diese Briefe
jemand liest. Nach juristischer
Abklärung ergab sich, dass der
Fund Eigentum der Stiftung ist.

Prinz Wilhelm von Preußen
und Auguste Viktoria heirateten
1881 und bewohnten zunächst
das Marmorpalais und das Stadt-
schloss in Potsdam. Als Kaiser-

paar bezogen sie 1889 das Neue
Palais, wobei vermutlich die
Kisten in dem Gelass verstaut
wurden. Als die kaiserliche Fami-
lie 1918 ins Exil umsiedelte, ließ
die Kaiserin die Briefe zurück.
Vielleicht versehentlich in der
Annahme, diese seien schon ver-
laden. Bis 1926 gab es Abtrans-
porte des Eigentums der kaiser-
lichen Familie. Die Briefe wurden
übersehen oder zurückgelassen.

Besucher haben die Möglich-
keit, diesen Fund im Rahmen der
laufenden Ausstellung in einer
Vitrine anzuschauen. Danach
folgt die wissenschaftliche Aus-
wertung in Zusammenarbeit mit
dem Geheimen Staatsarchiv. Vor-
stellbar ist eine Edition der Briefe
zum 100. Todestag der Kaiserin
1921. Die Familie der Hohenzol-
lern wurde eingeladen, an der
Aufarbeitung teilzunehmen. 

Bisher wurden nur vier Briefe
gelesen, deren Kuverts geöffnet
waren. Inhaltlich geht es um pri-
vate Dinge, wie die Erkrankung
eines Sohnes oder Strick muster,
die Auguste Viktoria mit einer
Schwester austauschte. Es habe
auch etwas mit Pietät zu tun, so
Wittwer, Siegel nicht einfach so zu
brechen. Man werde die Kuverts
öffnen, ohne sie zu beschädigen. 

Der Nachlass im Geheimen
Staatsarchiv in Berlin über die
Kaiserin sei sehr klein, so Kurator
Jörg Kirschstein. Kriegsbriefe von
ihrem Mann habe sie im Neuen
Palais verbrennen lassen. Daher
werden die Erkenntnisse aus die-
sem Fund vielleicht sogar einen
ganz neuen Blick auf die Kaiserin
erlauben. Silvia Friedrich

Die Ausstellung: „Kaiserdämme-
rung“ läuft noch bis zum 12. No -
vember (siehe PAZ vom 22. Juni).

Kommunikative Kaiserin
In vordigitalen Zeiten erledigte Auguste Viktoria viel Korrespondenz – Jetzt tauchten 1000 Briefe auf

Ein Haufen Post: Die Auswertung der Korrespondenz wird noch Jahre dauern Bild: Friedrich

Einmal im Jahr, wenn sich
die internationale Jazzsze-
ne in Saalfelden tummelt,

erklingen ungewöhnliche Töne
über den Alpenkämmen. Vor
beeindruckender Natur und Berg-
kulisse – auf Almen, in Konzert-
sälen und auf weiteren Bühnen in
der Stadt – reicht die Bandbreite
des Konzertgenusses vom kon-
zentrierten Zuhören bis zum aus-
gelassenen Tanzen und Feiern. 

Dass es hochkarätige Kunst und
Kultur nicht nur in Großstädten
zu erleben gibt, beweist das Salz-
burgerland erfolgreich seit vielen
Jahren. Vorreiter ist hier die Re -
gion Saalfelden Leogang. Sie bie-
tet Abwechslung pur. Nachdem
man tagsüber durch die atembe-
raubende Berglandschaft gewan-
dert ist, kann man am Abend ein
Konzert bei Sonnenuntergang
genießen. Oder man übt sich
morgens mit Yoga am Berg und
besucht anschließend eine Mati-
nee in der Akademie für bildende
Künste. Das alles wird abgerundet
durch kulinarische Köstlichkeiten
mit regionalen Produkten.

Immer stärkeres Ansehen ge -
 winnt Saalfelden Leogang mittler-
weile in der Kulturszene. Die
Urlaubsregion inszeniert ihren
Kulturreichtum an vielen Plätzen
und auf Bühnen, so mit der Ver-
anstaltungsserie „Alm:Kultur“ vor
der eindrucksvollen Kulisse des
Steinernen Meeres und der Leo-
ganger Steinberge. Das Kultur-
haus Nexus bildet einen zentralen
Punkt in der Region für alle
Kunst- und Musikfreunde. 

Auch das Internationale Jazzfe-
stival in Saalfelden Leogang hat
sich in den vergangenen 39 Jah-
ren einen hervorragenden Ruf für

zeitgenössischen und experimen-
tellen Jazz erarbeitet. In diesem
Jahr wird die Urlaubsregion vom
23. bis 28. August vier Tage lang
zum Spielplatz für alle Musiklieb-
haber. Dann wird der Jazz aus
verrauchten Kellerkneipen hinaus
ins Licht und an die frische Berg-
luft gebracht. Denn die Konzerte
finden nicht nur drinnen statt,
sondern auch draußen in der
Stadt und oben auf den Almen
inmitten der Berge. An diesen

außergewöhnlichen Spielstätten
hat die Musik naturgemäß einen
ganz besonderen Klang – einen
Alpenklang. Die Töne in freier
Natur locken inzwischen nicht
nur eingefleischte Jazzfans an,
sondern auch ein Publikum, das
sonst andere Musik bevorzugt.

Auch Laien, die manchmal ganz
zufällig in den Genuss eines Auf-
tritts kommen, sind begeistert von
den Konzerten. Mario Steidl, seit
14 Jahren Intendant des Festivals,
achtet grundsätzlich auf ein ab -

wechslungsreiches Programm.
„Jazz wird ja stets sehr offen inter-
pretiert und ist bekannt für seine
Vielschichtigkeit. Dem wollen wir
im Rahmen unseres Festivals auch
genügend Platz einräumen“, sagt
er und fügt hinzu: „Die Musik
reicht von weichen, sonoren
Klängen, fließenden Synthie-Soli
bis hin zu spitzen, rauen Melo-
dien. Die Künstler, die wir einla-
den, setzen sich mit verschieden-
sten Stilrichtungen auseinander

und überraschen das Publikum
Jahr für Jahr mit neuen, unge-
wöhnlichen Kompositionen.“

Über 40 Konzerte finden wäh-
rend des Internationalen Jazzfesti-
vals statt. Davon sind – und das ist
wirklich ungewöhnlich – 21 Ver-
anstaltungen kostenlos. Unge-
wöhnlich sind auch die Almkon-
zerte mit ihren beschwingten
Rhythmen mitten in der Bergwelt
auf der Terrasse einer urigen Alm.
Wer auf die drei „Jazz-Almen“
wandert oder fährt, kann am 

25. August ab 11 Uhr die österrei-
chische Gruppe Fainschmitz
sehen. Die vier Musiker haben
sich den treibenden Rhythmen
des Gypsy-Swing verschrieben,
machen darauf aber ihre ganz
eigene, moderne Mi schung. Der
Berggasthof Huggenberg, auf dem
Fainschmitz ihr eintrittsfreies
Konzert geben, liegt auf 1120
Metern hoch über Saalfelden.

Auf dem Vorderkühbühelhof
spielt am 26. August ebenfalls um
11 Uhr die österreichisch-pol-
nisch-brasilianische Band „Do -
brek Bistro“, während zeitgleich
auf der Stöcklalm an der Mittel-
station der Asitzbahn in Leogang
das österreichische Duo „Die
Strottern“ mit seinem Programm
„Waundsd Woadsd“ auftritt.

Das viertägige Festival beginnt
traditionell am Donnerstagabend
mit den „City Stage Konzerten“,
die direkt auf dem Rathausplatz 
– also mitten in Saalfelden – statt-
finden und ebenfalls kostenlos
sind. Auf der „Main Stage“ im
Congress Haus gibt es dann am
Freitag, Sonnabend und Sonntag
Jazzmusik vom Feinsten mit ins-
gesamt 15 Konzerten. Auskopp -
lungen dieser Main-Stage-Kon-
zerte finden im Kunsthaus Nexus
statt. Hier wird es bei den sechs
sogenannten „Shortcuts“ etwas
experimenteller. Ebenfalls im
Kunsthaus Nexus gibt es ein Kin-
derkonzert und weitere Konzerte
auf der Bühne „Nexus+“. Solange
die Almkühe vor Schreck nicht
wegrennen, ist gute Unterhaltung
garantiert. Andreas Guballa

Informationen zu Programm und
Karten gibt es im Internet unter:
www.jazzsaalfelden.com

Fangen wir mal von hinten an.
Da rast ein Amokfahrer in

eine Gruppe Demonstranten.
Menschen fliegen durch die Luft
und stürzen zur Seite, auch dann,
als der Fahrer den Rückwärtsgang
einlegt und mit abgebrochener
Stoßstange entkommen will. Mit
diesen aus verschiedenen Per-
spektiven aufgenommen Doku-
mentaraufnahmen des Attentats
auf antirechte Gegendemonstran-
ten in Charlottesville/USA vor

einem Jahr endet ein Film, der
jetzt in die Kinos kommt.

Vom 23. August an kann sich
jeder, der mindestens zwölf Jahre
alt ist, diese schockierenden Sze-
nen an sehen. Der Film „Blackk-
klansman“ ist aber weder eine
Dokumentation, noch spielt er in
der Gegenwart. Es geht um eine
polizeiliche Undercover-Aktion
gegen den schwarzenfeindlichen
und antisemitischen Ku Klux
Klan (daher die drei „k“ im Film-
titel), die in den 70er Jahren statt-

gefunden hat. In der authenti-
schen Geschichte bewirbt sich ein
schwarzer Polizist mit üblen rassi-
stischen Sprüchen telefonisch um
Aufnahme beim Klan. Er spielt
seine Rolle so glaubwürdig, dass
er sich vorstellen soll. Wegen sei-
ner Hautfarbe lässt er sich aller-
dings von einem weißen Kollegen
doubeln, der dazu noch Jude ist.

Dank dieses Schelmenstreichs
konnten damals sogar Spren g -
stoff attentate vereitelt werden.
Doch es geht in dem Film, der
beim Filmfestival von Cannes den
Großen Jurypreis erhielt, um
mehr als nur um eine komödian-
tische Aufarbeitung eines ge -
glück ten Polizeicoups. Grob
gesagt: Ohne Donald Trump hätte
es diesen Film nie gegeben. Denn
der afroamerikanische Re gisseur
Spike Lee, der sich in Filmen wie
„Malcolm X“ (1992) regelmäßig
mit dem Rassismusthema ausein-
andersetzt, stellt jetzt eine Verbin-
dung her zu dem nach Trumps
Wahl einsetzenden Erstarken der
rechten Kräfte in den USA.

Es fängt gleich damit an, dass
Schauspieler Alec Baldwin, der
mit seinen satirischen Trump-Por-
träts einer der schärfsten Holly-
wood-Kritiker des US-Präsiden-
ten ist, als Klan-Propagandist het-
zerische Parolen ausspuckt, als
kämen sie von Steve Bannon und
seinen Breitbart News.

Der Rahmen ist also gesetzt und
soll heißen: Es hat sich in den
USA nichts geändert. Statt sich
darauf zu konzentrieren, was der
Film sein soll – Polizeikomödie,
Satire, Gesellschaftsfarce –, geht
es Lee nur um eine plakative Aus-
sage: Rassismus ist in den USA
weiter allgegenwärtig. H. Tews

Mit Afro-Tolle: John D. Wa -
shington als schwarzer PolizistBergkulisse garantiert: Jazz auf der Alm Bild: Michael Geißler

Kinofest auf 
der Parkinsel

Ludwigshafen − Vom 22. August
bis 9. September findet das 
14. Festival des deutschen Films
in Ludwigshafen am Rhein statt.
Die Parkinsel verwandelt sich in
dieser Zeit in eine Zeltstadt mit
drei Festivalkinos, Besucher- und
Gä stezelten. Wie im Vorjahr wer-
den über 100 000 Besucher er -
wartet, womit diese Veranstaltung
als das nach der Berlinale publi-
kumsstärkste Filmfest Deutsch-
lands gilt. Eröffnet wird das Festi-
val mit einer Galavorführung in
zwei Kinozelten vor 2500 Gästen
mit der deutschen Komödie „Wer
hat eigentlich die Liebe erfun-
den?“ mit Corinna Harfouch. Pro-
gramm und Karten: www.festival-
des-deutschen-films.de tws

KU LT U R

Improvisation am Berg
Saalfelden Leogang lädt zum Jazzfest inmitten der Alpen – Almen als Bühne

Ein Schelmenstück
Schockierend – Der Film »Blackkklansman«
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Die kleine, militärische Schwester der HVA des MfS
Im Windschatten der Stasi konnte der Militärische Nachrichtendienst der NVA ebenso unentdeckt wie erfolgreich agieren
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Während sich die Spiona-
geabwehr der Bundesre-
publik ganz auf die Ent-

tarnung der „Kundschafter“ der
Hauptverwaltung Aufklärung
(HVA) des Ministeriums für
Staatssicherheit konzentrierte,
konnten die Agenten des Militäri-
schen Nachrichtendienstes der
Nationalen Volksarmee der DDR
(Mil-ND) ebenso unentdeckt wie
erfolgreich agieren.

Auf Befehl des DDR-Innenmini-
sters vom Mai 1952 bis zum Juni
1955, Willi Stoph, der hiermit ei-
ner Vorgabe der Führung der so-
wjetischen Streitkräfte folgte, wur-
de am 19. Juli 1952 die Dienststel-
le Allgemeine Verwaltung der Ka-
sernierten Volkspolizei gegründet.
Dahinter verbarg sich die Keim-
zelle des Militärgeheimdienstes
der DDR, der ab 1956 zur neuge-
gründeten Nationalen Volksarmee

(NVA) gehörte und bis 1990 sie-
ben Mal seine Tarnbezeichnung
wechselte – die längste Zeit fir-
mierte er dabei als „Verwaltung
Aufklärung“.

Die Aufgabe des Mil-ND be-
stand in der „Verhinderung einer
Überraschung durch den Gegner“.
Deshalb analysierte er unter ande-

rem den Sechstagekrieg von 1967,
in dem Israel ebenso unerwartete
wie erfolgreiche Präventivschläge
gegen seine arabischen Nachbarn
geführt hatte. Dabei kamen die
NVA-Geheimdienstler zu dem
Schluss, man müsse die eigene
Aufklärungsarbeit konsequent so
„organisieren, dass der Gegner
ständig unter Kontrolle gehalten
wird“. Das geschah durch den Ein-
satz von zuletzt rund 3500 haupt-
amtlichen und inoffiziellen Mitar-
beitern in der DDR und einigen
hundert Agenten im Westen. De-
ren Interesse galt vor allem der Si-
tuation in den 17 „Räumen beson-
derer Aufmerksamkeit“ von den
Ostsee-Eingängen im Norden bis
zu den Alpen im Süden. Hier la-
gen insgesamt 1700 spezielle
„Aufklärungsobjekte“, darunter
Kommandostellen der NATO und
der Bundeswehr sowie die als be-

sonders gefährlich erachteten
Kernwaffeneinsatzverbände der
USA wie die 56. Raketenbrigade
in Schwäbisch-Gmünd mit ihren
Pershing II. 

Der militärische Nachrichten-
dienst der NVA setzte nicht nur
auf menschliche Quellen, sondern
betrieb ebenso Funkaufklärung,

und dies in solch intensivem Ma-
ße, dass der Mil-ND heute gele-
gentlich als die „NSA der DDR“
bezeichnet wird. So installierte die
„Verwaltung Aufklärung“ (ab 1983
„Bereich Aufklärung“) auf dem
Gelände der ehemaligen Junkers-
Flugzeugwerke in Dessau eine Ab-
höranlage in der Größe von
15 Fußballfeldern. Damit konnte
der Funkverkehr des Gegners in
bis zu 1000 Kilometern Entfer-
nung verfolgt werden – und an-
geblich haben die DDR-Spione auf
diese Weise sogar Telefonate des
US-Präsidenten aus seiner Präsi-
dentenmaschine Air Force One
belauscht.

Dabei arbeitete der Mil-ND in
höchstem Maße konspirativ. Um
jedwedes Sicherheitsrisiko auszu-
schließen, zog die Zentrale des
Geheimdienstes gleich fünf Mal
innerhalb von Ost-Berlin um – ihr
sechstes Domizil sollte dann ein
wohl auch gegen Atomschläge ge-
härteter Hochbunker in der Köpe-
nicker Oberspreestraße, genannt
„Objekt 17/8618“, werden. 

Die geringe Zahl der enttarnten
Agenten zeugt von der Professio-
nalität der DDR-Militäraufklärung.
Zu den wenigen aufgeflogenen
Personen gehörten Dieter Popp
und Egon Streffer alias „Asriel“
und „Aurikel“, die 20 Jahre lang
Geheimunterlagen des Planungs-
stabes im Bundesverteidigungsmi-
nisterium an den Mil-ND verhö-

kerten. „Kundschafter“ wie das
Homosexuellen-Duo Popp und
Streffer bescherten den Aufklä-
rern der NVA zuletzt rund
1500 Meldungen und vertrauliche
Dokumente pro Jahr. Wie Untersu-
chungen von Experten der
Bundeswehr nach 1990 ergaben,
war dabei nur ein Promille der
übermittelten Informationen feh-
lerhaft gewesen. 

Diese Erfolge gelangen erstaun-
licherweise trotz mehrerer inter-
ner Skandale. So ging der erste
Chef des Mil-ND, Generalmajor
Karl Linke, einer CIA-Agentin na-
mens Anna Kubiak auf den Leim.
Der Nachfolger des daraufhin Ge-
schassten, Oberst Willy Säge-
brecht, stürzte wiederum über die
Fahnenflucht seines Stellvertreters
Siegfried Dombrowski. Und der
NVA-Aufklärungschef Nummer
vier, Generalleutnant Theo Grego-
ri, veruntreute in größerem Um-
fang Volksvermögen. Das nutzte
der Minister für Staatssicherheit,
Erich Mielke, zum Sturz von Gre-
gori, in dessen Folge plötzlich der
oberste MfS-„Maulwurf“ in der
Mil-ND-Zentrale, Johannes Pfo-
tenhauer, von „Unbekannten“ er-
drosselt wurde. 

Am 28. Mai 1983 rang Mielke
dem Ministerium für Nationale
Verteidigung, das bis dahin for-
mell die alleinige Kontrolle über
den Mil-ND ausgeübt hatte, eine
„Grundsatzvereinbarung“ ab, mit

der das DDR-Militärspionagewe-
sen faktisch unter die Aufsicht der
Stasi-Hauptverwaltung Aufklä-
rung geriet, die bislang nur für die
Spionageabwehr innerhalb der
Nationalen Volksarmee zuständig
zeichnete. Seitdem gingen die Be-
richte des Mil-ND allesamt an das
Lagezentrum der HVA, wohinge-

gen diese keinerlei Auskunftsver-
pflichtungen gegenüber dem an-
geblichen „Partnerdienst“ hatte.

Den Aussagen von Überläufern
zufolge war aber wohl auch schon
der dritte Mil-ND-Chef, General-
leutnant Arthur Franke, ein Mann
Mielkes gewesen. Denn sonst hätte
er wohl kaum die spektakuläre
Scheithauer-Affäre überstanden.
1967 kam heraus, dass der Abtei-
lungsleiter in der „Verwaltung Auf-
klärung“, Major Helmut Scheithau-
er, seine beiden nicaraguanischen
Gewährsleute José Kautz-Coronel
und Julio Torrentes-Avellan er-
schossen hatte, um die Unterschla-
gung von deren Agentenlöhnen zu
verdecken. Daraufhin stellte der
Stasichef Franke den MfS-General-
major Alfred Scholz, der später
noch zu seinem Stellvertreter avan-
cieren sollte, als Aufpasser zur Sei-
te. Außerdem platzierte die MfS-

Haupt ab te ilung I (Überwachung
und Absicherung der NVA und
Grenztruppen; Tarnbezeichnung:
„Verwaltung 2000“) peu à peu Dut-
zende „Offiziere im besonderen
Einsatz“ und mehrere hundert In-
offizielle Mitarbeiter im Mil-ND,
sodass die Stasi über dessen Inter-
na bestens Bescheid wusste.

Für all das revanchierten sich
die Aufklärungsspezialisten der
NVA, indem sie verhinderten,
dass HVA-Mitarbeiter nach der
Stasi-Auflösung bei ihren „Kolle-
gen“ von der Armee unterkro-
chen. Allerdings wurde der Mil-
ND bald ebenso abgewickelt. Der
letzte Verteidigungsminister der
DDR, Admiral Theodor Hoff-
mann, wies den Nachrichten-
dienst am 16. März 1990 an, sei-
ne Arbeit einzustellen und sämt-
liche Unterlagen, „die zur Auf-
deckung von Personendaten füh-
ren können“, zu vernichten. Und
da zu diesem Zeitpunkt alle Au-
gen auf die Stasi gerichtet waren,
gelang das auch ohne jedwede
Komplikation – sicher sehr zur
Freude der zahlreichen bis heute
unenttarnt gebliebenen Mil-ND-
„Kundschafter.“

Wolfgang Kaufmann

Schließlich geriet der Dienst unter die 
Kontrolle der Stasi und deren HVA

Die Bezeichnung »NSA der DDR« verweist 
auf die intensive Funkaufklärung

Was Bonn und BND vorher wussten
Vor 50 Jahren beendeten Warschauer-Pakt-Truppen mit dem Einmarsch in die CSSR den Prager Frühling

Kreuzbergs 
Namensgeber 

Am 20. August 1968, um 23.11 Uhr,
wurden auf dem Radarschirm des
westdeutschen Bundesnachrichten-
dienstes (BND) die ersten sowjeti-
schen Glitzer im Luftraum Prag ge-
sichtet. Ein russisches Flugzeug
täuschte dem dortigen Flugplatz ei-
nen „Luftnotfall“ vor und bat um
Landeerlaubnis. Tatsächlich waren
es mehrere Maschinen, die schwer-
bewaffnete KGB-Truppen beförder-
ten. Die Okkupation der CSSR hat-
te be gonnen. 

Unvergesslich sind die Bilder,
wie Sowjetpanzer und Einheiten
des Warschauer Paktes gegen die
aufgebrachte Bevölkerung blutig
vorgingen und die Reformbewe-
gungen in der Tschechoslowakei
gewaltsam beendeten. Bereits Ende
Mai hatte der DDR-Staatssicher-
heitsminister Erich Mielke indirekt
mit einem Einmarsch gedroht mit
den Worten: „Der Kampf gegen die
Konterrevolution ist eine interna-
tionale proletarische Pflicht.“ Die
Spitzen der Kommunistischen Par-
tei der Tschechoslowakei, die am
5. Januar des Jahres den Reformer
Alexander Dubcek zum Ersten Se-
kretär der Partei gewählt hatten,
der Regierung und des Parlaments
wurden verhaftet und nach Mos -
kau verschleppt. Noch am 24. Au-
gust erklärte der tschechoslowaki-
sche Außenminister vor dem UN-
Sicherheitsrat, entgegen allen Pro-
pagandabehauptungen des Ost-
blocks habe sein Land keine militä-
rische Unterstützung Moskaus an-
gefordert und es sei die aktuelle
Besatzung als Akt der Gewalt zu
verstehen. Nur zwei Tage später
endeten im Kreml die „Verhandlun-
gen“ zwischen den Führungen der
CSSR und der UdSSR mit der
Unterzeichnung des „Moskauer
Protokolls“, in dem die Okkupation
des Landes „akzeptiert“ wurde. 

Am 24. September lobte das
SED-Zentralorgan „Neues Deutsch-
land“ die NVA-Soldaten „für ihren
Einsatz“ beim Ein marsch in Prag,
es entstand darüber sogar ein Lied.
In Wahrheit hat entsprechend ei-
nem Befehl des Generalsekretärs

des ZK der KPdSU Leonid Bre-
schnew kein einziger DDR-Soldat
an der Aktion teilgenommen, die
Erinnerungen an den Einmarsch
der Wehrmacht 1939 waren in der
Tschechoslowakei noch zu frisch. 

Der illegale Widerstand in der
CSSR dauerte noch lange an, im-

mer wieder riefen die Freiheits-
sender im Untergrund verzweifelt
den Westen um Hilfe – die auch
dieses Mal nicht erfolgte. Wa -
shington wollte wegen der vom
Kreml beherrschten CSSR keinen
Dritten Weltkrieg riskieren. Zu-
dem glaubten die Amerikaner

und auch die Briten bis zur letz-
ten Minute fest, dass Breschnew
die Tschechoslowakei „mit Rück -
sicht auf die Weltöffentlichkeit“
nicht überfallen würde. Noch am
31. Juli schätzte das Bundeskabi-
nett in Bonn eine derartige Beset-
zung als „unwahrscheinlich“ ein,

was den BND-Präsidenten Rein-
hard Gehlen von „so viel Naivität“
sprechen ließ. Seine Männer hat-
ten dem Auswärtigen Amt die
Aufmarschpläne des Warschauer
Pakts vorgelegt und es – teilweise
unter Tränen – beschworen zu
reagieren. 

Der BND hatte schon am 10. Mai,
also ein Vierteljahr vor dem Ein-
marsch, die Gefahr erkannt. Ihn
alarmierten die sowjetisch-polni-
schen Großmanöver mit
80000 Mann und 2800 Panzern di-
rekt an der Grenze zur CSSR. Elf
Tage später erhielt der BND erste

Hinweise auf größere Truppenbe-
wegungen in Richtung CSSR. Ende
Juni begannen in der Tschechoslo-
wakei die Manöver der Warschau-
er-Pakt-Staaten, doch nach ihrer
Beendigung blieben die sowjeti-
schen Panzer mit gefüllten Tanks
und genügend Munition zurück.

Eine Analyse in Pullach sprach von
„brillanter Vorübung für eine spä-
tere Invasion“. Am 30. Juli melde-
ten die AWACS-Flugzeuge der NA-
TO, an den Grenzen zur CSSR
seien nunmehr 20 Ostblock-Divi-
sionen aufmarschiert, die sich in
den Wäldern versteckt hielten. Am
18. August meldete der deutsche
Nachrichtendienst nach Bonn
„starke Anzeichen für einen ge-
planten Angriff“. Am 20. August
verstummte kurz nach 21 Uhr der
gesamte Funkverkehr der Truppen
des Sowjetblocks – was stets ein si-
cheres Zeichen für einen bevorste-
henden Angriff ist. Zwei Stunden
später ging die relative Freiheit der
CSSR zu Ende. Der BND hatte da-
mals eine gute Quelle in Moskau,
sicherlich in hohen Offizierskrei-
sen, und angeblich einen Major der
sowjetischen Militärspionage GRU
(Glawnoje Raswedywatelnoje
Uprawlenije, Hauptverwaltung für
Aufklärung) in Sachsen. Tatsache
ist, dass Pullach einen Mitarbeiter
direkt zu Dubcek schickte mit der
Warnung vor einer Okkupation  –
doch auch er konnte an sie nicht
glauben. 

Die Bundeswehrbrigade, welche
die bundesdeutsche Grenze zur
CSSR zu sichern hatte, wurde so-
fort in Marsch gesetzt. Der verant-
wort liche Offizier, der seine Pflicht
erfüllte, hatte wegen seines Vorge-
hens indes später in Bonn etliche
Schwierigkeiten. Von den an der
Grenze stationierten US-Einheiten
raste ein Jeep mit zwei schwerbe-
waffneten Soldaten in die Tsche-
choslowakei, vergebens versuchten
US-Hubschrauber sie zu finden.
CSSR-Grenzsoldaten versteckten
beide vor Sowjettruppen, zwei Tage
später wurden sie der bayerischen
Landespolizei übergeben. Hätten
diese nicht zuvor die Grenzpfähle
erneuert, wären die Moskauer Ar-
meen viel leicht ins bundesdeut-
sche Bayern eingedrungen, denn
ihr Kartenmaterial war veraltet. Of-
fen bleibt, ob das völlig überrasch-
te Bonn in einem solchen Fall
handlungsfähig gewesen wäre.

Friedrich-Wilhelm Schlomann

Ganz demokratisch ging die Idee
zu einem Denkmal für die in

den Befreiungskriegen Gefallenen
von der Berliner Bürgerschaft aus.
Der König übernahm sie dann. Ur-
sprünglich war an einen gotischen
Dom vor dem Potsdamer Tor ge-
dacht worden. Dafür fehlten nach
den Kriegen, mit denen das napole-
onische Frankreich Europa überzo-
gen hatte, jedoch die Mittel. Und so
blieb von der Kirche nur eine
Kirchturmspitze. So sieht das Na-
tionaldenkmal für die Befreiungs-
kriege zumindest aus. 

Da der dazugehörige Kirchturm
fehlte, wurde versucht, durch einen
hohen Standort für eine entspre-
chende Breitenwirkung zu sorgen.
Die Wahl fiel auf die höchste Stelle

des 66 Meter hohen Tempelhofer
Berges. 

Vor 200 Jahren, am 19. Septem-
ber 1818 legte Friedrich Wil -
helm III. den Grundstein. Die Ein-
weihung erfolgte am siebten Jahres-
tag des Falls von Paris. Bekrönt ist
das Denkmal mit dem preußischen
Symbol der Befreiungskriege, dem
Eisernen Kreuz, und „Kreuzberg“,
so wurde bei der Einweihungszere-
monie bekanntgegeben, sollte fort-
an auch der Name des bisherigen
Tempelhofer Berges lauten. 

Der neue Hügelname ging dann
auch auf den umliegenden Stadtteil
über. Und „Kreuzbergdenkmal“
wird das Nationaldenkmal für die
Befreiungskriege denn auch bis
heute inoffiziell genannt. M.R.

Kreuzbergdenkmal Bild: Jörg Zägel

Im Zentrum der Tschechoslowakei angekommen: Panzer der Sowjetarmee auf dem Wenzelsplatz
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Seine seemännische Karriere be-
gann James Cook als Matrose an
Bord eines Kohlefrachters. Und es
war ein umgebauter Kohlefrachter,
der ihn auf seiner ersten großen
Expedition in die Südsee trug. Im
26. August vor 250 Jahren legte
das Schiff in England ab.

Den Bauch gefüllt mit haltbaren
Nahrungsmitteln, zu denen leben-
de Schafe und Hühner gehörten,
mit Fässern voll Sauerkraut und
Bier, einem großen Chesterkäse
und Geschenken für die Eingebo-
renen nahm die Bark „Endeavour“
(Aufgabe, Anstrengung) Kurs auf
Tahiti. Kapitän Cook befehligte
94 Mann. Sein Auftraggeber war
die Royal Geographic Society. Sei-
ne Order: ein Team von Wissen-
schaftlern nach Tahiti zu bringen.
Dort sollten sie den Venustransit,
den Durchgang der Venus vor der
Sonne am 3. Juni 1769 beobach-
ten. Astronomen erhofften sich
durch die Messung neue Erkennt-
nisse über das Sonnensystem. Als
hervorragender Kartograf und
Schiffsführer der Royal Navy er-
schien der 40-Jährige als bester
Mann für dieses spektakuläre Pro-
jekt.

Über den Beginn der Expedition
schreibt Cook in seinem Tage-
buch: „Als ich meine Bestallung
erhalten hatte, ging ich an Bord,
hisste die Kommandoflagge und
segelte nach Plymouth. Hier wur-
de der Mannschaft die Parla-
mentsakte vorgelesen. Zugleich
wurde ihr ein zweimonatiger Sold
im Voraus bezahlt. Am 26. August
stachen wir in See.“ Den Um-
schlag, der in seiner Kajüte versie-
gelt lag und den er erst nach Erle-
digung seines Auftrags öffnen
durfte, erwähnte er nicht.

Über Rio de Janeiro segelte die
„Endeavour“ entlang der südame-
rikanischen Küste nach Feuerland.
Ein guter Wind trieb die Briten
rund um Kap Hoorn in den Pazi-
fik. Rechtzeitig kamen sie am

11. April in der Matavaibai auf Ta-
hiti an. Der Aufenthalt bei den
„Naturkindern“ glich einer Har-
monieveranstaltung. Man lud sich
gegenseitig zum Essen ein, brach-
te Gastgeschenke mit, ganz wie in
der besseren
Londoner Ge-
sellschaft. Das
Bild vom exoti-
schen Paradies,
das der Entdek-
ker der Insel,
Samuel Wallis,
nach Europa
brachte, fand
Cook bestätigt.
Dass die Einhei-
mischen stahlen
wie die Raben,
die Könige nicht
ausgenommen,
bewertete er
milde als Landessitte. Als aller-
dings ein Quadrant verschwand,
der für die Beobachtung der Ve-
nus unerlässlich war, nahm er ei-
nen Würdenträger in Geiselhaft,
der Quadrant wurde zurückgege-
ben. Cook strafte nicht, er schrieb:
„… blutige Auftritte sind mir zuwi-
der.“ 

Die Wissenschaftler begannen
mit dem Aufbau der Sternwarte.
Die Inselbewohner schleppten
Bäume für Palisaden heran. Cook
bezahlte jeden Stamm mit Nägeln,
Stoffen und den üblichen Glasper-
len. Beile und Äxte waren die
Währung, mit der er Schweine, le-
bendig oder geröstet, Früchte und
Yamswurzel eintauschte, ein fairer
Handel. Er schrieb: „… Selbst
wenn ich Mangel an allem gelitten
hätte, so wäre es mein Letztes ge-
wesen, Gewalt anzuwenden und
Menschen zu töten, um sie ihres
Eigentums zu berauben.“

Cook wurde als Sohn eines Ta-
gelöhners 1728 in Yorkshire gebo-
ren und besuchte nur eine Dorf-
schule. Dank der Förderung durch
einen Quäker fand er zur Seefahrt
und machte bei der Royal Navy

Karriere. Die Quäker lehnen jede
Diskriminierung ab. Cook hatte
diese Geisteshaltung verinner-
licht. Er trat nicht als Kolonialherr
auf, der sich den „Wilden“ überle-
gen fühlt. Er beobachtete, er ur-

teilte nicht.

Zur Freude der Besatzung waren
die Schönen der Insel sehr freizü-
gig. Sex wurde in aller Öffentlich-
keit praktiziert. „Die Insulaner
hielten eine Vesper von besonde-
rer Art ab. Ein junger, sechs Fuß
großer Mensch weihte ein junges,
etwa zwölfjähriges Mädchen in

Gegenwart einiger von unseren
Leuten und einer großen Menge
Volkes in die Mysterien des
Venus kults ein … Die ungenierte
Art bewies ganz klar, dass er seine
Handlungsweise nicht im gering-
sten für unschicklich und unan-

ständig, sondern für eine im Ge-
brauch des Landes erlaubte und
moralische hielt.“ Der Kapitän er-
laubte sich wohl nichts. Er hatte
eine Frau und eine Kinderschar zu
Hause.

Nachdem das astronomische
Projekt abgeschlossen war, hatte

Cook weisungsgemäß das Siegel
der geheimnisvollen Order erbro-
chen. Er sollte die „Terra australis
inkognita“ finden. Das hatten
schon einige Seefahrer vor ihm er-
folglos versucht. Der im zweiten
nachchristlichen Jahrhundert le-

bende und wirkende griechische
Mathematiker und Geograf Clau-
dius Ptolemäus vermutete die Exi-
stenz eines Südkontinents mit rei-
chen Bodenschätzen. Das neue
Ziel der „Endeavour“ waren die
Gebiete rund um den 60. Breiten-
grad Süd. Als Dolmetscher mit an

Bord: der Häuptling Tupia. Nicht
überall auf den Inseln Polynesiens
wurden sie freundlich empfangen.
Tupias Vermittlungskunst verhin-
derte Blutvergießen. Cook umrun-
dete als erster das nördliche Neu-
seeland und bewies, dass es sich
um eine Doppelinsel handelt. Die
Durchfahrt nannte er Cookstraße. 

Die britische Krone musste zur
Kenntnis nehmen: „Unsere Ent-
deckungsfahrt hat den Beweis er-
bracht, dass sich im Süden von
Ozeanien kein festes Land befin-
det. Es kann keinen großen süd-
lichen Weltteil (Terra australis) ge-
ben. Hingegen gibt es noch eine
Menge unbekannter Inseln, die
bisher von keinem europäischen
Schiff besucht worden sind.“ Das
Kartenmaterial, das Cook von die-
ser Wasserwelt anfertigte, ist
außerordentlich exakt. Seine Ein-
tragungen im Tagebuch und die
Skizzen des mitreisenden Malers
Parkinson sind das bedeutendste
Zeugnis der Menschen und ihrer
Lebensweise in Ozeanien, bevor
die Europäer kamen.

Nach einer Havarie mit einem
Felsen musste die „Endeavour“
in Batavia (Jakarta) überholt
werden. Im schrecklichen Klima
dieser holländischen Kolonie
starb ein Drittel seiner Leute,
auch Tupia, an Malaria und
Durchfallerkrankungen. Mit die-
sem „Totenschiff“, wie Cook bit-
ter schrieb, kam er am 12. Juni
1771 um 3 Uhr mittags in der
Grafschaft Kent an.

Der große Entdecker brach noch
zu zwei weiteren Weltreisen auf.
Am 14. Februar 1779 wurde er auf
Hawaii von Eingeborenen erschla-
gen. Als der Maler Paul Gauguin
100 Jahre später auf Tahiti eintraf,
wo nach seiner Meinung das Le-
ben „Singen und Lieben“ hieß,
fand er verwahrloste, an Ge-
schlechtskrankheiten leidende
Bewohner und ärmliche Well-
blechhütten vor. Das Paradies exi-
stierte nicht mehr. Klaus J. Groth

Das Schiff von James Cook (kleines Foto) auf seiner ersten Entdeckungsreise: Die „Endeavour“

Nutznießer wie Gegner der Parlamentarisierung
In der Kaiserzeit war der Zentrumspolitiker Georg von Hertling bayerischer und preußischer Ministerpräsident sowie Reichskanzler
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Entdeckungsfahrt ins Paradies
James Cook reiste auf einem Kohlefrachter in die Südsee

GE S C H I C H T E & PR E U S S E N

Es ist nicht völlig frei von
Komik: Dass der in Hessen
geborene Zentrumspoliti-

ker Georg von Hertling kurz vor
dem Ersten Weltkrieg Minister-
präsident von Bayern sowie im
Kriege Reichskanzler und Mini-
sterpräsident von Preußen wer-
den konnte, hatte er der Parla-
mentarisierung Deutschlands zu
verdanken. Das hinderte ihn je-
doch nicht daran, eben diese Par-
lamentarisierung abzulehnen.
Die Parlamentarisierung brachte
ihn ins Kanzleramt. Deren Ableh-
nung brachte ihn wieder heraus.

Georg Friedrich Karl Freiherr
von Hertling wurde am 31. Au-
gust 1843 in Darmstadt in eine
katholische Familie geboren. Sein
Vater war Hofgerichtsrat, seine
Mutter tiefreligiös. Unter dem
Einfluss seiner Mutter erwog
Gertling, Theologie zu studieren,
aber sein Denken war eher durch
die Aufklärung als durch Dogmen
bestimmt, und so zog er ein
Philosophiestudium vor. Der
Spross einer bildungsbürgerlich
geprägten Beamtenfamilie strebte
eine akademische Karriere an.
Doch kaum, dass der bekennende
Katholik sich 1867 im preußi-
schen Bonn habilitiert hatte, be-
gann der sogenannte Kirchen-
kampf. 13 Jahre nach der Habili-
tation erhielt er in der heutigen
Bundesstadt wenigstens eine
außerordentliche Professur. Eine
ordentliche erlangte er erst im
katholischen München zwei Jah-
re später.

Es ist nicht untypisch für starke
Minderheiten, dass sie auf Diskri-
minierung durch Staat oder Gesell-
schaft mit dem Aufbau einer paral-
lelen Infrastruktur reagieren. Hert-
ling hatte nun Diskriminierung als
Wissenschaftler erfahren, und so
gründete er 1876 mit anderen ka-
tholischen Gelehrten und Publizi-
sten in Koblenz die heute noch be-
ziehungsweise wieder existierende
Görres-Gesellschaft, deren „im ka-
tholischen Glauben wurzelnder
Gründungsauftrag“ es ist, „wissen-
schaftliches Leben auf den ver-
schiedenen Fachgebieten anzure-
gen und zu fördern und die Gele-
genheit zum interdisziplinären
Austausch zu bieten“. Hertling war
nicht nur Mitbegründer und
Hauptinitiator dieser Gesellschaft,
sondern wurde auch deren erster
Präsident und blieb es bis zu sei-
nem Tode.

Parteipolitisch engagierte sich
Hertling im Zentrum, der katholi-
schen Volkspartei. 1891 wurde er
Mitglied des Reichsrats, der ersten
Kammer des bayerischen Landtags.
Noch vor dem Ausbruch des Ersten
Weltkriegs mit seinem Demokrati-
sierungsdruck auf die kriegsfüh-
renden Staaten wurde Hertling
zum bayerischen Ministerpräsiden-
ten berufen. Dieses war insofern ein
bemerkenswertes Novum, als mit
ihm der Regent das erste Mal einen
Vertreter der Mehrheitsfraktion an
die Spitze der Regierung berief, wie
dieses in parlamentarischen Mon-
archien Usus ist. Insofern ist Hert-
lings Berufung auch als Zeichen ei-

ner beginnenden Parlamentarisie-
rung Bayerns zu werten.

Analoges galt fürs Reich. Hertling
gehörte als Exponent des politi-
schen Katholizismus einer zumin-
dest zeitweise im preußisch gepräg-
ten kleindeutschen Nationalstaat

diskriminierten Minderheit an. Sei-
ne schlechten beruflichen Erfah-
rungen im Kulturkampf hinderten
ihn jedoch nicht daran, den Aus-
gleich zwischen Katholizismus und
Reich zu suchen. Das waren gute
Voraussetzungen für eine politische

Karriere im Reich, die ihn bis an
dessen Regierungsspitze führten. 

Mit einer Auszeit von 1890 bis
1896 gehörte Hertling bis zu seiner
Berufung an die Spitze der bayeri-
schen Regierung dem Reichstag an,
ab 1909 sogar als Vorsitzender der
Zentrumsfraktion. Den Sturz des
Reichskanzlers Theobald von Beth-
mann Hollweg am 13. Juli 1917
hielt Hertling für einen großen Feh-
ler, und er weigerte sich, statt die-
sem nun die Regierungsgeschäfte
in Berlin zu führen. Statt seiner
wurde der in der Politik ebenso un-
erfahrene wie unbekannte Beamte
Georg Michaelis (siehe PAZ Nr. 29
vom 23. Juli 2011) Bethmann Holl-
wegs Nachfolger. 

Nachdem Michaelis die Unab-
hängigen Sozialdemokraten
(USPD) für eine Meuterei bei der
Hochseeflotte verantwortlich ge-
macht und ihnen öffentlich „staats-
gefährdende Ziele“ unterstellt hat-
te, solidarisierten sich die soge-
nannten Mehrheitsparteien, also
die SPD, das Zentrum und der
Linksliberalismus, die im Ersten
Weltkrieg eine Art Koalition in der
Opposition bildeten und nach der
Novemberrevolution die Weimarer
Koalition bilden sollten, mit der
USPD und forderten Michaelis’
Entlassung durch den Kaiser. Es
war ein Zeichen für die fortge-
schrittene Parlamentarisierung des
Reiches, dass Michaelis sich durch
dieses Misstrauensvotum der
Mehrheitsparteien zum Rücktritt
gezwungen sah. Und es war ebenso
ein Zeichen für diese fortgeschritte-

ne Parlamentarisierung des Rei-
ches, dass mit Michaelis’ Nachfol-
ger nun erstmals ein Vertreter der
Mehrheitsparteien Reichskanzler
wurde. Nach den Erfahrungen mit
Bethmann Hollwegs direktem
Nachfolger hatte Hertling seinen
Widerstand aufgegeben. Entspre-
chend der seit Otto von Bismarck
im Kaiserreich geltenden Regel
übernahm Hertling am 1. Novem-
ber 1918 mit dem Posten des
Reichskanzlers auch gleich den des
preußischen Ministerpräsidenten.
Nicht nur das Reich, sondern auch
Preußen hatte also nun einen be-
kennenden Katholiken zum Regie-
rungschef. 

Sowohl die Mehrheitsparteien
als auch die Oberste Heeresleitung
erwarteten vom Reichskanzler
Hertling eine Fortsetzung des Parla-
mentarisierungsprozesses. Das
wollte Hertling, der wusste, dass
die von ihm abgelehnte SPD davon
profitieren würde, jedoch nicht. Die
Ankündigung des Kaisers, im Reich
das parlamentarische System ein-
zuführen, nahm er deshalb zum
Anlass zu demissionieren. Er räum-
te das Feld für Max von Baden (sie-
he PAZ Nr. 27 vom 7. Juli 2017), der
ungleich besser mit den Sozialde-
mokraten konnte. 

Was nun in und mit seinem Va-
terland geschah, erschütterte
Hertling zutiefst. Bis zuletzt an
seinen „Erinnerungen“ schrei-
bend, starb der 1914 in den Gra-
fenstand erhobene Monarchist am
4. Januar 1919 im oberbayerischen
Ruhpolding. Manuel Ruoff

Georg von Hertling: Gemälde von Paul Beckert von 1908
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Nachdem Sturmschäden im
vergangenen Jahr selbst

Hauptstrecken tagelang lahmge-
legt haben , startete die Deutsche
Bahn (DB) einen „Aktionsplan Ve-
getation“, der die
Schienenstränge
wettersicher ma-
chen soll. Aller-
dings ist der
Plan auf fünf
Jahre ausgelegt und kam für die
heftigen Böen, die vergangene
Woche über weite Teile Deutsch-
lands fegten, wohl zu spät. Wieder
waren wesentliche Verbindungen

unterbrochen. Das Bild zeigt das
Chaos im Hamburger Haupt-
bahnhof am 10. August.

Doch laut dem Aktionsplan
sollten derartige Störungen in

den kommen-
den Jahren kon-
tinuierlich we-
niger werden.
Weitere 125
Millionen Euro

will die DB investieren und die
mehr als 1000 Mitarbeiter ihrer
Vegetationsmannschaft um bis
zu 150 zusätzliche Forstarbeiter
verstärken.  H.H.

Moment der
Woche

Bild: pa

Der Geldwert eines Menschen
Frivole Debatte: Experten streiten über den materiellen Preis von Artgenossen

Nicht zuletzt wegen der
massiven Zunahme von
Terroranschlägen islami-

scher Extremisten wird verstärkt
über den finanziellen Wert eines
Menschenlebens diskutiert – sei
es, um die Entschädigung der
Hinterbliebenen angemessen zu
gestalten, sei es im Zusammen-
hang mit Überlegungen, wie viel
Geld man für Sicherheitsmaßnah-
men ausgeben sollte. Dabei gilt es
von vornherein als ausgemacht,
dass der Wert eines Menschen
nicht unendlich hoch angesetzt

werden könne, weil sonst logi-
scherweise auch unendliche Ko-
sten möglich wären. Allerdings
streiten die Experten darüber,
welche Summen realistischer-
weise anzusetzen seien.

Nähme man den reinen „Mate-
rialwert“ der chemischen Ele-
mente im Körper einer Durch-
schnittsperson als Basis, kämen
lediglich 1500 Euro zusammen,
wobei der Löwenanteil auf den
Kohlenstoff entfiele. Vor diesem
Hintergrund erscheint die Summe
von 1000 Euro Entschädigung pro
Todesopfer des Giftgasunglücks

von 1984 im indischen Bhopal
noch schäbiger als ohnehin
schon.

Ein sehr viel höherer Preis
wäre beim Verkauf sämtlicher
Organe zu erzielen, wobei der
„Gewinn“ aus der Veräußerung
des Herzens bloß 57 000 Euro
betrüge, während die beiden
Nieren durchaus 185 000 Euro
einbringen könnten. Nach Be-
rechnungen italienischer Versi-
cherungsmathematiker läge es
im Bereich des Möglichen,
durch die geschickte „Komplett-
verwertung“ eines gesunden
menschlichen Körpers 44,7
Millionen Euro auf dem Medi-
zin-Schwarzmarkt zu bekom-
men, respektive zu ergaunern.

So wird aber natürlich nicht ge-
rechnet, wenn Entschädigungsfra-
gen im Zusammenhang mit Ter-
roranschlägen zu klären sind. Als
Zahlungen an die Hinterbliebe-
nen der Opfer des 11. Septembers
2001 in den USA festzusetzen wa-
ren, urteilten die Gerichte auf der
Basis der „Humankapitalmetho-
de“: Wie viel Geld hätte der Getö-
tete in seinem Leben höchstwahr-
scheinlich noch verdient? Genau
diese Summe mache seinen mate-
riellen Wert aus.

Hieraus ergaben sich Beträge
von 5,5 Millionen Dollar für wei-
ße Investmentbanker und bloß
197 000 Dollar für Mindestlohn
beziehende Tellerwäscher. Und

die Latino-Feuerwehrleute, wel-
che freiwillig in die brennenden
Twin Towers gingen, um Leben zu
retten, lagen irgendwo dazwi-
schen.

Wer das unmoralisch findet, der
möge sich vergegenwärtigen, wie
„großzügig“ das Schmerzensgeld
für die Hinterbliebenen der 101
Todesopfer des ICE-Unglücks bei
Eschede im Jahre 1998 ausfiel:
Die Deutsche Bahn AG zahlte da-
mals rund 30 000 D-Mark pro
ums Leben Gekommenem. Ähn-
lich knauserig agierte die Bundes-
regierung nach dem islamischen
Terroranschlag vom Dezember
2016 auf den Berliner Weih -
nachtsmarkt: Seit dem Vorfall
wurden bislang kaum mehr als
zwei Millionen Euro an insgesamt
immerhin 119 Verletzte und
Hinterbliebene ausgeschüttet.

Dabei haben deutsche Experten
wie der Ökonom Hannes Speng-
ler von der Technischen Univer-
sität Darmstadt deutlich höhere
Summen für den „Wert eines stati-
stischen Menschenlebens“ er-
mittelt, wobei sie sich im Unter-
schied zu den US-Juristen der
Methode der „Kompensatori-
schen Lohndifferenziale“ bedien-
ten. 

Diese basiert vor allem auf der
mathematischen Berücksichti-
gung der finanziellen Zugeständ-
nisse, welche nötig sind, um Per-
sonen zu vergleichsweise gefähr-

lichen Tätigkeiten zu motivieren.
So kam Spengler auf durch-
schnittlich 1,65 Millionen Euro
pro Leben eines Arbeitnehmers.

Natürlich werfen derartige Vor-
gehensweisen zahlreiche ethische
Fragen auf – nicht wenige Kritiker
sehen hier die Menschenwürde
aufs Gröbste verletzt. Dem ent-
gegnet freilich der US-Wirt-
schaftswissenschaftler Ike Bran-
non, wer eine gute Politik machen
wolle, brauche auch genaue Zah-
len, was Menschenleben wert
seien. Wie sollten die Entscheider

sonst wissen, in welchem Umfang
sie Steuergelder für Sicherheits-
maßnahmen, Gesundheitsschutz
oder Umweltprojekte einsetzen
müssen? 

Wenn man 500 000 Dollar aus-
gebe, um mindestens einen Men-
schen vom mehrfachen Wert die-
ser Summe vor dem Tode zu be-
wahren, sei das eine hervorra-
gende öffentliche Investition.
Nach Brannons Logik dürfte
dann aber Sicherheit für Rentner,
Behinderte und andere „Unpro-
duktive“ gar nichts kosten.

Wolfgang Kaufmann

Wenn »Vielfalt« die Freiheit frisst
Entweder hält ein Mindestmaß an kultureller Homogenität die Gesellschaft einer Republik zusammen − oder Zwang

Die Erosion gewachsener Selbst-
verständlichkeiten in der Gesell-
schaft wird als „wachsende Viel-
falt“ angepriesen. Doch was über-
sehen wird: Diese Vielfalt führt
nicht etwa zu mehr, sondern zu
weniger Freiheit.

Vor mehr als 40 Jahren stellte
der Jurist und spätere Verfas-
sungsrichter Ernst-Wolfgang Bök-
kenförde in einem später nach
ihm benannten Theorem fest, dass
ein freiheitlicher und säkularisier-
ter Staat von Voraussetzungen
lebt, die er selbst nicht garantieren
kann. Dieser lebe, so der Rechts-
wissenschaftler, von der morali-
schen Substanz seiner Bürger und
von der Homogenität der ihn tra-
genden Gesellschaft. 

Betrachtet man die heutige
Bundesrepublik, deren Selbstan-
spruch ja genau darin besteht, ein
immer noch weiter zu steigerndes
Maß an Vielfalt und Buntheit zu
erreichen, vor dem Hintergrund
der von Böckenförde formulierten
Erkenntnis, so kann einem leicht
angst und bange werden. Anders
als die rot-grünen Sozialingenieu-
re unserer Tage wusste der Verfas-
sungsjurist schon vor vier Deka-
den, dass ein Mehr an Verschie-
denheit eben nicht zu einem
Mehr an Freiheit führt, sondern
vielmehr zu einer Erosion der in-
neren Regulierungskräfte einer
Gesellschaft, die irgendwann den
Staat dazu zwingen wird, in die of-
fen werdende Bresche zu springen
und mittels gesetzlichen Zwanges
den sozialen Fliehkräften ent-
gegenzuwirken. Dies aber ist dann
das Ende der Freiheit.

Die Kritiker des Böckenförde-
Diktums teilen die Einschätzung
des Juristen ebenso wenig wie die
Kräfte, die derzeit tonangebend
das gesellschaftliche Klima in
Deutschland bestimmen. Für sie
ist Toleranz der entscheidende
Kitt, mit dem ein Gemeinwesen
dauerhaft zusammengehalten
werden soll. Doch diese Annahme
steht bereits in der Theorie auf äu-
ßerst wackeligen Füßen. 

Zieht man die deutsche Über-
setzung des aus dem Lateinischen
stammenden Begriffes heran, so
bedeutet tolerant zu sein lediglich,
dass man etwas zu erdulden bereit
ist. Jemand nimmt also beispiels-
weise die religiösen Auffassungen
und Praktiken einer anderen Per-
son hin, obwohl er diese eigentlich
für falsch hält. Schon dieses bana-
le Exempel lässt erste Zweifel dar-
an aufkommen, ob das bloße ein-
ander Aushalten unterschiedlich-
ster Überzeugungen, Glaubensvor-
stellungen und Lebensstile wirk-
lich ein tragfähiges Fundament für
das gemeinsame Leben in einer
Gesellschaft sein kann. Denn in
der Regel finden sich Menschen in
solchen Gruppen zusammen, in
denen die gleichen Ansichten und
Werte geteilt werden. 

Hinzu kommt, dass ein aus-
schließlich auf Toleranz gegründe-
tes Gemeinwesen unbedingt darauf
angewiesen ist, das seine Angehö-
rigen den Grundsatz der Gegensei-
tigkeit beachten. Nur derjenige
wird bereit sein, andere Auffassun-
gen und Verhaltensweisen hinzu-
nehmen, der darauf vertrauen darf,
dass auch er sein Leben nach den
eigenen Vorstellungen gestalten
kann. Hier tun sich im Alltagsleben
jedoch zunehmend bislang unge-
kannte Konflikte auf, wie beispiels-
weise der seit Jahren schwelende
Streit um das religiös begründete
Tragen von Kopftüchern am Ar-
beitsplatz und in öffentlichen Ein-
richtungen zeigt.

Losgelöst von der Frage, wie
man sich selbst zu diesem Thema
positioniert, muss klar sein, dass
eine solche Kontroverse nicht ge-
rade dazu angetan ist, das gegen-
seitige Vertrauen in einer Gesell-
schaft zu fördern. Ebenso ist ab-
sehbar, dass es keine und für alle
Seiten befriedigende Lösung die-
ses Problems geben wird. 

Ein bislang wenig beachteter
Aspekt ist die erstarkte Rolle, wel-
che dem Staat bei der Regelung
derartiger Konflikte künftig zu-
fällt. Während in einem relativ ho-
mogenen Gemeinwesen, in dem

aufgrund hergebrachter und ge-
teilter sozialer Normen ein weit-
gehender Konsens über das Zu-
sammenleben bestand, staatliche
Eingriffe nicht in nennenswertem
Maße erforderlich waren, müssen
in einer heterogenen Gesellschaft
zunehmend neue Gesetze und
Richtersprüche an die Stelle bis-
heriger kultureller Gepflogenhei-
ten treten, um überhaupt verbind-
liche Regelungen für alle zu
schaffen.

Der Staat wird also immer re-
pressiver, was sich für die Bundes-
republik in den vergangenen Jah-
ren sehr deutlich nachweisen
lässt. Die Ausweitung von politi-

schen Straftatbeständen, der Aus-
bau von Antidiskriminierungsge-
setzen oder zuletzt das Zensurge-
setz von Justizminister Heiko
Maas legen hiervon beredtes
Zeugnis ab. Unter die Räder
kommt dabei nicht nur die Frei-
heit, wie Böckenförde es bereits
vermutete, sondern auch der Ge-
danke der Toleranz selbst. 

Die Duldsamkeit gegenüber
dem Andersartigen ist zunächst
eine innere Haltung, die nicht von
außen verordnet werden kann. Ein
Staat, der dies dennoch versucht,
muss seinen Bürgern zumindest
konkrete Vorteile in Aussicht stel-
len, die das Hintanstellen der ei-

genen Lebensweise zugunsten ei-
ner immer bunter werdenden Ge-
sellschaft irgendwie lohnenswert
erscheinen lassen. Zwar werden
deutsche Politiker nicht müde, et-
wa die jahrzehntelange Massen-
einwanderung oder die Homo-
Ehe ständig als „Erfolgsmodell“ zu
preisen, indes bleiben sie den Be-
leg für diese Behauptungen eben-
so regelmäßig schuldig. Dies wird
immer mehr Menschen deutlich. 

Wer diese Entwicklungen aller-
dings allzu drastisch bemängelt,
der kann es heutzutage schon
recht bald mit der Polizei zu tun
bekommen. Denn während die
politischen Eliten von den „nor-
malen“ Bürgern eine nahezu gren-
zenlose Toleranz erwarten, ten-
diert ihre eigene Duldsamkeit im-
mer stärker gegen Null, zumin-
dest, wenn es um Kritik an den
Auswüchsen der multikulturellen
Gesellschaft geht.  

Der soziale Zusammenhalt dürf-
te in der Geschichte der Bundes-
republik wohl zu keinem Zeit-
punkt auf einem derartigen Tief-
stand gewesen sein, wie er es der-
zeit unter der Ägide Angela Mer-
kels ist. Trotz aller staatlichen Pro-
gramme und Eingriffe klagen se-
xuelle Minderheiten über Homo-
phobie, Zugewanderte über Ras-
sismus und Moslems gemeinsam
mit den christlichen Staatskirchen
über Intoleranz. Dies alles lauter
denn je. Der einheimische Steuer-
zahler, auf dessen Kosten die Lob-
byorganisationen dieser Minder-
heiten ein auskömmliches Dasein
fristen, sieht sich hingegen in sei-
nen Freiheiten eingeengt und zu
Unrecht bezichtigt. 

In Alltagsgesprächen, in Leser-
briefen oder in den Kommentar-
spalten sozialer Netzwerke lassen
sich mit unterschiedlichen Be-
gründungen immer häufiger Hin-
weise darauf finden, dass es den
Menschen an der nötigen Identifi-
kation mit der derzeitigen Gesell-
schaft fehlt. Dies gilt sowohl für
die Mehrheitsbevölkerung als
auch für die Angehörigen von
Minderheiten. Selbst die Kanzle-

rin hielt den Kritikern ihrer Asyl-
politik noch vor drei Jahren entge-
gen, dass Deutschland nicht mehr
ihr Land sei, wenn sie sich jetzt
für das Aufstoßen der Türen nach
Europa schämen solle.

Die Annahme, man müsse nur
jedem der Millionen Einwanderer
zur Begrüßung einen Deutschkurs
spendieren und ihm eine Ausgabe
des Grundgesetzes in der Sprache
seines Herkunftslandes in die
Hand drücken, während sich alles
andere schon von allein fügen
werde, hat sich als gigantischer
Trugschluss erwiesen, dessen fata-
le Folgen sich in ihrer ganzen hi-
storischen Dimension erst allmäh-
lich abzeichnen. Dies zeigt sich
nicht nur an den zunehmenden
Konflikten zwischen den verschie-
denen Bevölkerungsteilen im täg-
lichen Leben, sondern auch in

dem Umbau eines einst freiheit-
lich verfassten Gemeinwesens in
eine Art Multikulti-Diktatur. 

War die vom Grundgesetz vor-
gesehene Ordnung zunächst dazu
gedacht, die Freiheit des Einzel-
nen vor dem Zugriff eines über-
mächtigen Staates zu schützen, so
vermochte sie genau deshalb das
Auseinanderfallen einer bislang
homogenen Gesellschaft nicht
nur nicht zu verhindern, sondern
beschleunigte diese Entwicklung
sogar. Dies erlaubte schließlich
eine völlige Umdeutung der Ver-
fassung. 

Die Grundrechte des Grundge-
setzes sind heute keine Abwehr-
rechte gegenüber dem Staat mehr,
sondern eine Ermächtigungs-
grundlage, um dem Bürger die
von ihm erwartete Toleranz abzu-
pressen. Die Aufgabe der gesell-
schaftlichen Homogenität wurde
so tatsächlich mit dem Preis der
Freiheit bezahlt. Dirk Pelster

Der heutige
Weg fußt auf einem

Trugschluss

Angemessene 
Entschädigungen

ermitteln

Fachleute wenden
ganz unterschiedliche

Maßstäbe an

Sinnbild von nationaler Identität und demokratischem Bewusst-
sein: Die Germania mit Schwarz-Rot-Gold Bild: Paulskirche

Bahn arbeitet
an Besserung



MELDUNGEN

Bahnhof einst
und jetzt

Allenstein – Bei der Ausschreibung
der Projektierung des aktuellen
Umbaus des Allensteiner Haupt-
bahnhofs soll es zu Absprachen ge-
kommen sein. Wie am 20. Juni zu
hören war, hat das Bromberger Bü-
ro des Zentralen Antikorruptions-
büros fünf Personen festgenom-
men und die Unterzeichnung des
Vertrags im Wert von umgerechnet
1,2 Millionen Euro gestoppt. Eine
endgültige Entscheidung, ob der
existierende Bahnhof ins Denkmal-
register eingetragen wird (siehe
PAZ Nr. 12), steht  noch aus.  Am
23. Juni wurde im Museum der
Moderne des Städtischen Kul-
turzentrums Allenstein Rafał Bet-
kowskis Ausstellung „Allenstein
Hauptbahnhof. Metamorphosen“
eröffnet. Sie bietet einen Einblick
in die Entwicklung der Eisenbahn
in Ostpreußen und die Änderun-
gen, die der Hauptbahnhof in Al-
lenstein durchgemacht hat. U.H.

Im Zeitraum vom 23.  bis zum
27. Juli organisierte die Allen-
steiner Gesellschaft Deutscher

Minderheit (AGDM) bereits das
sechste Mal für ihre jüngsten Mit-
glieder spannende Freizeitange-
bote. Eine Gruppe von 15 Kindern
traf sich im Sitz der Gesellschaft,
dem Haus Kopernikus.  

Ziel des Projekts war vor allem,
den teilnehmenden Kindern die
deutsche Sprache sowie die Ge-
schichte des südlichen Ostpreu-
ßens im Besonderen und Deutsch-
lands im Allgemeinen auf eine
spielerische Art beizubringen. Der
von zwei Germanisten geleitete
Ferienhort konzentrierte sich auf
sprachdidaktische und geschicht-
liche Inhalte. Den Lehrern lag et-
was daran, den jungen Projektteil-
nehmern die einfachen Sprach-
strukturen zu vermitteln, die im
täglichen Bedarf unentbehrlich
sind, um mit deutschen Altersge-
nossen zu kommunizieren. Den
Kindern wurden auch verschiede-
ne thematische Wortschatzberei-
che nähergebracht. Man brachte
ihnen beispielsweise die deut-
schen Bezeichnungen für Garde-
robestücke bei. Außerdem konn-

ten die Jungen und Mädchen er-
fahren, welcher Worte man sich
bedient, um in einem Geschäft et-
was zu kaufen. 

Um den Deutschunterricht kre-
ativ, abwechslungsreich und spie-
lerisch zu gestalten und um den
Kindern einen spielerischen Zu-
gang zur deutschen Sprache zu
gewährleisten, wurde die Filmrei-
he des WDR „Deutsch mit Socke“
genutzt. Aufgrund der kurzen
Filmszenen, in denen sich zwei
Protagonisten Esther und eine
Handpuppe namens Socke, über
alles Mögliche auf Deutsch unter-
halten, konnten sie ihre Deutsch-
kenntnisse verbessern. Was auch
immer Esther und Socke im Film-
material erlebt hatten, konnten
die jungen Schüler nach dem Se-
hen auf ihre eigene Welt übertra-
gen und mit allen Sinnen vertie-
fen. So entstanden nach dem Vor-
bild der filmischen Socke mehre-
re farbige Sockenpuppen. Mit
Scheren, Bastelaugen, viel Pappe,
bunten Blättern und Klebepistole
ausgerüstet nutzten die Projekt-
teilnehmer ihr Handgeschick und
hatten viel Spaß. Außer vorge-
stellten Präsentationen, Sprach-

und Bewegungsspielen, sprach-
praktischen Einzel- und Grup-
penübungen sowie thematischen
Bastelarbeiten konnten sich die
Kinder in die Rolle eines Super-
helden hineinversetzen und in
der sagenhaften Welt der germa-
nischen Mythologie den Versuch
wagen, die bedrohte Weltenesche
Yggdrasil – den Baum des Lebens
zu retten. 

Den Workshop, der als Rollen-
spiel gedacht war, leitete der Ge-
schichtslehrer Szymon March-
lewski. Er war Spielmeister, hatte
nicht nur eine narrative Funktion,
sondern übernahm auch die Rolle
der schwarzen Charaktere. Mal
war er eine böse Hexe, mal die
Königin der Mäuse, die überwun-
den werden mussten, damit die
mythologische Welt verschont

bleibt. Sehr geschickt wurden in
die Spielhandlung unterschiedli-
che Motive aus den ermländi-
schen Legenden eingeflochten, so-
dass die Kinder eine Prise der re-
gionalen Kultur mitbekamen. Die
Schüler konnten sich auch mit der
Geschichte der Stadt Alleinstein
vertraut machen. Das ermöglichte
der Spaziergang mit der Reisefüh-
rerin Anna Sowik durch die Alt-
stadt. Man schlenderte am neuen
wie auch am alten Rathaus vorbei,
besuchte die Kathedrale, bewun-
derte die alten Bürgerhäuser oder
schaute sich die Umgebung der
Allensteiner Burg samt deren
Innenhof an. Dabei hörten die jun-
gen Stadtbesucher Sowik auf-
merksam zu, die viele spannende
Details über die Stadtgeschichte
erzählte. Während der Führung
spielten die Kinder ein Stadtspiel,
in dem sie an den besichtigten Or-
ten und Gebäuden gemeinsam
Rätsel lösen mussten. 

An einem der Projekttage konn-
ten sich die Kinder so fühlen, als
ob sie in einer ungewöhnlichen
Manufaktur gelandet wären. Die
Referentin Alicja Jezierska stellte
spannend dar, wie man ein heut-

zutage unter Jugendlichen sehr
populäres Schleim-Spielzeug
herstellt. Während der kreativen
Werkstatt entdeckten die Kinder
aufs Neue Werkstoffe wie Kleber,
Brokat, Lebensmittelfarben und
Waschmittel und konnten sie zu
einem zähflüssigen Schleim ver-
arbeiten. Diese Bastelarbeit be-
reitete den Teilnehmern große
Freude, sodass die Endergeb-
nisse großartig waren. Es ist auch
zu betonen, dass neben der kind-
lichen Kreativität auch die
Deutschkenntnisse der Projekt-
teilnehmer vorangebracht wur-
den, da die Rezepte für ein Slime
in deutscher Sprache verfasst
wurden. 

Das Projekt, bei dem die Schul-
kinder ihre Interessen entwik-
keln konnten, wurde von der
AGDM mit finanzieller Unter-
stützung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Arbeit und So-
ziales, Familie und Integration,
des polnischen Ministeriums für
Inneres und Verwaltung sowie
des Generalskonsulats der
Bundesrepublik Deutschland in
Danzig durchgeführt. 

Dawid Kazanski

Russlandweit gehen Menschen ge-
gen die geplante Erhöhung des
Renteneintrittsalters auf die Stra-
ße. Nun hat die Protestwelle auch
Königsberg erreicht.

Im Schatten der Fußballweltmei-
sterschaft hat die russische Regie-
rung eine epochale Rentenreform
beschlossen. Zwar wurde eine Er-
höhung des Renteneintrittsalters
auch in der Vergangenheit mehr-
fach erörtert, aber das Ergebnis
blieb immer offen, da das Thema
äußerst unpopulär ist. Das Renten-
eintrittsalter ist in Russland fast
das niedrigste weltweit: 55 Jahre
für Frauen und 60 für Männer.
Diese Altersgrenzen wurden 1932
in der UdSSR als eine der wichtig-
sten Errungenschaften der Sowjet-
macht eingeführt. Und nun, 85
Jahre später, scheint diese obsolet.

Solange die Fußball-WM lief,
war die Öffentlichkeit abgelenkt,
doch danach rückte die Rentenre-
form in den Fokus der Aufmerk-
samkeit. Um die Bürger zu besänf-
tigen, erklärte die Regierung, dass
die Rentner 2019 eine Erhöhung
bekommen sollen: Die durch-
schnittliche Rente werde um 1000
Rubel (13,10 Euro) steigen. Jedoch
wird die Anpassung proportional
zur Höhe der bisherigen Rente er-
folgen. Das heißt, nicht jeder wird
die 1000 Rubel erhalten, sondern
der eine mehr und der andere we-
niger. Im Jahr 2018 liegt die durch-
schnittliche Rente bei 13 300 Rubel
(174 Euro). Und nur diejenigen
Rentner, die nicht arbeiten, sollen
die Erhöhung erhalten. In Russ-
land arbeitet aber nach Erreichen
des Rentenalters gut ein Drittel der
Rentner weiter. Die Rentenanpas-
sung erhält ein arbeitender Ruhe-
tändler nur, wenn er seine Arbeit
aufgibt. 

Zwar hat die Regierung auch
über einen Zusatzbetrag für arbei-
tende Rentner nachgedacht, aber
die Anpassung beträgt maximal
235 Rubel (drei Euro). Sie wird in-
dividuell vorgenommen und rich-
tet sich nach dem Gesamteinkom-
men eines Rentners. Wie die öf-
fentlichen Umfragen zeigen, leh-
nen 89 Prozent die beschlossene
Erhöhung des Renteneintrittsalters
auf 65 Jahre für Männer und 63
Jahre für Frauen ab. Die überwie-
gende Mehrheit hält die bisherige
Regelung für optimal. 

Wladimir Putin hat lange zu
dem Thema geschwiegen. Seine
Position hat er in Königsberg im
neuen Stadion geäußert bei einem
Treffen mit freiwilligen WM-Hel-
fern. Er erklärte, dass ihm „keine
einzige Variante der vorgeschlage-

nen Reformen“ gefalle, aber man
müsse über die Perspektiven nach-
denken. Der Präsident sagte, eine
endgültige Lösung dieses Pro-
blems habe er nicht. Er empfahl,
erst alle Meinungen zum Renten-
eintrittsalter zu berücksichtigen,
ehe man eine  endgültige Ent-
scheidung treffe.

Die Regionalregierungen vertre-
ten eine andere Meinung. Die mei-
sten Regionen haben der Staatsdu-
ma grünes Licht zur Erhöhung des
Renteneintrittsalters gegeben.
Auch die Königsberger Gebietsdu-
ma hat ihre Unterstützung für die
Rentenreform zugesagt. Den Abge-
ordneten wurde der Gesetzesent-
wurf zur Durchsicht vorgelegt, je-
doch wurde er nicht öffentlich er-
örtert, sondern die Stimmen wur-
den per Fragebögen gesammelt.

Alle Oppositionsparteien, die in
der Gebietsduma vertreten sind,
stimmten gegen die Reform. Aber
27 von 40 Abgeordneten, die die
Partei „Einiges Russland“ vertre-
ten, sprachen sich für eine Unter-
stützung aus.

Die öffentliche Reaktion auf die
geplante Rentenreform kam in Kö-
nigsberg verspätet. Gab es in ande-
ren Städten unmittelbar nach dem
Ende der Fußball-WM die ersten
Protestkundgebungen, erfolgten
die ersten in Königsberg zehn Tage
nach dem Ende der Spiele.

Vor allem die Königsberger Re-
gionalfraktion der Partei Liberal-
demokratischen Partei Russlands
(LDPR) baute sich vor dem Kos-
monautendenkmal vor dem Balti-
ka-Stadion auf. Die Teilnehmer der
Protestaktion hielten Plakate mit

der Aufschrift „Stoppt die Erhö-
hung des Renteneintrittsalters“ in
den Händen. Bei der Aktion wur-
de die neue Rentenreform durch
den Tod mit Sense personifiziert.
Er hatte das Plakat umgehängt:
„Durch mich in den Ruhestand“.
Daneben fand eine Demonstration
im Südpark statt, an der zirka
2500 Menschen teilnahmen. Ne-
ben den Organisatoren der „Kom-
munistischen Partei Russlands“,
und der Gebiets-Gewerkschaft
nahmen Vertreter der Partei „Ja-
bloko“, „Sprawedliwaja Rossija“,
der „LDPR“ sowie der „Unabhän-
gigen Gewerkschaften Russlands“
teil. 

Bei der Protestaktion war davon
die Rede, dass die Rentenreform
gleichzeitig mit der Erhöhung der
Mehrwertsteuer, der Benzinpreise
sowie der Hausnebenkosten be-
schlossen wurde. Deshalb könne
die bescheidene Rentenerhöhung,
die der Staat für kommendes Jahr
angekündigt hat, die Preissteige-
rungen nicht mal annähernd kom-
pensieren. 

Im Königsberger Gebiet liegt
die durschschnittliche Lebenser-
wartung unter der  in Russland,
bei Frauen 75 Jahre und bei Män-
ner 65 Jahre. Wenn also das Ren-
tenalter für Männer auf 65 erhöht
wird, dürften viele die Rente kaum
noch erleben. 

Inzwischen wurde der Gesetzes-
entwurf zur Rentenreform in er-
ster Lesung von der Staatsduma
ohne irgendwelche Veränderun-
gen angenommen. Dafür haben
nur die Abgeordneten der Partei
„Einiges Russland“ gestimmt.
Wegen der anhaltenden Proteste
werden jedoch mit aller Wahr-
scheinlichkeit  vor der zweiten Le-
sung im Herbst Veränderungen
vorgenommen. J. Tschernyschew

Königsbergs Rentner begehren auf
Gebietsduma unterstützt Rentenreform der Regierung – 2500 Menschen nahmen an Protesten teil

„Durch mich in den Ruhestand“: Der personifizierte „Sensenmann“ bringt es auf den Punkt

Fischsterben 
in Plößen

Plößen – In der Region  der
„Bischdorfer Seewiese“ bei Plößen
im Kreis Rößel schwimmen Tau-
sende toter Fische an der Wasser-
oberfläche. Die meisten Fälle von
Fischsterben konnten in der Nähe
der Pumpenanlage und auf dem
Kanal, der das Überschwem-
mungsgebiet zwischen den Ort-
schaften Santoppen, Plößenhof
und Plößen entwässert, beobachtet
werden. Darüber informierte das
Internet-Portal „bisztynek.wm.pl“.
Die Angelegenheit wird nun vom
Woiwodschafts-Umwelt-Inspekto-
rat untersucht.  PAZ
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Buntes Treiben: „Figuren auf Stelzen“ beim Festumzug Bild: D.K..

Kreativer Sprachunterricht in den Sommerferien
»Deutsch mit Socke«: Zwei Germanisten kümmerten sich um die jüngsten Mitglieder der AGDM 

B
ild

: J
.T

.



Die Stadtgemeinschaft Allen-
stein trifft sich in diesem Jahr vom
7. bis 9. September in Gelsenkir-
chen. Zunächst tritt am Freitag-
nachmittag um 16 Uhr die neu ge-
wählte Stadtversammlung im Re-

staurant Dubrovnik neben dem
Hans-Sachs-Haus zusammen, um
die Jahresberichte entgegenzu-
nehmen und den Vorstand zu
wählen. Anschließend verbringen
dort ehemalige und heutige Be-
wohner unserer Heimatstadt ei-
nen geselligen Abend.

Am Sonnabend besteht von 
10 bis 12 Uhr Gelegenheit, den
Treudank, das Allensteiner Hei-
matmuseum in der Vattmannstra-
ße, zu besuchen. Um 12.15 Uhr
gedenken wir der verstorbenen
Allensteiner mit einer ökumeni-
schen Andacht und Kranznieder-
legung an der Gedenktafel in der
Propsteikirche. Ab 13 Uhr ver-
sammeln sich Stadtgemeinschaft
und Kreisgemeinschaft Allen-
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14. bis 16. September: Geschichtsseminar in Helmstedt 
8. bis 14. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
20. Oktober: 9. Deutsch-Russisches Forum in Insterburg

(geschlossener Teilnehmerkreis) 
2. November: Arbeitstagung der Landesgruppenvorsitzenden in

Wuppertal
3. bis 4. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wuppertal
12. bis 15. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html.

TERMINE DER LO

Vom 14. bis 16. September
führt die Landsmannschaft

Ostpreußen in der Politischen
Bildungsstätte Helmstedt ein hi-
storisches Wochenendseminar
durch. Die Leitung der Veran-
staltung liegt in den Händen von
LO-Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen. Die Semi-
nargebühr (inklusive zwei Über-
nachtungen im Doppelzimmer
mit Dusche und WC sowie Voll-
verpflegung) beträgt 60 Euro.
Einzelzimmer sind gegen Zu-
schlag erhältlich. Die Anmel-
deunterlagem können bei der
Landmannschaft Ostpreußen,
Hanna Frahm, Buchtstrarße 4,
22087 Hamburg, Telefon (040)
414008-26, E-Mail: frahm@ost-
preussen.de angefordert wer-
den. Auf dem Programm stehen
folgende Vorträge:

Edmund Ferner: Auf den Spu-
ren meiner Ahnen. Der russi-

sche Teil von Ostpreußen-Kö-
nigsberg

Volker Hentrich M.A.: Die
Umwandlung des Ordensstaates
in ein weltliches Fürstentum
Preußen

Prof. Dr. Bernhart Jähnig: Der
Weg zum evangelischen Königs-
berger Dom

Prof. Dr. Bernd Sösemann: An-
sichten und Urteile über Theo-
dor von Schöns Leben und Werk 

Dr. Nils Aschenbeck: Archi-
tektur des Wiederaufbaus in
Ostpreußen ab 1915

Dr. Richard Lakowski: Ost-
preußen 1944/45. Krieg im
Nordosten des Deutschen Rei-
ches

Dr. Marianne Kopp: „Von de-
nen ich nicht weiß, ob sie noch
leben“ – Postsperre und Inter-
nierung für die deutschen
Flüchtlinge in Dänemark. –
Briefe von Agnes Miegel.

Noch Plätze frei
Geschichtsseminar

Zum

95.
Geburtstag

gratulieren wir unserer
lieben Schwester

Jutta Thiel
  22. August 1923 

Gut Strauben
Kreis Heiligenbeil

jetzt: Luisenstraße 5
79837 Sankt Blasien

von ganzem Herzen.

Es freuen sich 
auf das Wiedersehen

Deine Geschwister
Gabriele, Malwine 

und Udo mit 
ihren Angehörigen.

Anzeige

ZUM 104. GEBURTSTAG

Schmidt, Meta, geb. Siebert, aus
Altenkirch, Kreis Tilsit-Ragnit,
am 22. August

Schwemer, Otto, aus Kölmers-
dorf, Kreis Lyck, am 20. August

ZUM 101. GEBURTSTAG

Schulz, Grete, geb. Kohanowski,
aus Neidenburg, am 19. August

ZUM 100. GEBURTSTAG

Plewka, Christel, geb. Lucks, aus
Gehlenburg, später Bialla,
Kreis Johannisburg, am 
23. August

ZUM 99. GEBURTSTAG

Paske, Günter, aus Kreuzingen,
Kreis Elchniederung, am 
17. August

Sokoll, Gerhard, aus Wehlau,
am 20. August

Westmeier, Karl-Heinz, aus
Palmnicken, Kreis Fischhau-
sen, am 22. August

ZUM 98. GEBURTSTAG

Kalleß, Gertrud, aus Schackwie-
se, Kreis Elchniederung, am
18. August

Nelson, Hans-Ulrich, aus Weh-
lau, am 20. August

ZUM 97. GEBURTSTAG

Schergaut, Margarete, geb. Wra-
se, aus Schenken, Kreis Weh-
lau, am 22. August

ZUM 96. GEBURTSTAG

Gassner, Elisabeth, geb. Lei-
mann, aus Walden, Kreis Lyck,
am 18. August

Junker, Gustav, aus Tawe, Kreis
Elchniederung, am 18. August

Seher, Elfriede, geb. Danisch,
aus Lyck, Kaiser-Wilhelm-
Straße 150, am 23. August

ZUM 95. GEBURTSTAG

Baginski, Erwin, aus Garbassen,
Kreis Treuburg, am 18. August

Berg, Anneliese, geb. Riedel, aus
Lesgewangen, Kreis Tilsit-
Ragnit, am 19. August

Frank, Gertrud, geb. Palm, aus
Heinrichswalde, Kreis Elch-
niederung, am 21. August

Kiefer, Dora, geb. Glagau, aus
Posselau, Kreis Fischhausen,
am 14. August

Korte, Johanna, geb. Galensa,
aus Seesken, Kreis Treuburg,
am 18. August

Lietz, Elsbeth, geb. Neumann,
aus Groß Steegen, Kreis Preu-
ßisch Eylau, am 22. August

Müller, Ursula, aus Lyck, 
Bismarckstraße 24, am
18. August

Skowronek, Herta, aus Lyck, am
22. August

von Terzi, Hedwig, aus 
Lyck, Falkstraße 11, am 
22. August

Zielasek, Dr. Gotthold, aus Lie-
benberg, Kreis Ortelsburg, am
19. August

ZUM 94. GEBURTSTAG

Breitkreuz, Gertrude, geb. Jorze-
nuk, aus Herzogskirchen,
Kreis Treuburg, am 19. August

Bressau, Heinz, aus Treuburg,
am 21. August

Clausnitzer, Dr. med. Ruth, geb.
Bludau, aus Ortelsburg, am 
21. August

Diestel, Brigitte, geb. Bark, aus
Groß Allendorf, Kreis Wehlau,
am 21. August

Döring, Charlotte, geb. Lemke,
aus Bartkengut, Kreis Neiden-
burg, am 17. August

Niemeier, Hedwig, geb. Hoff-
mann, aus Föhrenhorst, Kreis
Ebenrode, am 20. August

Raths, Ruth, geb. Kelbsch, aus
Ortelsburg, am 18. August

ZUM 93. GEBURTSTAG

Bratumil, Herbert, aus Lyck, am
22. August

Brozio, Otto, aus Stettenbach,
Kreis Lyck, am 17. August

Faupel, Ursula, geb. Willumeit,
aus Treuburg, am 23. August

Fischer, Hans, aus Dippelsee,
Kreis Lyck, am 18. August

Gottuck, Günter, aus Treuburg,
am 17. August

Joswig, Werner, aus Mostolten,
Kreis Lyck, am 21. August

Majonek, Hildegard, aus Schön-
horst, Kreis Lyck, am 
18. August

Milpacher, Hildegard, geb.
Preuß, aus Auglitten, Kreis
Lyck, am 20. August

Rama, Edugard, aus Winsken,
Kreis Neidenburg, am 
21. August

Zaborosch, Viktor, aus Froben,
Kreis Neidenburg, am 
22. August

ZUM 92. GEBURTSTAG

Andersen, Eberhard, aus Wal-
den, Kreis Lyck, am 19. August

Beutel, Hildegard, aus Gerinau,
Samland, später Mohrungen
und Tilsit, am 21. August

Fisch, Dr. Bernhard, aus Willen-
berg, Kreis Ortelsburg, am 
22. August

Mehrmann, Käthe, geb. Schnee-
ge, aus Palmnicken, Kreis
Fischhausen, am 20. August

Nuppenau, Herta, geb. Nickel,
aus Warnien, Kreis Wehlau,
am 22. August

Ohlendorf, Irmgard, geb. Bartel,
aus Groß Engelau, am 
18. August

Prawdzik, Regina, aus Gingen,
Kreis Lyck, am 18. August

Reiser, Irene, geb. Marenski, aus
Ortelsburg, am 18. August

ZUM 91. GEBURTSTAG

Breetzke, Irmgard, aus Treudorf,
Kreis Ortelsburg, am 
18. August

Gudde, Herbert, aus Friedrichs-
dorf, Kreis Wehlau, am 
22. August

Hellwich, Helga, aus Polenzhof,
Kreis Elchniederung, am 
19. August

Jerimowitsch, Inge, geb. Kalinows-
ki, aus Lyck, am 18. August

Kastrop, Lieselotte, geb. Szo-
druch, aus Reimannswalde,
Kreis Treuburg, am 18. August

Kowalski, Johannes, aus Klein
Schläfken, Kreis Neidenburg,
am 19. August

Lipp, Siegismund, aus Allen-
burg, Kreis Wehlau, am 
18. August

Mörchel, Gerda, geb. Dreyer,
aus Lötzen, am 18. August

Przygodda, Paul, aus Weißen-
grund, Kreis Ortelsburg, am
20. August

Schippmann, Heliade, geb. Tu-
rowski, aus Ortelsburg, am 
22. August

Schwiderski, Waltraut, aus Satti-
cken, Kreis Treuburg, am 
21. August

Tabel, Edith, geb. Oltersdorf,
aus Weidehnen, Kreis Fisch-
hausen, am 17. August

Thies, Wilfried, aus Prostken,
Kreis Lyck, am 22. August

Wysk, Willy, aus Willenberg,
Kreis Ortelsburg, am 
19. August

ZUM 90. GEBURTSTAG

Conrad-Kolwalski, Ilse, aus
Osterode, Ostpreußen, am 
21. August

Dorn, Käte, geb. Kolwe, aus Gol-
densee, Kreis Lötzen, am 
19. August

Hansen, Elisabeth, geb. Will, aus
Millau, Kreis Lyck, am 
21. August

Heine, Toni, geb. Schoeneck,
aus Lissau, Kreis Lyck, am 
18. August

Joschko, Helga, aus Lötzen, am
18. August

Kuklinski, Heinz, aus Rauschen-
walde, Kreis Lötzen, am 
18. August

Messer, Elly, geb. Jendreizik, aus
Königsberg, am 17. August

Mrozek, Käthe, geb. Steinat, aus
Ebenrode, am 23. August

Schlösser, Fritz, aus Stadt-
felde, Kreis Ebenrode, am 
10. August

von Kobylinski, Werner, aus Se-
liggen, Kreis Lyck, am 
20. August

Wirtz, Gertrud, geb. Lubeck, aus
Lissau, Kreis Lyck, am 
22. August

Zimmermann, Helene, geb. 
Kukla, aus Müllersbrück,
Kreis Treuburg, am 19. August

ZUM 85. GEBURTSTAG

Balewski, Irmgard, geb. Glau-
bitz, aus Klein Jerutten, Kreis
Ortelsburg, am 20. August

Choynowski, Günther, aus Gol-
densee, Kreis Lötzen, am 
21. August

Deyda, Dieter, aus Albrechtsfel-
de, Kreis Treuburg, am 
23. August

Hübner, Ilse, geb. Jebram, aus
Scharnau-Mühle, Kreis Nei-
denburg, am 17. August

Iwannek, Reinhard Paul, aus
Gutfeld, Kreis Neidenburg, am
18. August

Kellermann, Ursula, aus Auglit-
ten, Kreis Lyck, am 19. August

Klänelschen, Elisabeth, geb. 
Soyka, aus Warskillen, Kreis
Elchniederung, am 22. August

Klotzbücher, Bruno, aus Kin-
derhausen, Kreis Ebenrode,
am 23. August

Kroner, Alice, geb. Jotzko, aus
Königswalde, Kreis Lyck, am
19. August

Landwehr, Elfriede, geb. Sobke,
aus Hohenwalde, Kreis Heili-
genbeil, am 18. August

Lunk, Walter, aus Raging, Kreis
Elchniederung, am 20. August

Lutz, Erna, geb. Raudszus, aus
Kreuzingen, Kreis Elchniede-
rung, am 17. August

Nikulski, Gerhard, aus Golde-
nau, Kreis Lyck, am 18. August

Osenger, Helmut, aus Keipern,
Kreis Lyck, am 17. August

Pape, Helga, geb. Orsessek, aus
Wilhelmsthal, Kreis Ortels-
burg, am 17. August

Pröhl, Inge, geb. Kröhnke, aus
Kuckerneese, Kreis Elchnie-
derung, am 22. August

Ranke, Eberhard, aus Grenz-
wald, aus Wehlau, am 
17. August 

Redetzki, Erika, geb. Kröhnke,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 22. August

Rogowski, Adolf, aus Finsterwal-
de, Kreis Lyck, am 18. August

Schulz, Helmut, aus Wehlau, am
22. August

Sczech, Walter, aus Stettenbach,
Kreis Lyck, am 19. August

Steinert, Brunhilde, geb. Conra-
des, aus Tapiau, Kreis Wehlau,
am 22. August

Ulze, Elly, geb. Sebrowski, aus
Neuendorf, Kreis Lyck, am 
23. August

Unrau, Horst, aus Stobingen,
Kreis Wehlau, am 22. August

Wendland, Ilse, geb. Lasarsch,
aus Garbassen, Kreis Treu-
burg, am 21. August

ZUM 80. GEBURTSTAG

Cislik, Gerd, aus Sargensee,
Kreis Treuburg, am 18. August

Donath, Erich, aus Irglacken,
Kreis Wehlau, am 23. August

Eggert, Ursula, geb. Denda, aus
Wappendorf, Kreis Ortelsburg,
am 19. August

Hiltl, Ute, geb. Jucknieß, aus
Wehlau, am 19. August

Krauskopf, Ilse, aus Sangnitten,
Kreis Preußisch Eylau, am 
19. August

Letkiewicz, Ortrud, geb. Kullik,
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck,
am 20. August

Lober, Alina, aus Modlin bei
Warschau, am 22. August

Masuch, Anneliese, geb. Wil-
luhn, aus Rheinswein, Kreis
Ortelsburg, am 18. August

Materna, Klaus, aus Gedwan-
gen, Kreis Neidenburg, am 
18. August

Odenbach, Egbert, aus Gedwan-
gen, Kreis Neidenburg, am 
23. August

Prisching, Gerda, geb. Lusga,
aus Neukuhren, Kreis Fisch-
hausen, am 17. August

Pukrop, Gisela, geb. Rath, Kreis
Lyck, am 23. August

Reckert, Edelgard, geb. Syman-
zik, aus Waldburg, Kreis Or-
telsburg, am 21. August

Schlicht, Ewald, aus Lank, Kreis
Heiligenbeil, am 19. August

Schönherr, Curt-Hans, aus Bar-
tenhof, Kreis Wehlau, am 
18. August

Schopohl, Elfriede, geb. Jannek,
aus Gardienen, Kreis Neiden-
burg, am 23. August

Sprengel, Renate, geb. Grube,
aus Parnehnen, Kreis Wehlau,
am 19. August

Tesmer, Hans-Dieter, aus
Schönhorst, Kreis Lyck, am 
21. August

Turowski, Gerhard, aus Wald-
burg, Kreis Ortelsburg, am 
20. August

Uschkoreit, Peter, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 22. August

ZUM 75. GEBURTSTAG

Fecker, Annemarie, geb. Neu-
mann, aus Klein Rödersdorf,
Kreis Heiligenbeil, am 
22. August

Garbers, Gerda, geb. Baran, aus
Flammberg, Kreis Ortelsburg,
am 21. August

Lippe, Detlef, aus Fischhausen,
am 23. August

Sion, Wilhelm, aus Friedrichs-
dorf, Kreis Wehlau, am 
22. August

Stuhrmann, Maria, geb. Paulick,
aus Paterswalde, Kreis Weh-
lau, am 23. August

Tonnius, Hans-Dieter, aus An-
dersgrund, Kreis Ebenrode,
am 23. August 

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Gottfried Hufen-
bach, Danziger Str. 12, 53340
Meckenheim. Geschäftsstelle:
Stadtgemeinschaft Allenstein,
Vattmannstraße 11, 45879 Gelsen-
kirchen, Telefon (0209) 29131 und
Fax (0209) 4084891, E-Mail:
StadtAllenstein@t-online.de

ALLENSTEIN
STADT

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 15

Jahrestreffen



Dortmund – Sonntag, 2. Sep-
tember, 11 Uhr, Einlass ab 9 Uhr,
Parkhotel Wittekindshof, Westfa-
lendamm 270, U-Bahn 47 Rich-
tung Aplerbeck, Haltestelle Lüb-
kestraße.

Heimattreffen der Kreisgemein-
schaft Lötzen e.V. in der Paten-
stadt Neumünster.

Programm
Sonnabend, 25. August 

Lötzener Heimatmuseum, Su-
detenlandstraße 18H (Böckler-
siedlung), Mitgliederversamm-
lung, Beginn um 14 Uhr (Saalöff-
nung 13.30 Uhr).

Die Einladung zur Mitglieder-
versammlung mit Tagesordnung
wurde in PAZ/Das Ostpreußen-
blatt Ausgabe 32, vom 10. August,
veröffentlicht.

Raum „Galerie“ in der Stadthal-
le Neumünster, Kleinflecken Nr. 1,
ab 15.30 Uhr geselliges Beisam-
mensein. Gelegenheit zu Kaffee
und Kuchen (Bedienung).

Um 17 Uhr Auftritt der „Flauti
Eckernförde“. Vier Flötistinnen
bieten „Wassermusiken“, ein mu-
sikalisch-literarisches Programm
mit Kompositionen aus drei Jahr-
hunderten zum Thema Wasser,
Schwerpunkt Nordsee und Ost-
see.

Danach Gelegenheit zum
Abendessen nach kleiner Karte.

Um 19.30 Uhr zeigt Dr. Mark
Marzinzik (mit Vorfahren aus
dem Kreis Lötzen) einen Film, der

als Ergebnis seiner familienge-
schichtlichen Forschung entstand:
„Auf der Spur der Ahnen“. Der
Film ist jedoch nicht nur eine Er-
kundung des Kreises Lötzen, son-
dern er bietet Reisebilder von Tei-
len der ehemaligen Provinz Ost-
preußen, mit wunderschönen
Landschaftsaufnahmen. Der Fa-
miliengeschichtsforscher steht im
Anschluss für Fragen zur Verfü-
gung.
Sonntag, 26. August

Raum „Galerie“ in der Stadthal-
le Neumünster, Kleinflecken Nr. 1,
ab 10 Uhr Feierstunde (Raumöff-
nung 9.30 Uhr).

Begrüßung durch den 1. Vorsit-
zenden der Kreisgemeinschaft. 

Andacht, gehalten von Pastorin
Doege-Baden-Rühlmann.

Totenehrung. 
Grußworte, gehalten von Stadt-

präsidentin Anna-Katharina
Schättiger und anderen Ehrengä-
sten.

Festvortrag von Dr. Manuel Ru-
off zum Thema „Ostpreußens
Grenzen in Vergangenheit und
Gegenwart“

„Land der dunklen Wälder“
„Deutschlandlied“ (3. Strophe)
Musikalische Umrahmung der

Feierstunde durch die Mandoli-
nengruppe Einfeld.

Anschließend Gelegenheit zum
Mittagessen im Restaurant „Jo-
hann und Amalie“ (im Hause).

Das Lötzener Museum hat am
Sonntag von 13 bis 17 Uhr geöff-
net (Archiverkundungen sind
nicht möglich). Gelegenheit, die
Sonderausstellung „Die Elche
sind da“ zu besuchen.

Zu allen Veranstaltungsangebo-
ten sind auch die Bürger unserer
Patenstadt Neumünster herzlich
eingeladen.

Am 25. und 26. August findet
das 64. Lycker Hauptkreistreffen
in unserer Patenstadt Hagen in
Westfalen statt. 

Der Vorstand der Kreisgemein-
schaft Lyck lädt alle Lycker aus
Stadt und Land zur Teilnahme an
diesem Treffen herzlich ein, sowie
alle, die sich dem Heimatkreis
verbunden fühlen. 

Die Feierstunde am Sonntag,
den 26. August, findet erstmalig

Bad Nenndorf – Sonnabend,
13., bis Sonntag, 14. Oktober, Ho-
tel Esplanade, Bad Nenndorf:
Hauptkreistreffen.

Burgdorf – Wochenende 1. und
2. September: Kreistreffen der
Kreisgemeineschaft Heiligenbeil.
Auch in diesem Jahr freuen wir
uns wieder auf unser Kreistreffen
in Burgdorf.

Kommen auch Sie am 1. und 
2. September in das Hotel Haase,
Lehrter Straße 12 in 31303 Burg-
dorf bei Hannover. Wir, der Vor-
stand, die Kirchspiel- und Stadt-
vertreter sowie Gemeindevertre-
ter, freuen uns auf Sie.

Anfahrt zum Hotel Haase: Auf-
grund der Lage am westlichen
Ortsrand von Burgdorf ist das Ho-
tel Haase problemlos und schnell
aus allen Richtungen über die
umliegenden Autobahnen zu er-
reichen. 

Gäste, die mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln anreisen möchten,
finden in 800 Meter Entfernung
den örtlichen Bahnhof mit direk-
tem S-Bahn-Anschluss an den
Hauptbahnhof Hannover. 

Programm
Sonnabend, 1. September

9 Uhr: Öffnung des Veranstal-
tungssaales im Hotel Haase in
Burgdorf, Lehrter Straße 12, 

10.30 Uhr: Gedenkminute und
Niederlegung von Blumen am Ge-
denkstein im Park,

ab 10.15 Uhr: Ein Bus fährt vom
Hotel Haase hin und zurück,

11.30 Uhr: Öffentliche Mitglie-
derversammlung der Kreisge-
meinschaft Heiligenbeil im Hotel
Haase,

14 Uhr: Öffnung der Heimatstu-
be und des Archivs in der Wil-
helmstraße 3A. Buspendelverkehr
vom Hotel Haase zur Heimatstube
von 13.45 bis 15.30 Uhr,

ab 18.30 Uhr: gemütliches Bei-
sammensein.
Sonntag, 2. September 

9 Uhr: Öffnung des Veranstal-
tungssaales im Hotel Haase, 

ab zirka 10 Uhr: Platzkonzert
der Schützenkapelle „Gehrden“,

11 Uhr: Feierstunde im Veran-
staltungssaal im Hotel Haase, Be-
grüßung durch den Kreisvertreter
Bernd Schmidt, Ostpreußenlied,
Totenehrung (Christian Perbandt,
stellvertretender Kreisvertreter),
Choral von Leuthen („Nun danket
alle Gott …“), Vortrag von Ilse

Thomann, Grußworte, Festan-
sprache: Siegfried Dreher, Ehren-
vorsitzender der Kreisgemein-
schaft Heiligenbeil und Stadt-
vertreter Zinten zum Thema 
„70 Jahre Kreisgemeinschaft 
Heiligenbeil: Erinnerungen – 
Heimat – Entwurzelung – Neuan-
fang – Kreisgemeinschaft“, Instru-
mentalstück, Schlusswort des
Kreisvertreters, Deutschlandlied
3. Strophe,

16 Uhr: offizielles Ende des
Hauptkreistreffens.

Änderungen sind vorbehalten
und werden bekann gegeben.

Am Abend vor dem Kreistref-
fen, am Freitag, 31. August, findet
unser traditionelles Matjesessen
statt, ebenfalls wieder im Hotel
Haase, Lehrter Straße 12, 31303
Burgdorf. 

Ihre verbindliche Anmeldung
für dieses Matjesessen, dessen
Kosten jeder für sich selbst trägt,
richten Sie bitte an den stellver-
tretenden Kreisvertreter, Christi-
an Perbandt, Im Stegefeld 1,
31275 Lehrte, Telefon (05132)
57072 oder E-Mail: perbandt@
k r e i s g e m e i n s c h a f t -
heiligenbeil.de. 

Burgdorf – Sonnabend, 1. Sep-
tember, um 15.30 Uhr, im Hotel
Haase, Lehrter Straße 12, 31303
Burgdorf: Sondertreffen Stadtge-
meinschaft Zinten unter der Lei-
tung von Viola Reyentanz, geb.
Schlenger.

Wichtiger Hinweis zu unserer
Internetseite: Liebe Freunde des
Kreises Heiligenbeil, eventuell ist
Ihnen aufgefallen, dass diese
Internetseite einige Tage nicht er-
reichbar war. Dies lag an War-
tungsarbeiten am Server der
Landsmannschaft Ostpreußen.
Diese Arbeiten sind abgeschlos-
sen. Wir hoffen, Ihnen nun mit
unserer Internetpräsenz in alter
Form alle wichtigen Informatio-
nen zu Heiligenbeil und unserer
Kreisgemeinschaft liefern zu kön-
nen. Der Vorstand

Hamburg: Mittwoch, 5. Septem-
ber, 12 Uhr, Veranstaltungsraum
Empore des Hotels Zeppelin,
Frohmestraße 123–125, 22459
Hamburg: Videovortrag oder
Autorenlesung. Informationen:
Manfred Samel, Telefon (040)
587585, E-Mail: Manfred-
Samel@Hamburg.de.

stein-Land im Schloss Horst. Im
Kaminzimmer gibt es ein reiches
Angebot an Büchern und Infor-
mationen über Allenstein und
Ostpreußen, Ausstellungen alter
Postkarten erinnern an vergange-
ne Zeiten. Freunde der Familien-
forschung finden bei den Vertre-
tern des Ermlandforums Rat und
Unterstützung.

Um 15 Uhr findet in der Glas-
halle des Schlosses die Feierstun-
de statt, die von der Trinity Brass,
dem Bläser- und Posaunenchor
Gelsenkirchen-Erle unter der Lei-
tung von Hans-Günter Nowotka
musikalisch umrahmt wird. Ne-
ben Vertretern der Partnerstädte
Gelsenkirchen und Allenstein
werden wie immer zahlreiche
Angehörige der Deutschen Min-
derheit aus Allenstein unter den
Gästen sein.

Anschließend spielt Andreas
Kokosch beliebte Oldies zum Tanz
und zur Unterhaltung. Wer es ru-
higer mag, kann sich auch zum
Schabbern in den Rittersaal oder
den Garten zurückziehen, wo
wieder eine Grillstation für das
leibliche Wohl sorgen wird.

Mit dem Besuch der Gottes-
dienste am Sonntagvormittag geht
das Treffen zu Ende.

Die Stadtgemeinschaft Allen-
stein hat eine neue Stadtver-
sammlung gewählt, die erstmals
am 7. September im Rahmen des
63. Jahrestreffens in Gelsenkir-
chen zusammentreten wird. Ihr
gehören folgende zehn Stadtver-
treter/innen an: Dr. Alexander
Bauknecht, Allenstein; Stefan
Hein, Gelsenkirchen; Dr. Peter
Herrmann, Köln; Gottfried Hu-
fenbach, Meckenheim; Artur
Korczak, Paderborn; Waldemar
Malewski, Leichlingen; Thomas
Nowack, Oberhausen; Kristine
Plocharski, Allenstein; Werner
Schaffrin, Gelsenkirchen; Dagmar
Urban, Gladbeck.

Hanna Bleck, Wahlleiterin

Rotenburg (Wümme) – Sonn-
abend, 8., bis Sonntag, 9. Sep-
tember, 27356 Rotenburg (Wüm-
me): 64. Angerburger Tage.

Programm
Sonnabend. 8. September 

9 Uhr: Gedenken und Kranznie-
derlegung am Patenschaftsstein
im Amtshofpark des Kreishauses. 

9.30 Uhr: Öffentliche Mitglie-
derversammlung (Kreistagssit-
zung) der Kreisgemeinschaft An-
gerburg e.V. im großen Sitzungs-
saal des Kreishauses,

14 Uhr: Besichtigung der Cohn-
Scheune, Am Kirchhof 1, Roten-
burg (Wümme). Die Teilnehmer
treffen sich um 13.30 Uhr vor dem
Hotel Am Pferdemarkt. Gegen 
16 Uhr Kaffeetafel in der Theo-
dor-Heuss-Schule. Es besteht eine
Fahrmöglichkeit zur Cohn-Scheu-
ne und im Anschluss daran zur
Theodor-Heuss-Schule. 

15.30 Uhr: Saalöffnung in der
Theodor-Heuss-Schule. Bücher-
tisch und Bewirtung. Abendessen
ab 18 Uhr,

20 Uhr: Heimatabend in der
Theodor-Heuss-Schule mit 
Marianne Kopp über Ernst Wie-
chert: Rückkehr nach Masuren. 

Anschließend geselliges Bei-
sammensein.

Sonntag. 9. September 
9.30 Uhr: Saalöffnung in der

Theodor-Heuss-Schule,
11 Uhr: Feierstunde in der Aula

der Theodor-Heuss-Schule, Musi-
kalische Einstimmung, Begrü-
ßung durch den Kreisvertreter,
Grußworte, Ehrung, Ostpreußen-
lied (gemeinsam gesungen), Fest-
rede: Bürgermeister Andreas We-
ber, Stadt Rotenburg (Wümme),
Schlusswort des Kreisvertreters,
Nationalhymne. Nach der Feier-
stunde besteht Gelegenheit zum
Mittagessen. Danach treffen sich
die Angerburger mit Freunden
und Bekannten zum gemütlichen
Beisammensein. Kaffee, Tee, Ku-
chen und Getränke werden ange-
boten, 

Ab 16 Uhr: Ausklang der Veran-
staltung. 

Das Angerburger Archiv mit
der Heimatsammlung (Angerbur-
ger Zimmer) ist am Sonnabend
und am Sonntag von 13 bis 
16 Uhr für interessierte Besucher
geöffnet. 

Die im Programm angegebenen
Veranstaltungsorte finden Sie un-
ter den folgenden Adressen:
Kreishaus: Hopfengarten 2, 27356
Rotenburg (Wümme), Theodor-
Heuss-Schule: Gerberstraße 16,
27356 Rotenburg (Wümme), An-
gerburger Zimmer: Weicheler
Damm 11, 27356 Rotenburg
(Wümme), Hotel Am Pferdemarkt:
Am Pferdemarkt 3, 27356 Roten-
burg (Wümme).

Es wird ein Kostenbeitrag in
Höhe von 5 Euro erhoben. Pro-
grammänderungen bleiben vor-
behalten.

Nienburg – Sonnabend, 1. Sep-
tember, Hotel zur Krone, Verde-
ner Landstraße 245, 31582 Nien-
burg/ Weser: Heimatkreistreffen.

Nachdem wir im letzten Jahr
zwei Kreistreffen (in Barten-
stein/Württemberg und Nien-
burg) mit guter Beteiligung anbie-
ten konnten, hoffen wir auch in
diesem Jahr auf fröhliche Begeg-
nungen mit fruchtbaren Gesprä-
chen und interessanten Vorträgen.
Vielleicht lassen sich doch einige
„Nachgeborene“ überzeugen, El-
tern oder Großeltern mit gesun-
der Neugier zu begleiten.

Geplanter Verlauf
9.30 Uhr: Kranzniederlegung an

den Gedenksteinen der Berufsbil-
denden Schulen (Berliner Ring),

10 bis 12 Uhr: Heimatstube
(Verdener Straße 24) geöffnet,

ab 10 Uhr: Saalöffnung Hotel
zur Krone, Verdener Landstraße
245, Nienburg, Telefon (05021)
64333,

ab 12 Uhr: Mittagessen (Buffet),
ab 13.30 Uhr: Berichte der Vor-

standschaft,
ab 14 Uhr: Vortrag von Viktor

Haupt „Ein Streifzug durch die
Geschichte der Stadt Schippen-
beil mit familienkundlichen An-
merkungen“,

ab 15 Uhr: Kaffee- und Kuchen-
buffet, Grußworte der örtlichen
Repräsentanten und Freunde,

ab 16 Uhr: Filmvorführung
Manfred Eckert – letzte Busreise
nach Ostpreußen.

Die jährliche Vorstandssitzung
findet am Vortag ab 16 Uhr im
gleichen Hotel statt, wozu interes-
sierte Gäste willkommen sind.
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Wahlergebnisse

Kreisvertreter: Kurt-Werner Sa-
dowski. Kreisgemeinschaft An-
gerburg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Angerburger Tage

Kreisvertreter: Christian v. der
Groeben, Ringstraße 45, 97950
Großrinderfeld, Telefon (09349)
929252, Fax (09349) 929253, E-
Mail: csgroeben@gmx.de.

BARTENSTEIN

Heimatkreistreffen

Kreisvertreter: Walter Mogk, Am
Eichengrund 1f, , 39629 Bismark
(Altmark), Telefon (0151) 12 30 53
77, Fax (03 90 00) 5 13 17. Gst.:
Doris Biewald, Blümnerstraße 32,
04229 Leipzig, Telefon (0341)
9600987, E-Mail: geschaeftsstel-
le@kreis-gerdauen.de.

GERDAUEN

Hauptkreistreffen

Kreisvertreter: Bernd Schmidt,
Heideweg 24, 25578 Dägeling, Te-
lefon (04821) 84224, E-Mail:
schmidt.ploessen@gmx.de, Erster
Stellvertretender Kreisvertreter:
Christian Perbandt, Im Stegefeld
1, 31275 Lehrte, Telefon: (05132)
57052. E-Mail: perbandt@kreis-
ge meinschaft-heiligenbeil.de.
Zweite Stellvertretende Kreisver-
treterin: Viola Reyentanz, Groß-
enhainer Straße 5, 04932 Hirsch-
feld, Telefon (035343) 433, E-
Mail: reyvio@web.de. Schriftleite-
rin: Brunhilde Schulz, Zum Ro-
thenstein 22, 58540 Meinerzha-
gen, Tel.: (02354) 4408, E-Mail:
brschulz@dokom.net. Internet:
www.kreisgemeinschaft-heiligen-
beil.de 

HEILIGENBEIL

Kreistreffen

Matjesessen

Sondertreffen

Internetseite

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, E-
Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V.,  Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Postfach 111 208, 47813 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Heimatgruppe

Kreisvertreter: Siegfried Strysio,
Telefon (05147) 975518. Ri-
schwiesen 4, 31311 Uetze/Hänig-
sen, Internet: www.kreisgemein-
schaft-johannisburg.de; E-Mail:
kreiver.strysio@t-online.de; Erster
Stellvertreter: Klaus Dowanr, An
der Grubenbahn 21, 01665 Mei-
ßen, Telefon (03521) 4592901, E-
Mail: kodo48@aol.com; Kassen-
verwalter: Günter Woyzechowski
(kommissarischer Kreisvertreter),
Röntgenstraße 14, 31157 Sarstedt,
Telefon (05066) 63428, E-Mail:
g.awoy@htp-tel.de

JOHANNISBURG

Kreistreffen

Dieter Arno Milewski (kommissa-
rischer Kreisvertreter), Am Forst-
garten 16, 49214 Bad Rothenfel-
de, Telefon (05424) 4553, Fax
(05424) 399139, E-Mail: 
dieter.arno.milewski@osnanet.de.
Geschäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Heimattreffen

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665. Karteiwart: Siegmar Czer-
winski, Telefon (02225) 5180,
Quittenstraße 2, 53340 Mecken-
heim.

LYCK

Hauptkreistreffen

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 16

Und die Meere rauschen den Choral der Zeit.
Elche steh’n und lauschen in die Ewigkeit.

Nach 97 Jahren ist ein erfülltes Leben zu Ende gegangen. 
Mein lieber Vater und Schwiegervater, unser lieber Opa und Onkel

Kuno Mallwitz
* 27. 3. 1921 in Bartenstein / Ostpreußen

ist am 1. 8. 2018 für immer heim gegangen.

In stiller Trauer
Harald und Sabine Mallwitz
Karl-Werner und Heide Oberbigler
Udo Mallwitz
Familie  Lenze

Mallwitz
Nonnenmacher
Oberbigler

Wir haben ihn in Werder (Havel) auf dem Alten Friedhof zur letzten 
Ruhe gebettet.

Traueradresse:  
Dr. Harald Mallwitz, Franz-Heidinger-Straße 2, 82319 Starnberg

Dittchenbühne
Termine der „Reise nach Tilsit“
– 24. August, 19 bis 21 Uhr,
Premiere, Eintritt: 25 Euro, al-
le anderen je 15 Euro, 26. Au-
gust, 2., 6., 9., 16. September.

Dittchenbühne
„Reise nach Tilsit“ – Der In-
halt: Ein Fischer verliebt sich
in seine attraktive Magd und
für sie will er seine Frau wäh-
rend einer Bootsfahrt nach
Tilsit töten. Die Ehefrau
schöpft Verdacht, dennoch
kommt sie mit auf die Reise
nach Tilsit.



im Hotel Mercure, 58093 Hagen,
Wasserloses Tal 4 – gegenüber der
Stadthalle – statt. 

Programm
Sonnabend, 25. August

11 bis 12.30 Uhr: Möglichkeit
zur Besichtigung des Archivs, El-
bersufer 20

13 Uhr: Öffentliche Kreistagssit-
zung im Rathaus der Stadt Hagen,
Rathausstraße 13, Raum A 201,

16 Uhr: Öffnung der Räume im
Hotel Mercure, 

17 Uhr: Kranzniederlegung an
den Gedenksteinen im Stadtgar-
ten Hagen,

19 Uhr: Heimatabend im Raum
Berlin des Hotels.
Sonntag, 27. August

9.30 Uhr: Öffnung der Veran-
staltungsräume im Hotel Mercure,

11 Uhr: Feierstunde im Raum
Berlin und Siegen des Hotels,

13 Uhr: Zusammenkunft des
Arbeitskreises ,, Mittlere Genera-
tion“ im Bistro ( Bar ) des Hotels,

14 Uhr: Begrüßung und gemüt-
liches Beisammensein im Hotel
Mercure,

17 Uhr: Ausklang.
Die Einsicht in die Heimatkreis-

kartei ist am Sonntag, 26. August,
von 14.30 bis 15.30 Uhr möglich.
Diverse Heimatliteratur und
Landkarten sind am Bücherstand
erhältlich.

Satzungsgemäß ergeht hiermit
die Einladung zur Sitzung des
Kreistages am Sonnabend, den 
25. August, 13 Uhr, im Rathaus der
Stadt Hagen, Rathausstraße 13,
Raum A 201 (2. Etage).

Tagesordnung
1. Eröffnung, Begrüßung, Fest-

stellung der Beschlussfähigkeit,
Wahl eines Protokollführers,

2. Bekanntgabe des Ergebnisses
der Kreistagswahl 2018,

3. Wahl eines Wahlleiters,
4. Wahl des Kreisvertreters,
5. Wahl des Stellvertretenden

Kreisvertreters,
6. Wahl des Kreisausschusses,

7. Wahl des Kassenprüfers und
seines Stellvertreters,

8. Haushaltsplan 2018,
9. Treffen der ,,Mittleren Gene-

ration“ in Lüneburg am 26. bis 
28. Oktober,

10. Lycker Treffen in Bremen am
8.November,

11. Außerordentliche Kreistags-
sitzung in Hagen am 2. und 3. Fe-
bruar 2019,

12. diesjähriges Kreistreffen,
13. Kreistreffen 2019.
Eine Aufnahme weiterer Tages-

ordnungspunkte ist nach § 15 der
Satzung, bis spätestens eine Wo-
che vor dem Tag der Kreistagssit-
zung bei der Kreisvertreterin zu
beantragen.

Das diesjährige Heimatkreis-
treffen findet am 15. und 16. Sep-
tember in Bad Nenndorf im
Grandhotel Esplanade L‘Orange-
rie, Bahnhofstraße 8, statt. Wir la-
den alle Kreis Mohrunger Lands-
leute, deren Nachkommen, Hei-
matfreunde, die „Jungen Liebstäd-
ter“, Lippitzer, Kolteneyer sowie
Schlobitter und Prökelwitzer ganz
herzlich ein.
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

 8      7  
 5 1  3  8  4 
   6  5 9   
   1 9  4   2
     6    
 2   7  3 6  
    5 3  1  
  7  1  2  6 4
   2      5

 8      7  
 5 1  3  8  4 
   6  5 9   
   1 9  4   2
     6    
 2   7  3 6  
    5 3  1  
  7  1  2  6 4
   2      5

 8 4 3 6 2 1 7 5 9
 5 1 9 3 7 8 2 4 6
 7 2 6 4 5 9 3 8 1
 6 3 1 9 8 4 5 7 2
 9 8 7 2 6 5 4 1 3
 2 5 4 7 1 3 6 9 8
 4 9 8 5 3 6 1 2 7
 3 7 5 1 9 2 8 6 4
 1 6 2 8 4 7 9 3 5

Diagonalrätsel: 1. ferner, 2. Elsner,  
3. Slalom, 4. zeigen, 5. Ansage,  
6. Grenze – Flagge, Reling

Kreiskette: 1. Araber, 2. gratis,  
3. Mister, 4. Reigen, 5. Manege –  
Bergsteigen

Sudoku:

PAZ18_33

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte eine Sportart im Gebirge.

1 sehr edles Pferd, 2 umsonst, 3 englische Anrede: Herr, 4 Rundtanz, 5 Zirkus-
schauplatz

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben die 
beiden Diagonalen zwei Begriffe aus 
der Schifffahrt.

1 außerdem, des Weiteren
2 dt. Schauspielerin (Hannelore)
3 Skitorlauf
4 auf etwas hinweisen
5 Ankündigung
6 Trennlinie

Auch in diesem Jahr haben
sich Reservisten aller drei
Waffengattungen der Deut-

schen Bundeswehr aus der Kreis-
gruppe Emsland/Grafschaft Bent-
heim und Düsseldorf zusammen-
gefunden, um aktiven Dienst am
Frieden im Rahmen eines Einsat-
zes des Volksbundes Deutsche
Kriegsgräberfürsorge Königsber-
ger Gebiet durchzuführen. 

Es sind jetzt 100 Jahre vergan-
gen seit dem Ende des Ersten
Weltkrieges 1918. Zum Zeitpunkt
des Waffenstillstands an der West-
front war der Krieg im Osten, also
zwischen dem Deutschen Kaiser-
reich und dem Russischen Zaren-
reich, längst zu Ende. Zu diesem
Zeitpunkt war die Zarenfamilie
bereits ermordet worden und die
Russische Revolution war dabei,
Russland völlig zu verändern.

Zumeist begeistert waren 
1914 überall in Deutschland die
Männer siegessicher in den Krieg
gezogen. Am 29. Juli 1914 erklärte
Österreich-Ungarn Serbien den
Krieg, und Deutschland folgte mit
der Kriegserklärung am 1. August
zunächst an Russland und dann
am 3. August an Frankreich. Das
war der Beginn des vier Jahre
dauernden Ersten Weltkrieges mit
bis dahin unbekannten Dimensio-
nen, neuen Kriegswaffen, wie
dem Tank, den ersten Kampfflie-
gern und Bombern und auch den
ersten Giftgaseinsätzen. Die Me-
chanisierung des Krieges begann.

Heerscharen junger Leute zo-
gen an die Fronten mit der über-
wiegend begeisterten Zustim-
mung der Bevölkerung. Bis
Weihnachten, so glaubten die
Menschen damals, sei der Krieg
gewonnen. Aber es kam ganz an-
ders, wie so oft in der Geschichte.
Statt dem schnellen Sieg tobten
1914 bis 1918 schreckliche und
vernichtende Stellungskriege, bei
dem auf den Kriegsschauplätzen
weltweit über 10 Millionen Men-
schen getötet wurden.

Pünktlich zur Sommerpause
startete auch in diesem Jahr eine
Gruppe Reservisten der Deut-
schen Bundeswehr zum Kriegs-
gräberpflegeeinsatz ins nördliche
Ostpreußen und insbesondere in
den Raum Gumbinnen. Bekannt-
lich haben bei Gumbinnen im Au-
gust 1914 der erste russische An-
griff und die ersten schweren
Kämpfe stattgefunden. Die vielen
Soldatengräber zeugen noch heu-
te von den hohen Verlusten auf
beiden Seiten.

Dies ist ein wichtiger Auftrag im
Sinne des Friedens in einer Zeit,
in der wieder das Rasseln der Sä-
bel zu hören ist, wo statt Proble-
me im Dialog zu lösen, Drohkulis-
sen an den Grenzen entstehen.
Die Reservisten wollen ein Zei-
chen setzen durch ihre jährlich
wiederkehrende Arbeit für den
Frieden, um dafür zu plädieren,
auch in Spannungszeiten den Di-
alog zwischen Deutschland und
Russland aufrecht zu halten. Das
sind wir den Toten zweier Welt-
kriege, den überlebenden Vetera-
nen sowie auch dem deutschen

und dem russischen Volk schul-
dig.

In Gumbinnen wurde die lang-
jährige Arbeit der Reservisten in
der Pflege der Kriegsgräber und
Soldatenfriedhöfe des Ersten und
Zweiten Weltkrieges im Königs-
berger Gebiet mit einer Kranznie-
derlegung im Stadtzentrum von
Gumbinnen gewürdigt. 

Auf den meisten Soldatenfried-
höfen aus dem Ersten Weltkrieg
ruhen russische und deutsche
Gefallene friedlich nebeneinan-
der. Die im Auftrag des Volksbun-
des Deutsche Kriegsgräberfürsor-
ge geleistete Arbeit der Reservis-
ten im Kreis Gumbinnen bedeutet
seit vielen Jahren einen wirk-
lichen Dienst für den Frieden zwi-
schen Deutschland und Russland,
der sowohl vom Militärstab an
der Deutschen Botschaft in Mos-
kau als auch vom russischen Ver-
teidigungsministerium anerkannt
und auch vor dem Hintergrund
politischer Entwicklungen tat-
kräftig unterstützt wird. 

Die Arbeit der Reservisten und
die seit einigen Jahren gelebte Zu-

sammenarbeit mit der russischen
Kosakenabteilung des Königsber-
ger Gebietes auf den Soldaten-
friedhöfen trägt nicht nur zum
gegenseitigen Verständnis bei,
sondern dient dem gemeinsamen
Ziel, Andenken an die gemeinsa-
me Geschichte Deutschlands und
Russlands zu erhalten und zu
pflegen. Diese Arbeit dient dem
Frieden zwischen beiden Ländern
als Basis für die Zukunft. Grenz-
übergreifend wird der Einsatz der
deutschen Reservisten und russi-
schen Kosaken als anerkennens-
wert eingestuft und für die Zu-
kunft als besonders förderungs-
würdig erachtet. Seit den ersten
Einsätzen sind mehr als 15 000
Gräber russischer und deutscher
Gefallener hergerichtet worden. 

Der 24. Kriegsgräberpflegeein-
satz im Königberger Gebiet für
2019 ist bereits in der konkreten
Planung. Ralph W. Göhlert

Der Autor ist Oberstleutnant
der Reserve und Verbindungsoffi-
zier im Führungsteam Königsber-
ger Gebiet

Gegen das Vergessen
Der Erste Weltkrieg im Osten von 1914 bis 1917

Kriegsgräberfürsorge: Deutsche Reservisten und russische Kosakensektion in Gumbinnen Bild: privat

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 15

Kreistagssitzung

Kreisvertreterin:  Ingrid Tkacz,
Knicktwiete 2, 25436 Tornesch,
Telefon/Fax (04122) 55079.
Stellv. Kreisvertreterin; Luise-
Marlene Wölk, Schwalbenweg 12,
38820 Halberstadt, Telefon
(03941) 623305. Stellv. Kreisver-
treterin Monika Buddych, Op de
Dümmer 32, 45772 Marl/Westf.,
Telefon (02365) 691690. Schatz-
meister: Frank Panke, Eschen-
weg 2, 92334 Berching, Telefon
(08462) 2452. Geschäftsstelle
Horst Sommerfeld, Lübecker
Straße 4, 50858 Köln, Telefon
(02234) 498365.

MOHRUNGEN

Heimatkreistreffen

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 17



Stuttgart – Sonnabend, 25. Au-
gust, 15 Uhr, Treffpunkt „Kaufhof“
in Bad Cannstatt am Wilhelms-
platz: Stadtführung. Im Sommer-
monat August laden wir, die
Landsmannschaften Ost- und
Westpreußen, Sie ganz herzlich
zu einer Stadtführung nach Bad
Cannstatt ein. Nachdem im vori-
gen Jahr der Stadtrundgang in
Schorndorf großen Anklang ge-
funden hat, wollen wir auch in
diesem Jahr einen zweiten Ver-
such starten. Nach der Führung
lassen wir den Tag in einer Gast-
stätte ausklingen. Damit wir kal-

kulieren können, bitten wir um
zahlreiche Anmeldungen bei
Hans-W. Schwalke unter Telefon
(0711) 512907. – Dienstag, 4. Sep-
tember, 14.30 Uhr, Kleiner Saal,
Haus der Heimat: Heimatnach-
mittag zum Thema: „Das Wandern
ist des Müllers Lust – Reisebe-
richte“.

Landshut – Dienstag, 21. Au-
gust, 14 Uhr, Insel: Zusammen-

Sie können Ihre Zimmerbu-
chungen im Grandhotel Esplana-
de unter Telefon (05723) 798110
oder E-Mail: kontakt@hotel-
esplanade.de vornehmen. Ebenso
ist Ihnen die Tourist-Information
unter Telefon (05723) 748560
oder E-Mail: tourist-info@
badnenndorf.de behilflich. 

Programm 
Sonnabend, 15. September

10.30 Uhr: Beginn der ersten
Sitzung des 9. Kreistages im Sit-
zungsraum Hotel Esplanade in
Bad Nenndorf mit Neuwahl des
Vorstandes und der Kreisaus-
schussmitglieder laut Satzung. 

Die schriftlichen Einladungen
sind mit den entsprechenden Ta-
gesordnungspunkten versandt
worden. Diese Sitzung ist öffent-
lich.

13 Uhr: Einlass in die Veranstal-
tungsräume mit Eröffnung der
Ausstellung „Mein Bernstein er-
zählt seine Geschichte“.

Kommen Sie bitte bernsteinge-
schmückt. Möglichkeit zum Er-
werb von Büchern, Bildern und
ostpreußischen Köstlichkeiten.

Ab 19.30 Uhr: gemütliches Bei-
sammensein mit Musik, Tanz kul-
turellen Einlagen und Überra-
schungen.
Sonntag, 16. September

9.30 Uhr: Besuch des Agnes-
Miegel-Denkmals mit Blumennie-
derlegung.

10.30 Uhr: Feierstunde, gemein-
samer Gesang „Land der dunklen
Wälder…“, Begrüßung der Teilneh-
mer, Vorstellung des neugewähl-
ten Vorstandes, Grußworte der
Ehrengäste, Geistliches Wort, To-
tenehrung, gemeinsamer Gesang
„Großer Gott wir loben dich…“,
Festrede „Das Paradies“, Ehrun-
gen, Kindertrachtengruppe erfreut
uns mit ihren Tänzen, Schluss-
worte, danach singen wir die 
3. Strophe des Deutschlandliedes.

14.30 Uhr: Mitgliederversamm-
lung.

Wir freuen uns, Sie zahlreich in
Bad Nenndorf beim Heimatkreis-
treffen begrüßen zu dürfen. Bis
zum baldigen Wiedersehen grüßt
Sie in heimatlicher Verbunden-
heit der Vorstand der Kreisge-
meinschaft Mohrungen

Unser diesjähriges Heimattref-
fen findet am Sonntag, 2. Septem-
ber, in der Politischen Bildungs-
stätte Helmstedt statt. Anlässlich
dieser Veranstaltung gibt es eine
Lesung von Marguerite Kollo aus
den Erinnerungen ihres Vaters
Willi „Als ich jung war in Berlin“,
die sich auf den Zeitraum der
Jahrhundertwende bis nach dem
Zweiten Weltkrieg beziehen. In-
halt sind die Karrieren der beiden
Autoren Walter und Willi Kollo in
Berlin und die authentischen Er-
fahrungen zur Zeit der politi-
schen Ereignisse im Berlin mit
zwei Weltkriegen. Dazu werden
viele historische Aufnahmen mit
Musiktiteln dieser beiden Auto-
ren eingespielt. Walter Kollo ist
bekanntlich einer der berühmten
Söhne unserer ehemaligen Kreis-
stadt Neidenburg und Großvater
von Marguerite Kollo und ihrem
Bruder René Kollo. 

Wegen der besonderen Situa-
tion der Verpflegung in der Politi-
schen Bildungsstätte Helmstedt
wird um Anmeldung der Besu-
cher beim Kreisvertreter gebeten.
Der Vorstand der Kreisgemein-
schaft lädt alle seine Gäste zu ei-
nem kleinen Mittagessen herzlich
ein und würde sich über ein zahl-
reiches Erscheinen freuen. 

Osterode am Harz – Sonn-
abend, 15. September, 10.15 bis
11.15 Uhr, Stadthalle, Osterode
am Harz: Mitgliederversammlung.
Hiermit lade ich zu der im Rah-
men des Hauptkreistreffens statt-
findenden Mitgliederversamm-
lung der Kreisgemeinschaft Oste-
rode Ostpreußen ein.

Tagesordnung:
1. Begrüßung,
2. Genehmigung des Protokolls

der Mitgliederversammlung vom
16. September 2017

3. Jahresbericht des Kreisvertre-
ters,

4. Jahresrechnung 2017,
5. Bericht der Kassenprüfer,
6. Genehmigung des Jahresbe-

richtes des Kreisvertreters und
der Jahresrechnung,

7. Entlastung des Vorstandes,
8. Abberufung von Klaus Ma-

suhr aus dem Vorstand der Kreis-
gemeinschaft Osterode (KGO),

9. Wahl neuer Vorstandsmitglie-
der KGO,

9. Verschiedenes.
Anmerkung zu TOP 8: Der Vor-

stand hat auf seiner Sitzung am
10. März 2018 einstimmig be-
schlossen, dass „eine vertrauens-
volle Zusammenarbeit mit Klaus
Masuhr nicht mehr gegeben ist.“
Hieraus ergibt sich zwingend die
Notwendigkeit einer Abberufung
von Klaus Masuhr.

Anmerkung zu TOP 9: Nach
dem Ausscheiden von Horst Bu-
schalsky aus dem Vorstand ist ein
Vorstandsmitglied neu zu wählen.
Sollte die Abberufung von Klaus
Masuhr beschlossen werden,
müsste ein zweites neues Vor-
standsmitglied gewählt werden.
Es kandidieren Henryk Hoch und
Gerd Kolakowski. Weitere Kandi-
daturen, die jederzeit möglich
und erwünscht sind, mögen dem
Vorstand mitgeteilt werden.

Burghard Gieseler

Wesel – Sonnabend, 18., und
Sonntag, 19. August, Niederrhein-
halle, An de Tent 1, 46485 Wesel:
Hauptkreistreffen.

Mitgliederversammlung und
Kreistagssitzung finden am Sonn-
tag, 19. August, um 11.30 Uhr, in
der Niederrheinhalle Wesel an-
lässlich unseres diesjährigen
Hauptkreistreffens statt. 

Bad Fallingbostel – Freitag, 
17., bis Sonntag, 19. August, 29683
Bad Fallingbostel: Korschener
Treffen.
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Anzeigen

Remscheid – Sonntag, 26. Au-
gust, Berufskolleg Technik, Neu-
enkemper Straße 55: Kreistreffen.

In wenigen Wochen ist es so
weit. Das 52. Sensburger Kreis-
treffen findet am 26. August wie
in den Jahren zuvor in unserer Pa-
tenstadt Remscheid statt. Am
Sonntagmorgen öffnen sich im
Berufskolleg die Türen zu der
festlich geschmückten Tagungs-
halle. Wir heißen alle Gäste herz-
lich willkommen und freuen uns
auf möglichst viele Teilnehmer.
Vielleicht interessiert auch die
Enkel, die ihre Großeltern nach
Remscheid bringen, all das, was
„die Alten“ von ihrer ostpreußi-
schen Heimat erzählen. 

Um elf Uhr beginnt die Feier-
stunde, die umrahmt wird von
Liedbeiträgen des Remscheider
Ostpreußen-Chors. Die Festrede
wird Georg Gregull, Mitglied des
Landtags Nordrhein-Westfalen
i.R., halten. In diesem Jahr werden
wir unser Kreistreffen gemeinsam
mit der Kreisgemeinschaft Treu-
burg feiern. 

Wir wünschen allen Landsleu-
ten, die nach Remscheid fahren
wollen und das bei guter Gesund-
heit auch noch können, viel Kraft
und Freude und ein fröhliches
Wiedersehen. 

In den letzten Wochen waren
große Unruhe und Besorgnis ent-
standen. Das Historische Museum
der Stadt Tilsit sollte geschlossen
werden. Damit wäre ein wichtiger
Anlaufpunkt für den Heimattou-
rismus, eine Ort der Begegnung
und Erinnerung weggefallen. Die
sehr engagierten Mitarbeiterin-
nen des Museums haben sich
aber auch nicht gescheut, an die
Öffentlichkeit zu gehen. So ist ein
Aufruf bei Facebook veröffentlicht
worden, gegen die Schließung des
Museums zu votieren, der von
über 1000 Personen unterstützt
wurde. Auch auf überregionaler
Ebene, so zum Beispiel der Mini-
ster für Regionalentwicklung To-
ra, hat man sich dafür eingesetzt,
das Museum zu erhalten.

Die Stadtgemeinschaft Tilsit hat
sich ebenfalls in einem Schreiben
an den Bürgermeister Voischev
gewandt und darum gebeten, die
Entscheidung noch einmal zu
überdenken.

Nun hat der amtierende Bürger-
meister Voischev mit der Anord-
nung Nr. 773 vom 26. Juli dem
Spuk ein Ende bereitet. Das Mu-
seum wird nicht geschlossen; alle
Maßnahmen zur Liquidierung
des Museums müssen sofort ge-
stoppt werden. Alle Mitarbeiter-
innen des Museums behalten ihre
Arbeitsplätze.

Die Stadtgemeinschaft ist hoch-
erfreut über die Entscheidung
von Bürgermeister Voischev.

Der für den 1. September vorge-
sehene Liederabend im Rahmen
eines Besuches einer Reisegruppe
in Tilsit kann also wie geplant im
Museum stattfinden.

Norbert Subroweit

Osterode – Freitag, 24. August:
Tilmann-Riemenschneider-Haus,
Fuchshaller-Weg 70, Osterode:
Kirchspieltreffen Sandkirchen.

Remscheid – Sonntag, 26. Au-
gust, 8 Uhr, Berufskolleg Technik,
Neuenkamper Straße 55 (B 229),
42855 Remscheid: Kreistreffen.
Die Treuburger treffen sich in die-
sem Jahr gemeinsam mit den
Sensburger Heimatfreunden.

Syke – Sonnabend, 8. Septem-
ber, 13 Uhr, Wessels Hotel, Haupt-
straße 33, 28857 Syke: Mitglie-
derversammlung.

Tagesordnung
Begrüßung,
Feststellen der ordnungsgemä-

ßen Einladung,
Feststellen der Beschlussfähig-

keit (bei nicht ausreichender Be-
schlussfähigkeit wird die Ver-
sammlung für 30 Minuten unter-
brochen und erneut eröffnet),

Totenehrung,
Berichte der Vorstandsmitglie-

der: Vorsitzender, stellvertreten-
der Vorsitzender und Schatzmei-
sterin,

Bericht der Kassenprüfer,
Entlastung des geschäftsführen-

den Vorstands,
Wahlen,
Beratung und Beschluss über

den Wirtschaftsplan 2019,
Beratung über notwendige Re-

organisation der Kreisgemein-
schaft Wehlau e. V.,

Beratung und Beschluss über
die Terminplanungen für das Ka-
lenderjahr 2019,

Beratung über die bis zum 
15. August 2018 eingegangenen
Anträge der Mitglieder,

Anfragen und Anregungen der
Mitglieder,

Schlusswort des Vorsitzenden,
Ostpreußenlied.
Die Veröffentlichung des Ter-

mins zur Mitgliederversammlung
im Heimatbrief Nr. 99 und im
Ostpreußenblatt gilt als Einla-
dung an alle stimmberechtigten
Mitglieder.

Um 15 Uhr lädt die Kreisge-
meinschaft zu einem gemeinsa-
men Kaffeetrinken ein, erforder-
lichen Falls wird die Versamm-
lung dazu unterbrochen.

Syke – Sonnabend, 8. und
Sonntag, 9. September, Wessels
Hotel, Hauptstraße 33, 28857 Sy-
ke: Hauptkreistreffen. Programm:
Sonnabend, 8. September

17 bis 18 Uhr: Eröffnung, Be-
richte über Reisen in die Heimat
und den zwischenzeitlichen Ent-
wicklungen, danach Pause,

20 bis 23 Uhr: unterhaltsames
und abwechslungsreiches Abend-

programm mit Informationen und
Liedern der Heimat mit dem Al-
leinunterhalter „Robert”,
Sonntag, 9. September 

10 Uhr: Feierstunde in Wessels
Hotel in Syke, Hauptstraße 33: Er-
öffnung, Totengedenken, Gruß-
worte, Vortrag von Eugen Sne-
gowskij, einem langjährigen russi-
schen Reiseleiter, Erinnerungen
und Aktuelles, Bekanntgaben,
Schlusswort, Ostpreußenlied,

12 bis 13 Uhr: Erbsensuppenes-
sen, die Kreisgemeinschaft lädt
ein,

15 Uhr: bei Interesse ist die Teil-
nahme an der Gedenkfeier des
BdV Kreisverbands Syke am
„Mahnmal Deutscher Osten“ am
Mühlenweg in Syke möglich,

15.30 Uhr: Besuch des Wehlau-
er Heimatmuseums, am „Tag des
offenen Denkmals” bietet das
Kreismuseum Syke frischen Kaf-
fee und leckeren Kuchen an,

17 Uhr: Ende.
Der Vorstand freut sich auf

zahlreiche Beteiligung

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 16

Kreisvertreter: Jürgen Szepanek,
Nachtigallenweg 43, 46459 Rees-
Haldern, Tel. / Fax (02850) 1017.

NEIDENBURG

 

Wartburgregion erleben – 
Bioland genießen  

Hotel und Ferienwohnungen am Werratal - Radweg  ·  Biomarkt mit 
Vollsortiment  ·  100% Bio-Restaurant & Café  ·  Käsemanufaktur

 

Tel. 036926/7100320 · www.wilhelmsgluecksbrunn.de
biohotel@wilhelmsgluecksbrunn.de · 99831 Creuzburg  

 

Hans Jesgars
geb. 1934/35, 

aus Zollerndorf, gesucht 

von Karl Jürgen und Christa Jesgars, 
wohnhaft in 53773 Hennef, 

Humperdickstraße 18 

Telefon 0 22 42 / 909 76 00

Heimattreffen

Mitgliederversammlung

Kreisvertreter: Burghard Gieseler,
Elritzenweg 35, 26127 Olden-
burg, Telefon (0441) 6001736. Ge-
schäftsstelle: Postfach 1549,
37505 Osterode am Harz, Telefon
(05522) 919870. KGOeV@t-onli-
ne.de; Sprechstunde: Mo. 14-17
Uhr, Do. 14–17 Uhr.

OSTERODE

Kreisvertreter: Hubertus  Hilgen-
dorff, Tel. (04381) 4366, Dorfstr.
22, 24327 Flehm. Gst.: Paten-
schaft Rastenburg: Kaiserring 4,
46483 Wesel, Tel. (0281) 26950.

RASTENBURG

Hauptkreistreffen

Korschener Treffen

Kreisvertreterin: Gudrun Froe-
mer, In der Dellen 8a, 51399 Bur-
scheid, Telefon (02174) 768799.
Alle Post an: Geschäftsstelle
Kreisgemeinschaft Sensburg e.V.,
Stadtverwaltung Remscheid,
42849 Remscheid, Telefon
(02191) 163718, Fax (02191)
163117, E-Mail: info@kreisge-
meinschaftsensburg.de, www.
kreisgemeinschaftsensburg.de

SENSBURG

Kreistreffen

Stadtvertreter: Norbert Subro-
weit, An der Rheindorfer Burg
25, 53117 Bonn, Telefon
(0228) 6896669. E-Mail:
STGTilsit@gmail.com. Ge-
schäftsführer: Manfred Urb-
schat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de

TILSIT–STADT

Museum bleibt

Kreisvertreter: Dieter Neukamm,
Am Rosenbaum 48, 51570 Win-
deck, Telefon (02243) 2999, Fax
(02243) 844199. Geschäftsstelle:
Winfried Knocks, Varenhorst-
straße 17, 49584 Fürstenau, Tele-
fon (05901) 2309, E-Mail: Win-
friedKnocks@aol.com

TILSIT-RAGNIT

Sandkirchen

Kreisvertreter: Ulf Püstow, Ri-
chard-Wagner-Straße 30, 19059
Schwerin. Stellvertreter: Mattias
Lask, über Gerhart-Hauptmann-
Haus Düsseldorf. Geschäftsfüh-
rer: Ronny Haase, Nöhringswin-
kel 1, 14959 Trebbin. Der Heimat-
kreis im Internet: www.treu-
burg.de. 

TREUBURG

Kreistreffen

Kreisvertreter: Gerd Gohlke, Sy-
ker Straße 26, 27211 Bassum. Te-
lefon (04241) 5586. 2. Vors. und
Schriftleiter: Werner Schimkat,
Dresdener Ring 18, 65191 Wies-
baden, Telefon (0611) 505009840.
Internetseite: www.kreis-weh-
lau.de

WEHLAU

Mitgliederversammlung

Hauptkreistreffen

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 18

PAZ wirkt!
Sonderzugreisen nach

Masuren - Königsberg - Danzig

Tel.: 07154/131830   www.dnv-tours.de

   
   

          Biomarkt mit 
V            Käsemanufaktur

 

   
     

 

 
  

   

      
    

  

       

Dittchenbühne
Weitere Termine der „Reise
nach Tilsit“ – 23. September,
21. und 28. Oktober sowie
26. Dezember. Telefon
(04121) 89710, E-Mail: 
buero@dittchenbühne.de.



Das Ostpreußische Landes-
museum ist das einzige Mu-
seum in Deutschland, das

die reiche Kultur und Geschichte
der ehemaligen deutschen Provinz
Ostpreußen in Gänze thematisiert.

Aufgabe des Museums ist die
Bewahrung und Erforschung der
Geschichte und Kultur Ostpreu-
ßens sowie die museumsgemäße
Darstellung seiner vielgestaltigen
Jahrhunderte währenden Realität.
Zukünftig werden wir in einer ei-
genen Abteilung auch die Kultur-
geschichte der sogenannten
Deutschbalten thematisieren, wel-
che als deutschsprachige Minder-
heit im heutigen Estland und Lett-
land lebten. Der genaue Auftrag
ergibt sich auf Grundlage des Para-
grafen 96 des Bundesvertriebenen-
gesetzes und der Satzung der Ost-
preußischen Kulturstiftung.

Die museale Arbeit geschieht in
Zusammenarbeit mit polnischen,
russischen und litauischen Mu-
seen und Kulturinstitutionen, die
heute im ehemaligen Ostpreußen
tätig sind sowie entsprechenden
Partnern in Estland und Lettland
für die deutschbaltische Abtei-
lung. Die Dauerausstellung des
Museums wird erweitert und ist
daher derzeit geschlossen. Die
Wiedereröffnung erfolgt am
26. August 2018. 

Blick in den Wandelgang der 
Königsberger Kunstakademie

Als eines der ganz wenigen Ge-
mälde, die aus dem Schaffen des
Malers und Grafikers Norbert Do-
lezich (1906–1996) von der Zeit
vor 1945 erhalten blieben, ist die-
ser Blick in den Wandelgang der
Königsberger Kunstakademie et-

wa 1940 ein stimmungsvolles
Zeugnis. 

Da der Akademiebetrieb in Kö-
nigsberg nach 1900 stark an-
wuchs, wurde ein neues Gebäude
geplant. Der berühmte Königsber-
ger Architekt Friedrich Lahrs
(1880–1964) erbaute es schließ-
lich 1911 bis 1916. Zudem war er
Lehrer an der Kunstakademie für
Architektur, Raumlehre und Flä-
chenkunst.

Das Gemälde zeigt die stim-
mungsvolle Raumwirkung des
klassizistischen Baustils von
Lahrs. Der Stützpfeiler neben
dem Treppenaufgang zeigt ein
leichtes florales Rankenrelief, die
Wand zu den Anräumen rechts ist
durch flache Pilaster gefällig ge-
gliedert. Man erkennt hierin den
Stil des Architekten wieder, der
auch die Pfeilerhalle um das
Kant-Erinnerungsmal am Königs-
berger Dom 1924 erbaute. Dies ist
erhalten, wie auch das Akademie-
gebäude in weiten Zügen, dazu
glücklicherweise einige weitere
Bauten im heutigen Kaliningrad.

Das Gemälde von Norbert Dole-
zich, der als Schüler und später
als Lehrer an der Königsberger
Kunstakademie wirkte, befindet
sich in der neuen Dauerausstel-
lung des Ostpreußischen Landes-
museums in Lüneburg.

Das zerstörte Ostpreußen 1914

Der Beginn des Ersten Welt-
kriegs ließ gleich Anfang August
1914 große Bereiche Ostpreu-
ßens, als einzigem Teil Deutsch-
lands überhaupt, zum Kriegsge-
biet werden. Von Süden und
Osten zogen zwei russische Ar-
meen heran und zwangen die

schwachen deutschen Militärein-
heiten zunächst zum Rückzug.
Die Hauptmacht des deutschen
Heeres war im Westen zum An-
griff auf Frankreich und Belgien
versammelt. Erst Ende August
wandelten sich die Verhältnisse
nach der sogenannten Schlacht
bei Tannenberg, die mit einer
Niederlage der russischen Armee
endete. Es sollte aber noch bis
März 1915 dauern, bis alle Kämp-
fe in Ostpreußen endeten.

Zerstörungen und Flucht, Be-
setzung und Drangsalierung der
verbliebenen Einwohner gaben
Anlass zu vielen düsteren Schil-
derungen. Die Propaganda fand
neben dem Leid ein reiches Betä-
tigungsfeld. Mit den Bildern der
Verwüstung konnte aber auch im
übrigen Deutschland für die
Unterstützung des Wiederaufbaus
Ostpreußens geworben werden,
der schon 1915 – mitten im Krieg
– begann. So wurde vielen Men-
schen Ostpreußen erst durch den
Krieg richtig bekannt und in un-
zähligen Berichten, Büchern und
Ansichtskarten vor Augen gestellt
– als zerstörtes Gebiet. Einige
ausgewählte Ansichtskarten zer-
störter Orte im Süden Ostpreu-
ßens findet der Besucher auch in
der neuen Dauerausstellung des
Ostpreußischen Landesmuseums,
eine davon sehen Sie hier. OL

Ostpreußisches Landesmuseum,
Heiligengeiststraße 38, 21335 Lü-
neburg, Telefon (04131) 759950,
Internet: www.ol-lg.de, E-Mail:
info@ol-lg.de.
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Was die Tschechen längst
für sich entdeckt haben,
nämlich, dass Fahrrad-

wege Touristen anlocken und Gel-
der in die Kasse der Gemeinden
fließen lassen, hat man allmählich
auch in Polen erkannt. Neben
dem „Green-Velo-Weg“ im Osten
der Republik Polen nehmen Pano-
ramawege für Zweiräder auch in
Pommerellen oder in Ostpreußen
zu. Zurzeit entsteht ein Weg ent-
lang der Oder, dessen Abschnitte
bereits jetzt zu den beliebtesten
zählen. Die Kommunen rechnen
mit deutschen und tschechischen
Touristen, die bis zu 70 Euro täg-
lich bei ihren Fahrradurlauben
ausgeben. 

Blue Velo – so heißt die sich im
Aufbau befindliche Oder-Route,
die von der Ostsee bis zu der
tschechischen Grenze in Ober-
schlesien und durch fünf Woi-
wodschaften führt: Oppeln und
Schlesien [Oberschlesien], die
Woiwodschaften Niederschlesien
und Lebus und die Woiwodschaft
Westpommern. Blue Velo wird
mit dem deutschen Euro-Velo ver-

netzt und soll das Flaggschiff un-
ter den Fernradwegen in Polen
werden. 

Die schnellsten Gebietskörper-
schaften in dieser Sache befinden
sich in Hinterpommern. In weni-
gen Tagen soll der 44 Kilometer
lange Abschnitt von Greifenhagen
[Gryfino] bis Bad Schönfließ
[Trzcinsko-Zdroj] in Betrieb ge-
nommen werden. 

Der Radweg verläuft hauptsäch-
lich entlang des Thue-Tals [dolina
Tywy] auf einem 25 Kilometer
langen Bahndamm der alten
Bahnstrecke Greifenhagen über
Bahn [Banie] bis Wildenbruch
[Swobnica]. Mann radelt dort ent-
lang von Seen, an der Schlossrui-
ne Wildenbruch und einem Wein-
berg in Marienthal [Baniewice]
vorbei.

In der Woiwodschaft Lebus
[wojewodztwo lubuskie] setzt
man ebenfalls stark auf eine Ver-
netzung mit den deutschen Nach-
barn. Bislang gibt es bereits eine
Zusammenarbeit zwischen der
staatlichen Forstdirektion in
Grünberg [Zielona Gora] und

dem Seenland Oder-Spree mit
Sitz in Bad Saarow. Der Blue-Velo-
Route wird ein beliebter Wander-
weg angeschlossen – der „Geo-
weg Babina“ im sogenannten Bad
Muskauer Faltenbogen. Dieser
fünf Kilometer lange, durch den
Unesco-Geopark führende Weg
verläuft auf deutscher Seite mit-
ten durch die sandige Landschaft

des Braunkohletagebaus Nochten
bei Weißwasser, an durch Tagebau
entstandenen Seen entlang. Am
Freitag, dem 17. August, wird dort
auch mit der bis 2025 andauern-
den Flutung des Hermannsdorfer
Sees begonnen. In Küstrin [Kost-
rzyn] und der Frankfurter Damm-
vorstadt [Slubice] wechselt man
die Seiten der heutigen Grenze.

Das Marschallamt Westpom-
mern setzt stark auf die Vernet-
zung bereits bestehender Fahr-
radwege, veranlasste aber auch
den Bau von vier neuen Trassen,
die insgesamt 1500 Kilometer um-
fassen. Darunter befindet sich der
westliche Seenplatten-Weg [Trasa
Pojezierzy Zachodnich], der sich
von der deutschen Grenze bis
Baldenburg [Bialy Bor] erstreckt.
Auch die alte Eisenbahntrasse
von Kolberg [Kolobrzeg] und
Großmöllen [Mielno] bis Deutsch
Krone [Walcz] und die beliebte
Velo-Baltica-Route werden der
Blue-Velo-Route angeschlossen. 

Elektronische „Radtouristen-
zähler“ sollen bezeugen, dass sich
Investitionen in Wege und andere
Infrastrukturprojekte lohnen. 

Vier solcher Zähler wurden in
der Woiwodschaft Westpommern
installiert. In Swinemünde [Swi-
noujscie], am Anfang des Ostsee-
fahrradweges, wurden am 19. Juli
bereits 6790 Radler gezählt, in
Rehbock [Rogow] waren es 2240
und in Rügenwalde [Darlowo]
waren es 1006 Fahrradfahrer.

Auch in Oberschlesien wird das
Radeln immer beliebter, suchen
doch vor allem die Spätaussiedler,
die auf Besuch in der Heimat
sind, Zerstreuung auf zwei Rä-
dern oder auch, um die kalorien-
reichen Mahlzeiten der ober-
schlesischen Küche abzutrainie-
ren. Zurzeit werden Fahrradwege
im Süden der Woiwodschaft Op-
peln ausgebaut und mit dem
tschechischen Wegenetz zum Bei-
spiel bei Ziegenhals [Glucholazy]
vernetzt.

Auch die Deutsche Minderheit
motiviert ihre Mitglieder zu lan-
deskundlichen Fahrradtouren. Im
Projekt „Konsolidierung der Be-
gegnungsstätten“ werden Fahr-
radausflüge zu geschichtsträchti-
gen Orten angeboten, wie zum
Beispiel auf den Spuren der Preu-
ßisch-Französischen Kriege um
Cosel [Kozle]. Noch muss man
hier durch Felder und Wiesen
strampeln, aber es scheint nur ei-
ne Frage der Zeit zu sein, bis die
dortigen Kommunen auch ihre
Chance entdecken.

Chris W. Wagner

Keine Gnade für die Wade
Die Oder-Neiße-Gebiete werden nach und nach für Fahrradurlauber erschlossen

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

Museumsstücke, letzter Teil
Die Architektur Lahrs’ und die Schäden des Ersten Weltkriegs kunft mit Videorückblick auf das

Jahr 2017. – Dienstag, 4. Septem-
ber: Ausflug zum Wendelstein per
Bus, Programm folgt.

Bremen – Sonnabend, 1. Sep-
tember, 15 Uhr, Einlass ab 
14.15 Uhr, Flughafenhotel Airport,
Flughafenallee 26, Bremen: Som-
merausklang mit Beetenbarsch
oder Schmandschinken.

Die Preise der Veranstaltung für
Eintritt und Essen (Schmand-
schinken) 17 Euro, Eintritt und
Essen (Beetenbartsch) 10 Euro.

Im Preis ist der in alter Tradi-
tion vor dem Essen genossene
„Stobbe-Machandel“ enthalten.
Eine Anmeldung in unserer Ge-
schäftsstelle, Telefon (0421)
3469718, ist unbedingt erforder-
lich und bindend, da wir für die
Essensbestellung einstehen müs-
sen! 

Landesgruppe – 25., 28., 29.
und 31. August sowie 1., 4. und 5.
September: ANKAMEN –
AN(GE))KOMMEN. Ein Theater-
projekt mit Flüchtlingen und Ver-
triebenen von Michael Uhl.

In dem Theaterprojekt erzählen
Menschen von ihrer Flucht und

ihren Erfahrungen des Ankom-
mens. Die Geschichten von
Fluchtwegen und der Suche nach
einem neue Zuhause – damals
und heute – treffen aufeinander.

Wegen des großen Erfolges wird
der Theaterabend über das Ge-
stern und das Heute in der Spiel-
zeit 2018/19 wiederaufgenom-
men. Karten erhalten Sie an der
Theaterkasse, Montag bis Sonn-
abend, 10 bis 18.30 Uhr, Sonntag
14 bis 18.30 Uhr, Ohnsorg-Thea-
ter, Heidi-Kabel-Platz 1, 
20099 Hamburg, Telefon 
(040) 35080321, E-Mail: 
kasse@ohnsorg.de, Internet:
www.ohnsorg.de.

FRAUENGRUPPE
Hamburg-Bergedorf
– Freitag, 24. August,
15 Uhr, Haus des Be-
gleiters, Harders
Kamp 1: Treffen mit

Vortrag „Ein Leben für die Natur
– Heinz Sielmann“, Kaffee und
ostpreußischer Fladen.

Wiesbaden – Sonnabend, 
1. September, 14 Uhr, Großer Saal,
Haus der Heimat, Friedrichstraße
35, 65185 Wiesbaden: Feierstunde
zum Tag der Heimat mit Festred-
ner Ingmar Jung, MdB.

Braunschweig – Mittwoch, 
22. August, Jasperallee 42 (Ein-

gang Sozialverband), Braun-
schweig: Monatsversammlung,
Vortrag „Was geschieht mit unse-
rem Müll?“.

Osnabrück – Freitag, 17. August,
15 Uhr, Gaststätte Bürgerbräu,
Blumenhaller Weg 43: Treffen der
Frauengruppe. – Dienstag, 21. Au-
gust, 16.30 Uhr, Hotel Novum,
Blumenhaller Weg 152: Kegeln. 

Düren – Mittwoch, 5. Septem-
ber, 18 Uhr, Haus des Deutschen
Ostens, Holzstraße 7a: Heimata-
bend „Herbstgedanken“.

Neuss – Donnerstag, 13. Sep-
tember, bis Sonnabend, 22. Sep-
tember: Große Ostpreußenreise
über Stettin, Danzig, Marienburg,
Masuren, Thorn und Posen. An-
meldung: Peter Pott: Zollstraße
32, 41460 Neuss, Telefon (02131)
3843400. Programm bitte anfor-
dern.

Witten – Montag, 20. August, 
15 Uhr, Kreuzgemeinde, Luther-
straße 6–10: Urlaubsberichte.

Gardelegen – Freitag, 24. Au-
gust, 14 Uhr, Knackmuß’scher
Hof, Letzlingen: Grillfest mit Pro-
gramm.

Flensburg – Freitag, 17. August,
15 Uhr, AWO-Stadtteilcafe, Ma-
thildenstraße 22, Kaffeetafel mit
Vortag „Brandschutz im Haushalt
und Hausflur“ von Wilhelm Flor
(Berufsfeuerwehr im Ruhestand),
Telefon 63631. 

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung auf Seite 17

BREMEN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG
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Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vors.: Michael Gründling, Große
Brauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Michael Gründling, Große
Brauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Erhalten geblieben: Blick in
den Wandelgang der Königs-
berger Kunstakademie von
Norbert Dolezich. Bild: OL
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Geschichte auf zwei Rädern erleben: Das Steinkreuz bei Reinsch-
dorf zeugt von napoleonischer Belagerung 1807 Bild: C. W. Wagner
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Oder-Neiße-Linie – Der Stettiner Zipfel 
Offene Fragen und (zu)viele Vereinbarungen

Ausstellung bis zum 
4. November verlängert

Am 2. August konnte im Pom-
merschen Landesmuseum in 
Greifswald der 12.000. Besucher 
in der Sonderausstellung „Die Dä-
nen! Schenkung Christoph Mül-
ler“ begrüßt werden, es war ein 
Ehepaar aus Hamburg. Neben der 
Sonderausstellung in der Galerie 
interessierten sie sich auch für die 
Geschichte Pommerns, besonders 
die Kultur der Hansestädte. Dr. 
Birte Frenssen, die Kuratorin der 
Ausstellung, überreichte aus dem 
speziellen Anlaß einen Katalog zur 
Sonderausstellung. 

Das Pommersche Landesmuse-
um zeigt seit dem 25. März fast 
400 Gemälde, Zeichnungen und 
Druckgrafiken des 19. und frühen 
20. Jahrhunderts, die Christoph 
Müller 2016 dem Land Mecklen-
burg-Vorpommern schenkte. Die 
Ausstellung wird verlängert: Statt 
am 12. August endet sie nun erst 
am 4. November. Durch die Ver-
längerung um fast drei Monate 
erhalten auch Touristen, die im 
Herbst nach Greifswald kommen, 
noch die Gelegenheit, die größte 
Sammlung dänischer Malerei in 
einem deutschen Museum zu besu-
chen. Die Resonanz ist rundum po-
sitiv, sogar aus Dänemark konnten 
schon einige Besucher und Grup-
pen begrüßt werden.

Auch das museumspädagogi-
sche Begleitprogramm, das vor 
den Ferien besonders stark nach-
gefragt war, wird weiter angebo-
ten. So können sich Schulklassen, 
Hort- und Kindergartengruppen 
auch nach den Sommerferien noch 
für die Angebote „Mächtig ge-
waltig“ und „Visit Dänemark“ 
anmelden. Auch das Führungsan-
gebot wird fortgeführt: Alle zwei 
Wochen wird der Sammler und 
Schenker Christoph Müller 
selbst Führungen durch die Aus-
stellung anbieten. Die nächsten 
Führungen finden am Sonntag, 
den 16. September um 11.30 Uhr 
und 15.00 Uhr statt.

Das Konzert von „Echoes in 
Veil“, bekannt aus dem Nordi-
schen Klang, am Samstag, den 11. 
August, das ursprünglich als Finis-
sage geplant war, wird somit zur 
„Midissage“ – nach vier erfolgrei-
chen Ausstellungsmonaten folgen 
drei weitere. Konzertkarten sind 
im Landesmuseum im Vorverkauf 
und an der Abendkasse erhältlich, 
sie kosten 12 Euro, ermäßigt 9 
Euro. Die Sängerinnen aus Däne-
mark und Norwegen werden nicht 
nur aus ihrem Repertoire schöpfen, 
sondern sich auch von der Kunst 
der Ausstellung zu spontanen Im-
provisationen inspirieren lassen.

Pommersches Landesmuseum,
Rakower Str. 9, 17489 Greifswald

12.000. Besucher 
– im Pommerschen Landesmuseum

„Verzicht ist Verrat“, so tönte die 
SPD auf dem Deutschlandtreffen 
der Schlesier 1963, und ein Wahl-
plakat dieser Partei aus den fünf-
ziger Jahren zeigte Deutschland 
sogar in den Grenzen von 1914. 
Auf CDU-Plakaten hieß es „Oder-
Neiße-Grenze niemals!“ und „Das 
ganze Deutschland soll es sein. 
Zum ungeteilten Vaterland durch 
die CDU“, selbstverständlich ein 
Vaterland in den rechtmäßigen 
Grenzen. Mit dem „Zwei-plus-
Vier-Vertrag“ vom 12. Septem-
ber 1990, dem „Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen über die 
Bestätigung der zwischen ihnen 
bestehenden Grenze“ vom 14. No-
vember 1990 („Grenzbestätigungs-
vertrag“) und dem Austausch der 
Ratifikationsurkunden am 16. Ja-
nuar 1992 wurde angeblich auch 
völkerrechtlich auf die ostdeut-
schen Gebiete verzichtet, obwohl 
mit diesen Verträgen keine Gebiete 
abgetreten, sondern nur eine Gren-
ze bestätigt und ein Gewaltverzicht 
ausgesprochen wurden. 

Da das Deutsche Reich nach 
mehreren nicht widerrufenen Urtei-
len des Bundesverfassungsgerichts 
nicht untergegangen, rechtsfähig, 
jedoch nicht handlungsfähig ist, 
konnten von der Bundesrepublik 
Deutschland auch keine Gebie-
te abgetreten, sondern es konnte 
nur eine Grenze bestätigt werden, 
und so sehen einige Völkerrechtler 
die Oder-Neiße-Gebiete weiterhin 
als zu Deutschland gehörig an, so 
auch RA Prof. Dr. jur. Hans-Werner 
Bracht in „Die Völkerrechtslage des 
vereinten Teil-Deutschlands nach 
dem 3. Oktober 1990“ und RA Dr. 
jur. Hannes Kaschkat in „25 Jahre 
Grundvertragsurteil – Das Deutsche 
Reich besteht fort“ („Das Ostpreu-
ßenblatt“, 8. August 1998). 

Nach der Potsdamer Konferenz 
vom 17. Juli bis 2. August 1945 
wurde mit dem Potsdamer Protokoll 
Ostdeutschland in den von den Sie-
germächten willkürlich festgelegten 

Grenzen vom 31. Dezember 1937 
polnischer und russischer Verwal-
tung unterstellt. Das am 22. März 
1939 völkerrechtswirksam in das 
Deutsche Reich zurück gekehrte 
ostpreußische Memelgebiet wurde 
entgegen dem Völkerrecht der Li-
tauischen Sozialistischen Sowjetre-
publik angeschlossen.

Nach Abschluss des Zwei-plus-
Vier-Vertrages sollte Ostdeutsch-
land für die Bundesrepublik 
Deutschland nicht nur von sofort 
an, sondern rückwirkend bis zur 
Verabschiedung des Potsdamer Pro-
tokolls Ausland sein. 

Alles Für und Wider außer acht 
lassend, hätten die Oder-Neiße-Ge-
biete frühestens 1992 für die Bun-
desrepublik Deutschland Ausland 
sein können, wenn überhaupt. Jetzt 
aber sollten die ostdeutschen Gebie-
te durch Anordnung des Bundesmi-
nisteriums des Innern mit dem von 
1989-1991 amtierenden Minister 
Wolfgang Schäuble rückwirkend 
vom 2. August 1945 an Ausland 
sein, wobei sich auf eine Grenze 
berufen wurde, wie sie auf der Pots-
damer Konferenz als Verwaltungs-
grenze festgelegt wurde. 

Wenn nun Wolfgang Schäuble 
meinte, dass rückwirkend ab dem 
2. August 1945 die ostdeutschen 
fremdverwalteten Gebiete als 
Ausland anzusehen wären, dann 
stellt sich zwangsläufig die Frage, 
ob das erst nach der Potsdamer 
Konferenz von Polen annektier-
te Gebiet davon ausgenommen 
werden sollte. Natürlich sollte es 
nicht, aber dann stimmt das Da-
tum 2. August 1945 nicht mehr. 
Was ist mit Swinemünde und der 
Insel Wollin, die gemäß dem Pots-
damer Protokoll zwar polnischer 
Verwaltung unterstellt, aber erst 
im Oktober 1945 Polen überge-
ben wurden? Wie verhält es sich 
demnach mit Stettin westlich der 
Oder, von dem Polen zwar schon 
nach zwei vergeblichen Anläufen 
im Juli 1945 endgültig Besitz er-
griff, aber nach dem Wortlaut des 

Potsdamer Protokolls nicht zu den 
polnischer Verwaltung unterstell-
ten Gebieten gehört? Soll nun der 
sog. Stettiner Zipfel mit Neuwarp, 
Ziegenort und Pölitz für das Bun-
desinnenministerium kein Ausland 
sein, weil es westlich der von den 
Konferenzteilnehmern festgeleg-
ten Verwaltungsgrenze liegt? Für 
dieses Gebiet trifft der 2. August 
1945 keinesfalls zu. Doch wie 
kam es dazu, dass das heutige pol-
nische Staatsgebiet westlich über 
die Oder hinaus greift und zusätz-
lich ca. 750 qkm unter polnische 
Verwaltung gestellt wurden, ein 
Gebiet so groß wie der Stadtstaat 
Hamburg oder fast ein Drittel des 
Saarlandes?

Der Entstehung des Stettiner 

Zipfels waren Beschlüsse des pol-
nischen Nationalrats (1942), die 
Konferenz von Teheran (1943), das 
Londoner Protokoll mit der Festle-
gung der Besatzungszonen (1944) 
und die Konferenz von Jalta (1945) 
vorausgegangen. In Jalta wurde be-
schlossen, dass die endgültige West-
grenze Polens erst mit einem Frie-
densvertrag festgelegt werden soll. 
Eine von der Sowjetunion im Janu-
ar angefertigte Karte zeigte Stettin 
und seine unmittelbare Umgebung 
als dem vorgesehenen polnischen 
Verwaltungsgebiet zugehörig an. 
Von den Westmächten wurde der 
sowjetisch-polnischen Forderung 
nicht widersprochen. Nach dieser 
Karte zu urteilen war nicht vorgese-
hen, das östliche Usedom mit Swi-
nemünde aus dem Bereich der So-
wjetischen Besatzungszone (SBZ) 
herauszunehmen, jedoch ging dies 
aus dem geheimen sowjetisch-pol-
nischen Grenzvertrag vom 27. Juli 

1944 zwischen der Sowjetregierung 
und dem Polnischen Komitee zur 
Volksbefreiung hervor.

Mit dem Potsdamer Protokoll 

wurde der Grenzverlauf mit einer 
Linie westlich von Swinemünde 
festgesetzt, bezog aber aus nicht 
bekanntem Grund Stettin westlich 
der Oder nicht mit ein. Meinungs-
verschiedenheiten hinsichtlich Stet-
tins hat es nicht gegeben. Es bestand 
Einigkeit darüber, dass Stettin unter 
polnische Verwaltung gestellt wer-
den sollte, und vom 28. April bis 17. 
Mai 1945 hatte sich Polen in Stet-
tin erstmals festgesetzt. Nachdem 
die Polen Stettin wieder verlassen 
mussten, erhielten sie am 9. Juni 
von den Russen die Erlaubnis nach 
Stettin zurückzukehren, aber schon 
am 19. Juni mussten der spätere 
erste Stadtpräsident Piotr Zaremba 
und seine Operationsgruppe Stettin 
wieder verlassen. 

Am 5. Juli wurde Stettin endgül-
tig von Polen besetzt und am 10. 
Juli bei der Auflösung Groß-Stettins 
durch die sowjetische Militärver-
waltung eine vorläufige Demarka-
tionslinie um die Stadt gezogen, 
die drei Alt-Stettiner Stadtteile 
auf deutscher Seite beließ. Ohne 
Rücksprache mit den Westmächten 
kam es am 21. September 1945 in 
Schwerin zu dem sowjetisch-polni-
schen Grenzabkommen für den Be-
reich Swinemünde-Greifenhagen, 
mit dem zwischen dem 4. und 8. 
Oktober die Grenze festgelegt wur-
de. Am 19. November 1945 ging 
der sog. „Stettiner Zipfel“ in polni-
sche Verwaltung über. 

Da jedoch schon vor dem 19. No-
vember polnische Dekrete für dieses 
Gebiet ergingen, ist davon auszuge-

hen, dass der Stettiner Zipfel schon 
früher von Polen besetzt wurde, zu-
mal auch Swinemünde und die Insel 
Wollin am 6. Oktober 1945 polni-
scher Verwaltung unterstellt wur-
den. Der im Norden Stettins liegen-
de Stadtteil Pölitz (am 15. Oktober 
1945 wurde die Stadt Pölitz einge-
meindet) mit seinem Umland wur-
de wegen eines von den Sowjets zu 
demontierenden Hydrierwerkes erst 
am 28. September 1946 polnischer 
Verwaltung übergeben und war bis 
dahin eine deutsche Enklave. Die 
Bevölkerung in diesem Gebiet be-
trug 14.000 bis 15.000 Personen. 
Für die Demontagearbeiten wurden 
15.000 bis 16.000 Zwangsarbeiter 
aus Mecklenburg-Vorpommern ein-
gesetzt. Nicht in polnischer Hand 
waren zu der Zeit der Stettiner Ha-
fen und drei Wohnquartiere von bei 
den Sowjets arbeitenden Stettinern, 
die bei den Deutschen die Bezeich-
nung „Russischer Sektor“ erhielten.

Weitere Vereinbarungen
Bereits während der Potsdamer 

Konferenz beabsichtigte Polen, 
sich den Stettiner Zipfel anzueig-
nen. Beendet wurde die Grenz-
frage zwischen der DDR und der 
VR Polen erst mit dem Görlitzer 
Abkommen vom 6. Juni 1950, das 
die einen Monat zuvor in War-
schau geführten Verhandlungen mit 
der „Markierung der festgelegten 
und bestehenden Grenze zwischen 
Deutschland und Polen“ abschloss, 
sowie einigen weiteren geringfügi-
gen Grenzkorrekturen. Aber auch 
hier gab es Unklarheiten. „Bemer-
kenswert am Abkommen von Gör-
litz ist, dass die Grenzbeschreibung 
in Artikel 1 der Formulierung des 
Potsdamer Protokolls folgte, das 
also westlich der Oder liegen-
de Stettin erneut nicht erwähnte“ 
(Michael A. Hartenstein). Auf das 
Görlitzer Abkommen beruft sich 
der „Zwei-plus-Vier-Vertrag“ von 
1990, wo hingegen bei den „Ostver-
trägen“ von 1970 die Grenze nach 
dem Potsdamer Protokoll zugrun-

de gelegt wurde. Auf das Görlitzer 
Abkommen folgte das Frankfurter 
„Protokoll über die Ausführung und 
Markierung der Staatsgrenze zwi-
schen Deutschland und Polen“ vom 
27. Januar 1951, und am 11. Juni 
1951 gab es in geringem Umfang 
die letzte Veränderung der Grenzli-
nie zwischen Mecklenburg, wie das 
Land Mecklenburg-Vorpommern 
seit 1947 hieß, und dem polnisch 
verwalteten Pommern. Am 5. No-
vember 1947 hatte Polen weiteres 
Gebiet westlich der Oder besetzt, 
das aber auf Druck der Sowjetuni-
on wieder zurückgegeben werden 
musste. Es betraf einen Landstrei-
fen bei Schwedt an der Oder mit 
einer Länge von 50 km, der sich bis 
zu 10 km ins Land hinein erstreckte. 
Von Polen war die gesamte Stettiner 
Bucht mit den Inseln Usedom und 
Wollin und ein Landgebiet westlich 
der Oder bis zur Peenemündung 
einschließlich der gesamten Ucker-
mark, ja teilweise sogar ganz Vor-
pommern mit der Insel Rügen ge-
fordert worden und darüber hinaus 
ein „Sicherheitsstreifen“ bis zu 10 
km Tiefe von Forst an der Neiße bis 
Greifenhagen an der Oder. Auch der 
westlich der Neiße gelegene Haupt-
teil von Görlitz sollte polnisch wer-
den, wie dann auch ganz Frankfurt 
polnisch geworden wäre. Wohlge-
merkt, polnische Forderungen, die 
nach dem Zweiten Weltkrieg, nach 
Unterzeichnung des Potsdamer Pro-
tokolls erhoben wurden. Am 22. 
Mai 1989 wurde mit einem bilatera-
len Vertrag zwischen der VR Polen 
und der DDR die Abgrenzung der 
Seegebiete in der Oderbucht end-
gültig festgesetzt.

Quellen: „Die Oder-Neiße-Linie 
bei Stettin“, Richard  Breyer; „Die 
deutschen Staatsgrenzen“, Daniel-
Erasmus Khan; „Die Geschichte 
der Oder-Neiße-Linie, Michael H. 
Hartenstein; „Mecklenburg-Vor-
pommern, die Stadt Stettin ausge-
nommen“, Bernd Aischmann

Manfred Weinhold

Mit dem Londoner 
Protokoll wurden die 

Besatzungszonen
festgelegt

Am 5. Juli 1945 wurde 
Stettin endgültig von 

Polen besetzt

Ein Telefonanruf bei unserem 
Freund Peter im hinterpom-

merschen Bublitz genügte; und 
schon hatten wir ein Urlaubsquatier 
vom Feinsten. Hierbei handelte es 
sich nicht um eine Nobelherberge in 
einem ehemaligen Schloss, sondern 
um die „Alte Schule“ von Gerfin, 
polnisch Gorawino, in der noch bis 
1945 die Kinder aus dem Dorf un-
terrichtet wurden. Zu dem großen 
Schulgelände, auf dem noch zwei 
baufällige Häuser stehen, gehört ein 
Grillplatz, eine verwunschene Laube, 
sowie ein kleiner See, auf dem sich 
Enten und Gänse zuhause fühlen. 
Der neue polnische Besitzer Wieslaw 
Sierzputowski, (http://www.gorawi-
no-gerfin.eu) baute moderne Gäste-
zimmer in das alte Schulhaus und ge-
staltete den ehemaligen Klassenraum 
mit alten Möbeln und Geweihen als 
Speiseraum. In den Fluren hängen 
Landkarten, Messtischblätter und 
Bilder aus der Zeit vor dem Krieg. 
Die reichhaltigen und leckeren Mahl-
zeiten, die von dem freundlichen Ver-
walter Zbyszek, seiner Frau und einer 
jungen Hilfskraft zubereitet wurden, 
nahmen wir mit den anderen Gästen 
an einer Tafel ein. 

Die etwa zwanzig deutschen Gäs-
te gehörten zu zwei Familien, deren 
Wurzeln in den umliegenden Dörfern 
liegen. Alle kommen schon seit vie-
len Jahren hierher. Diesmal waren 
auch die Enkel mit dabei. Der Groß-
vater der Familie, die neben uns am 
Tisch saß, war der letzte Lehrer, der 

diese Schule mit einem Gehilfen ge-
leitet hat. Die dünn besiedelte Umge-
bung des Dörfchens Gerfin, in dem 
heute nur noch ein paar Häuser ste-
hen, gehört zum Schönsten, was die 
pommersche Landschaft zu bieten 
hat. Die Gegend ist durch die letz-
te Eiszeit geprägt. Berge, Täler und 

Seen wurden durch die gewaltigen 
Kräfte des Eises geformt. So entstand 
eine abwechslungsreiche Grund-Mo-
ränenlandschaft. Seit es von der EU 
Ausgleichszahlungen gibt, werden 
viele Felder in dieser Gegend nicht 
mehr bewirtschaftet Hier fanden wir 
Feldblumen, die wir in unserer Um-
welt geschädigten Landschaft nicht 
mehr kennen. 

Je weiter wir auf fast leeren Allee
straßen in Richtung Osten fuhren, 
sahen wir große Anbauflächen, die 

einst zu den bekannten pommerschen 
Gütern gehörten. Jeden Tag erkun-
deten wir eine andere Gegend. Wir 
wollten so viel wie möglich von un-
serem weiten, schönen Pommern in 
uns aufnehmen. Auf einer schmalen, 
hügeligen Asphaltstraße, die durch 
einen Buchenwald führte, sahen wir 

seitwärts in einem Tal einen See zu 
uns herüber blinken. Wir setzten uns 
an sein Ufer und genossen die Ein-
samkeit. Niemand, außer ein paar 
Enten, konnte die Ruhe stören. 

Im Wiedervereinigungsjahr 1990 
kramten Engländer und Franzosen 
wieder den alten Mythos der „Ba-
lance of Power“ heraus. Wenn sie 
schon nicht die Vereinigung beider 
Teilstaaten verhindern konnten, 
wollten sie doch Deutschland so 
klein wie möglich halten. Historisch 

begründete Ansprüche Polens auf 
deutsches Land gab es nicht. In den 
letzten Jahren hat sich das deutsch-
polnische Verhältnis verbessert, aus-
geglichen ist es jedoch noch lange 
nicht. Wir konnten bei unserem Auf-
enthalt in diesem Jahr Rückschritte 
im Vergleich zu früheren Besuchen 
feststellen. So wurde die große, zum 
Teil deutschsprachige Pommernkar-
te im Kösliner Einkaufzentrum AD-
RIA entfernt. In dem bei Deutschen 
beliebten Kurort Bad Polzin fanden 
wir weniger Hinweisschilder vor, 
die auf die deutsche Vergangenheit 
hinweisen, als in den Jahren zuvor. 
Natürlich wird auch von der Politik 
in Warschau der Unrechtscharakter 
der Vertreibung der Deutschen wei-
terhin geleugnet. 

Von all dem merkten wir in der 
„Alten Schule“ in Gerfin nichts. 
Wir waren unter Landsleuten, de-
nen das gleiche Schicksal widerfuhr 
und die nun einige Tage in ihrer 
Heimat Entspannung und Erholung 
suchten. Oder wie die Familie Lan-
ge, die in diesem August 2017 das 
zwanzigste Mal zu einem Familien-
treffen in der alten Dorfschule zu-
sammenkam. Zu diesem Jubiläum 
spendierten Wieslaw und Zbyszek 
eine Torte. Am Abend saßen wir 
gemeinsam bei Kerzenschein und 
sangen das Pommernlied, in dem es 
heißt: „Pommerland mein Sehnen 
ist dir zugewandt“.

Helmut Kirsch
(Foto Sierzputowski)

Ferien in der „Alten Schule“ von Gerfin 
Pommerland – mein Sehnen ist dir zugewandt



Zu: Prahlerei am Fluss (Nr. 26)

Das zum Artikel abgebildete 
Loire-Schloss Chambord, das ge-
nau zu dem in der Überschrift ge-
nannten Zweck ab 1519 unter
Franz I. errichtet wurde, erstrahlt
in aufpoliertem Glanz. Was man
nicht sieht, ist der ursprüngliche,
den Mittelbau bekrönende Turm,
der Donjon. Er steht als von der
Luftverschmutzung ruinös zer-
fressenes Sandsteinmahnmal im
Depot. Der jetzige Donjon, der
sich in der Mitte einer künstle-
risch und architektonisch un-
übertroffenen Dachlandschaft er-
hebt, ist eine neuzeitliche Kopie.
Der Historiker Klingenburg be-
schreibt es so: „Den Besucher
überrascht ein Bauwerk von
scheinbar unermesslicher
menschlicher Schöpferkraft.“

Von dem Bauwerk ließ sich
folglich auch reichlich abschöp-
fen, wie es 1844 von Schweriner
Baumeistern erfolgte. Die Loire -
schlösser gehören schon zum

UNESCO-Welterbe, und das von
denen abgeschöpfte Schloss im
Schweriner See schickt sich an,
diesen Titel zu beantragen. 

Der Schweriner Regent Fried -
rich Franz II. bestieg 1842, nach
dem unerwarteten frühen Tod sei-
nes Vaters Großherzog Paul Fried -
rich, den Thron. Das unansehnli-
che Konglomerat alter Bauten, das
Schloss auf der Insel im See, woll-
te er zu einem repräsentativen
Fürstensitz umbauen lassen.

Kurz nach der Thronbesteigung
beauftragte er seinen Hofbaurat
G.A. Demmler damit, einen Ent-
wurf für den Um- und Neubau
anzufertigen. Der erste Entwurf in
englischer Gotik wurde wie der
zweite von 1843, der sich an ei-
nem Plan aus dem 17. Jahrhundert
orientieren sollte, rundweg abge-
lehnt. Der Hof forderte Expertise
von außen an und berief Gottfried
Semper damit. Er legte einen
wegweisenden Entwurf vor, in
dem er Elemente der Französi-
schen Renaissance einbezog.

Der Großherzog wusste nun,
wie ein Residenzschloss aussehen
kann, nahm aber Sempers Plan
nicht an und schickte Demmler
und seinen Adlatus Hermann
Willebrand ab 1844 auf Studien-
reise an die Schlösser der Loire.
So besichtigten beide reihum die
sagenhaften Schlösser, und
Willebrand skizzierte mit ge-
wandter Hand alle relevanten Ar-
chitekturformen und den Bau-
schmuck.

Das Schloss Chambord musste
auf beide, wie auf jeden anderen
auch, einen besonderen Eindruck
hinterlassen haben. Nach dem
Studienaufenthalt kreierte der
entwerfende Architekt Wille -
brand aus der Synthese von Ver-
trautem, von Semper aufgenom-
menen Einflüssen und unter dem
enormen Eindruck von Cham-
bord eine erste Entwurfsidee, die
all das Empfundene in sichtbarem
Bildausdruck als Vorschlag für
den Um- und Neubau des Schwe-
riner Schlosses zusammenfasst.

Er unterschrieb seinen kolorier-
ten Entwurf mit: „Erste Idee zur
äußeren Ansicht des Großherzog -
lichen Schlosses zu Schwerin von
der Stadtseite aus, in ca. einer
Stunde skizziert von H. Wille -
brand. 1844.“ Diese in den Folge-
jahren realisierte Idee wurde als
kongenialer Entwurf zu Sempers
Ideen angesehen. Das Schloss
Chambord mit seinem Ausdruck
hoher menschlicher Schöpfer-
kraft kann folglich als wesent-
licher Geburtshelfer für das
Schloss im Schweriner See be-
zeichnet werden.

Dieses Märchenschloss wurde
als schönstes Parlamentsgebäude
Deutschlands gekürt, da jetzt der
Mecklenburgische Landtag darin
seinen Sitz hat. Jüngst wurde
auch die Universität Rostock als
schönste Universität Deutsch-
lands ausgewählt. Beide Gebäude
gehen auf die Kreation des Bau-
meisters Hermann Willebrand zu-
rück. Albrecht Willebrand,

Berlin
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Bildgewordener Stein des Anstoßes: Mesut Özils Foto mit dem türkischen Präsidenten Erdogan erhitzte viele Gemüter Bild: ddp Images

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Symptom Özil (Nr. 31)

In Deutschland ist das eigentli-
che Problem der Integration nicht
gelöst. In der heftigen Diskussion
der Integrationsproblematik – in-
tegriert/nicht integriert – geht
völlig unter, dass Integration einer
von vier Fällen der Akkulturation
ist – die da sind: Segregation, In-
tegration, Assimilation und Mar-
ginalisierung.

Jedes Land erhofft sich von den
Menschen, die einwandern, dass
sie sich assimilieren. Also drängt
sich die Frage auf, wo der zentra-
le Unterschied zwischen inte-
grierten Einwanderern und assi-
milierten Landsleuten liegt – also

zum Beispiel Deutsche, deren
Vorfahren aus der Türkei gekom-
men sind.

Vereinfachend lässt sich formu-
lieren, dass Menschen, die inte-
griert sind, sich im „neuen“ Land
„technisch“ zurechtfinden: in der
Schule oder am Arbeitsplatz. Die
Kenntnisse der deutschen Spra-
che zumindest auf Grundschulni-
veau in Wort und Schrift ist eine
Conditio sine qua non. In den ei-
genen vier Wänden, im Rahmen
der Familie und Verwandtschaft
aber wirkt nach wie vor die eige-
ne Kultur, werden eigene Sitten
und Gebräuche gepflegt – eine
andere Religiosität wird da noch
verstärkend wirken. Diese Inte-

gration führt zur Multikulturalität,
die an sich weder gut noch böse
ist, die aber einen permanenten
Faktor der Instabilität enthält.

Menschen jedoch, die sich assi-
miliert haben, haben ihre ur-
sprüngliche, andersartige Kultur
aufgegeben; in einem dynami-
schen Prozess haben sie sich mit
der dominanten Kultur ver-
schmolzen. Das ist ein Prozess,
der Zeit braucht – vor allem,
wenn, wie bei Türken, Syrern und
vielen anderen Einwanderergrup-
pen, die Unterschiede zum „neu-
en“ Land und seinen Menschen
doch sehr groß sind.

Ein gutes Beispiel der Assimila-
tion sind die vielen Deutschen,

die aus politischen Gründen im
19. wie im 20. Jahrhundert
Deutschland verlassen haben, in
die (Deutsch-)Schweiz emigriert
sind und sich da im Laufe der Zeit
bestens assimiliert haben. Sie ha-
ben durch ihre Intelligenz, ihr
Können und ihren Fleiß sehr viel
zur rasanten Entwicklung des
Wohlstandes der neuen Heimat in
der Alpenrepublik beigetragen.
Sie sind Schweizer Bürger in Ge-
sellschaft, in Armee und Politik.
Sie sind Menschen mit Namen,
die dem Kundigen noch ihre
deutsche Abstammung aufzeigen,
die aber das Berndeutsch oder ei-
nen der melodiösen Bündnerdia-
lekte sprechen. 

Die Assimilation von Menschen
aus Deutschland in der Deutsch-
schweiz, wie auch von Franzosen
(deutlich weniger häufig) in der
Romandie oder von Italienern im
Tessin, basierte auf sehr eng mit-
einander verwandten Kulturen.
Der Feudalismus, der Nationalso-
zialismus oder der Faschismus
waren Bedrohungen, ja Gegner
für beide, Einwanderer wie für
Schweizer.

Inzwischen sind die Verhält-
nisse in jeder Hinsicht kompli-
ziert geworden – vor allem, wenn
die Integration fälschlicherweise
der Assimilation gleichgesetzt
wird. Dr. Jürg Walter Meyer,

Leimen bei Heidelberg

Zu: Bunter Offenbarungseid (Nr. 31) 

Mesut Özil war Lieblingsspieler
von Bundestrainer Jogi Löw, der
vor der WM in Russland, „keine
Sekunde“ daran dachte, ihn aus
dieser auszuschließen. Die Fans
kürten ihn fünfmal zum National-
spieler des Jahres und zweimal
wurde er mit höchsten staatlichen
Auszeichnungen für sportliche
Leistungen gekrönt. Die Presse
und der DFB lobten ihn als Vor-
bild für gelungene Integration, bis
er als deutscher Nationalspieler
„seinem“ Präsidenten und Auto-
kraten (Erdogan, d. Red.) huldigte
und somit das Gegenteil bewies.

Was Respekt angeht – ihn nur
einzufordern, reicht nicht. Der

muss verdient werden. Es wäre
ganz natürlich, wenn Herr Özil
als Inhaber des deutschen Passes
bei der Nationalhymne mitgesun-
gen hätte. Leider entsteht hier der
Eindruck von Respektlosigkeit.
Einigkeit und Recht und Freiheit
sollte er auch dem Land seiner El-
tern wünschen. Als Nationalspie-
ler repräsentiert er Deutschland,
und da sollte die Zugehörigkeit zu
diesem toleranten Land gezeigt
werden, das ihm seine Karriere
ermöglichte. Das ist in anderen
Nationalmannschaften Norma-
lität. Diesen Respekt vor dem tol-
len, liberalen und demokrati-
schen Deutschland sucht man
vergebens. Kurt Spriewald,

Kassel

Kritik nicht erlaubt

Zu: Der Deutsche soll schweigen
(Nr. 31)

Wir Deutschen sollen nicht nur
den Mund halten und uns als An-
gehörige einer „Köter-Rasse“ be-
zeichnen lassen, sondern wir sol-
len auch für alles und jeden zah-
len. Ganz besonders für diejeni-
gen, die uns straffrei so beleidi-
gend nennen dürfen. 

Wollen wir dies nicht hinneh-
men und weisen auf immer grö-
ßer werdende Parallelgesellschaf-
ten hin, sind wir für die Abgeord-
neten der Altparteien, die Interes-
senvertreter bestimmter Gruppen
und ihrer medialen Gefolgschaft,
dieser selbsternannten Elite von
„guten und weltoffenen“ Men-
schen, Rassisten, fremdenfeind-
lich, islamfeindlich oder gleich
rechtsradikale Hetzer.

Der „Nazi“-Vorwurf wird von
diesen Heuchlern gerne und
schnell ausgesprochen. Nur, es
existiert keine Verpflichtung zur
Selbstaufgabe, und Täuschung
fällt auf den Täuscher zurück.

Barbara Kanwischer
Braunschweig

Keiner zückte die Rote Karte
Zu: Der Deutsche soll schweigen
(Nr. 31)

Der Deutsche soll nicht schwei-
gen, er schweigt schon seit Jahren.
Der größte Teil der Deutschen
will keine Veränderungen, und
die Politik übrigens auch nicht.
Die Bürger in diesem Land trauen
sich nicht, ihre Meinung offen
kundzutun. Die Gefahr, dass sie
dann in die Populismusecke kom-
men, ist ihnen zu gefährlich. Wo-
bei ja bisher immer über den
Rechtspopulismus geredet und
geschrieben wurde. 

Vor einigen Tagen hat jedoch
der stets arrogante Vizepräsident
des Deutschen Bundestages, Tho-
mas Oppermann von der SPD,
auch den Linkspopulismus ins
Spiel gebracht. Also Vorsicht, Ihr
deutschen Bürger, wenn Ihr denn
wirklich Kritik äußern wollt, in
irgendeine Populismusecke wer-
det Ihr dann schon passen.

Eine Özil-Erdogan-Affäre gibt
es nur, weil Deutschland sie ge-
wollt hat. Ein muslimischer Groß-
millionär löst einen solchen Auf-
ruhr aus? Das Posieren von Mesut
Özil und Ilkay Gündogan mit Prä-
sident Erdogan in London kurz
vor der WM war kein Zufall. Und
dann gab es für Erdogan noch ein
Trikot für „seinen Präsidenten“. 

Wer sich für Fußball wirklich
interessiert, der hat auch gewusst,
dass Özil und Gündogan eine Be-
raterfirma (Family & Football) be-
sitzen. Angestellte sind unter an-
derem der Bruder Mutlu Özil und
der Onkel Ilhan Gündogan. Diese
Firma betreut auch den Bundes-
trainer Jogi Löw. Kein Interessens-
konflikt? Der Filz im DFB muss
aufgelöst werden. Hier müssen
endlich wieder Menschen an die
„Macht“, die von Fußball auch et-
was verstehen.

Wenn sich Özil von Deutsch-
land schlecht behandelt fühlt,
dann kann er (und viele andere
Muslime auch) doch zu seinen
Wurzeln zurückkehren, türki-
scher Staatsbürger werden und in
das beste Land mit dem, seiner
Ansicht nach, besten Regierungs-
chef zurückgehen.

Özil wurde nicht gezwungen,
unsere Staatsbürgerschaft anzu-
nehmen. Im Gegensatz zu einigen
deutschen Fußballfunktionären
muss in aller Deutlichkeit festge-
stellt werden, dass Deutschland
genug eigene und hochtalentierte
Fußballer hat.

Generell funktioniert Multikulti
im Fußball genauso wenig wie in
anderen Bereichen auch. Aber es
gibt auch viele Ausnahmen. Im-
mer dann, wenn Integration nicht
nur als Einbahnstraße verstanden
wird. Nur dann ist jeder in unse-
rem Land willkommen. Das sollte
sich jeder Politiker auf die Fahne
schreiben. Heinz-Peter Kröske,

Hameln

Zu: Die DB kauft Lokomotiven
aus China (Nr. 29) und Hedge-
fonds drängt auf Zerschlagung
(Nr. 30)

Es klingt merkwürdig, wenn ein
Land, welches mit der Erfindung
der Lokomotive (Borsig 1835/38)
zu tun hat, nun solche aus Fernost
ankauft. Ja, wir haben mal auf die
Magnet-Schwebebahn verzichtet,
und China hat sich mit technolo-
gischem Wissen aus Europa in Sa-
chen Bahn (Staatskonzern CRRC)
an die Weltspitze gesetzt.

Schlüsselbetriebe der deut-
schen Wirtschaft befinden sich in
ausländischen Händen, wobei
derzeit der der weltbekannte
Konzern ThyssenKrupp für Stahl -

erzeugung, Rohstoffhandel sowie
Maschinen- und Anlagenbau von
Übernahme und Zerschlagung
betroffen ist.

Bei einem anderen Konzern,
dem Stromnetzbetreiber 50Hertz,
der mehrere Millionen Menschen
versorgt, versucht die Bundesre-
gierung, eine chinesische Über-
nahme zu verhindern. Und dabei
war Deutschland um 1910 noch
eine Auto- und High-Tech-Nation.

Hinzu kommt, dass man auch
versucht, das Markenzeichen und
Qualitätssiegel Made in Germany
(kein geschützter Begriff, aber
Sinnbild für Qualität und Zuver-
lässigkeit) wieder auszulöschen.

Günter Algner,
Berlin

Zu: Demaskierend (Nr. 30)

Leider stand der Leitartikel
nicht ganz im Zeichen der Aktua-
lität. Statt dem Integrationsver-
weigerer Mesut Özil vor der Welt-
meisterschaft in Russland die
„Rote Karte“ zu zeigen, drehte der
den Spieß um und beschimpfte
mit der wahrscheinlich vom tür-
kischen Präsidenten Erdogan dik-
tierten Hassschrift „Rücktrittser-
klärung“ seinerseits die deutsche
Nationalmannschaft, den DFB
und eigentlich auch gleich alle
Deutschen mit der allseits belieb-
ten Rassismuskeule.

Kein Wunder, dass die Reaktion
der politisch Etablierten – wie in
solchen Fällen allgemein üblich –

nur darin bestand, katzbuckelnd
um Vergebung zu bitten. Kein
Wunder auch, dass Erdogan ihm
(Özil) „am liebsten die Augen ge-
küsst“ hätte.

Ich persönlich weine dieser
jämmerlichen Figur, der von der
Persönlichkeit eines Sportsmanns
meilenweit entfernt ist, keine Trä-
ne nach.

Allerdings lässt auch dieser
scheinbar banale Vorgang viele
unschöne Einsichten in den jam-
mervollen Zustand der sogenann-
ten deutschen Fußball-„National-
mannschaft“ im Besonderen und
der gesellschaftlichen Wirklich-
keit in diesem Lande im Allge-
meinen zu. Manfred Kristen,

Freital

Wir Hetzer

Auch im Fall Özil wird Integration mit Assimilation verwechselt

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LE S E R F O R U M

Chambord als Geburtshelfer für das Schweriner Schloss

Kein Respekt vor tolerantem Land Großes Formtief
Zu: Demaskierend (Nr. 30) und:
Nützlicher Idiot (Nr. 31) 

Der junge Mann (Mesut Özil, d.
Red.) bedient sich kalkuliert einer
leider noch immer wirksamen
Waffe: der Rassismuskeule. Ein
Formtief hat jeder einmal, und es
ist keine Schande, dies zuzuge-
ben. Es zu leugnen und daraus ein
öffentliches Politikum zu zelebrie-
ren, ist selbstgerecht und un-
glaubwürdig.

Schade, Özil hat seinen Sympa-
thie-Bonus selber zerstört. Die
Debatten drumherum entbehren
nicht einer gewissen Komik ange-
sichts der theatralischen Wort-
wahlen. Elke Barby,

Gehrden

Zurück zum Entwicklungsland?
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Der Johannesweg ist die österrei-
chische Antwort auf den Jakobs-
weg. Er ist kein Pilgerweg im reli-
giösen Sinn, sondern ein genialer
Rundwanderweg, der zum Nach-
denken anregt und dem Leben
eine neue Richtung geben kann.

Auf Schusters Rappen die Natur
und Landschaft zu genießen, ist
in Mode gekommen. Und ebenso
heutiges  Pilgern – gewisserma-
ßen Wandern plus –, um eine
Auszeit vom hektischen Alltag zu
nehmen, zu sich selbst zu finden
und der Spiritualität Raum zu
geben. So entstand 2012 der
Johannesweg. Der 84 Kilometer
lange Rundwanderweg schlängelt
sich in Form einer Lilienblüte
durch eine der schönsten Gegen-
den Österreichs: die Mühlviertler
Alm bei Linz in Oberösterreich. 

Ideen- und Namensgeber ist
Johannes Neuhofer. Der Facharzt
für Dermatologie hat genug Pa -
tienten erlebt, deren inneres Un -
gleichgewicht sich außen auf der
Haut krankhaft widerspiegelt.
Und er hatte eine Vision: Zwölf
Stationen, die verraten, wie man
gesund und zufrieden bis ins
hohe Alter im Einklang mit den
Gesetzen der Natur und in Har-
monie mit seinen Mitmenschen
leben kann. 

Die Krux ist, dass sich Wissen
nicht vererbt. Und weil dem so ist,
ist auch die Wiederholung be -
kannter Weisheiten erlaubt.
Schon antike Philosophen, christ-
liche und andere Lehrmeister,
moderne Aufklärer – von Platon
über Konfuzius bis Kant – formu-
lierten zeitlose Tugenden zum
Wohle des Menschen. Neuhofer
hat sie auf dem Johannesweg zu
neuem Leben erweckt. 

Die Mühlviertler Alm mit ihren
sanften Hügeln ist wie geschaffen
für innere Einkehr. Im Wechsel
von Wald, Wiesen und Feldern

mit weit auseinanderliegenden
blitzsauberen Gehöften und auf-
geräumten Dörfern, bodenständi-
gen Bewohnern, an deren Dialekt
selbst Österreicher verzweifeln,
wenig Touristen, über weite Strek-
ken menschenleer, kann hier ein
jeder die Seele baumeln lassen.
Wer in dieser Bilderbuchland-
schaft nicht zur Ruhe kommt,
schafft es nirgendwo. 

Ein Spaziergang ist der Johan-
nisweg jedoch nicht. Die Mühl-
viertler Alm ist zwar nur ein
Mittelgebirge in der Alpenrepu-
blik, dafür aber eines, dessen
Hügelland zwischen 500 und
1000 Metern schwankt. Mit ande-

ren Worten: Es geht ständig berg-
auf und bergab. Dass neben
Humor, Geduld, Mut, Großzügig-
keit, Toleranz, Bescheidenheit,
Hilfsbereitschaft, Gastfreund-
schaft, Mäßigung auch Körper-
training zum Meditationspro-
gramm gehört, braucht daher auf
keiner Tafel extra vermerkt zu
werden. Wer hier keine trainier-
ten Waden hat, macht schon nach
den ersten Kilometern schlapp.

Damit würden dem Wanderer
viele Naturschönheiten in diesem
speziellen Gneis- und Granit-
hochland entgehen: Bäume und
Büsche, die aus dem Fels zu
wachsen scheinen, malerische

Waldbäche, die sich in sanften
Schluchten ihr Bett im Gestein
suchen und alle Arten von Wild-
blumen, die diesen intakten Na -
turraum mit bunten Farbklecksen
überziehen. Der gesundheitsbe-
wusste Pilger wird im Sommer
umflattert und umsummt von
Schmetterlingen und Bienen, die
sich zwischen der Blütenfülle im
Wald, auf den Wiesen und in den
Gärten entscheiden müssen. Sel-
ten bereitet die Natur ihnen ein
derartiges Luxusproblem wie hier.

Nebeneffekt des felsigen Unter-
grunds sind trockene Wege, auf
denen Pfützen und Matsch keine
Chance haben. Die guten Wege

haben aus der Mühlviertler Alm
nicht nur ein Wander-, sondern
auch ein Reitparadies mit 700
Kilometern markierter Reitwege
gemacht. Es ist das größte Wan-
derreitgebiet Europas. Dazu gibt
es die passende Infrastruktur:
über 100 gut trainierte Verleih-
pferde, 50 Rast- und Beherber-
gungsbetriebe mit 320 Gästebet-
ten, in denen der müde Reiter
übernachten kann, samt Boxen
und Weideplätzen für die Pferde. 

Nach dem Erfolg des Johannes-
weges wurden dessen zwölf Sta-
tionen im Juli 2018 auch mit dem
110 Kilometer langen Johannesritt
als Pilgerweg im Sattel erschlos-

sen. Dabei begegnen sich Wande-
rer und Reiter nur an den Statio-
nen. Für die Pferde entstanden
nagelneue „Parkplätze“. Solide
Balken mit Ringen zum Anbinden
der Vierbeiner. Und während sich
der Reiter per pedes auf den Weg
zur Johannessäule macht, knab-
bern die Pferde zufrieden an den
Gräsern des Waldbodens.

„Humor soll dein Leben beglei-
ten, denn er beflügelt deinen
Geist und erfreut die Gesell-
schaft“ ist die erste Botschaft, mit
der Neuhofer den Wanderer an
der Engelskapelle bei Pierbach
auf den Weg schickt. Dazu
schmeckt der Schluck aus dem
nahen Johannesbrunnen auf dem
Hof der Familie Irxenmayer mit
seiner Quelle des Lebens. Ob
Herrgottsitz oder Gipfelkreuz,
Galgen oder Kapelle, Kreuzweg
oder Heilquelle – die Stationen
sind so unterschiedlich wie die
Weisheiten, die bei ihnen verkün-
det werden. Jeder Aufstieg lohnt,
denn am Blick über die Hügel bis
zu den fernen Alpen kann man
sich gar nicht satt sehen. 

Anfang und Ende des Johannes-
weges liegen dicht beieinander.
Wer den Marsch durch die Statio-
nen geschafft hat, sollte – so Neu-
hofer – genug neue innere Kraft
für ein gesundes und zufriedenes
Leben bis ins hohe Alter getankt
haben. Mit dem Rat „Der Schlüs-
sel zum gesunden Altern liegt in
deinem Alltag“ schließt sich der
Kreis. Wer es nachprüfen will,
sollte sich auf den Weg machen.

Helga Schnehagen

Info: Mühlviertler Alm, Markt 19,
A–4273 Unterweißenbach, Tele-
fon (0043) 79567304-0, E-Mail: 
office@muehlviertleralm.at, Inter-
net: www.muehlviertleralm.at.
Speziell für Reiter, E-Mail: pfer-
dereich@muehlviertleralm.at,
Internet: www.pferdereich.at

Spaziergang ins gesunde Leben
Spanien hat seinen Jakobsweg, das oberösterreichische Mühlviertel seinen Johannesweg – Hier pilgert man auch hoch zu Ross

Pilgerstation zum Erfrischen von Leib und Seele: Der Johannesbrunnen und die Engelskapelle bei Pierbach Bild: Mühlviertler Alm

Schöner warten
Blickfang an Landstraßen in Osteuropa – Bushaltestellen als Kunst

Konnichiwa! So wird man
dieses Wochenende in
Frankfurt am Main be -

grüßt. Denn vom 17. bis 19. August
findet auf dem am südlichen
Mainufer gelegenen Walther-von-
Cronberg-Platz ein Japan-Festival
statt. Das Land der aufgehenden
Sonne stellt sich in der Main-
Metropole zum ersten Mal mit
einem großen Fest allen Japan-
Interessierten vor, die auf den all-
zufernen Osten neugierig sind,
denen eine Reise dorthin aber
vielleicht zu aufwendig ist. 

Veranstaltet von der Agentur-
Main Matsuri finden auf mehre-
ren Bühnen Tanz- und Musikvor-
stellungen statt. Dazu gibt es
einen Markt mit japanischen Spe-
zialitäten sowie Arbeitsgruppen
und Vorträge. Die Besucher sollen
so gemeinsam die Vielfalt des
Lands des Lächelns erleben und
sich von den bunten Traditionen
Japans verzaubern lassen. Das
Land begeistert durch uralte Tee-
zeremonien, prachtvolle Tempel
und einen abwechslungsreichen
Mix aus modernem Stadtleben
und futuristischer Technik. 

Das Festival schafft einmalige
Reiseinspirationen für alle Sinne
und lädt dazu ein, Japan aus
neuen Perspektiven kennenzuler-
nen. Daher wird das Festival auch
vom Kieler Reiseveranstalter
Gebeco unterstützt: „Dank unse-
rer 40-jährigen Erfahrung können
wir Kunden einzigartige Japanrei-
sen anbieten und freuen uns,
bereits hier vor Ort in Deutsch-
land einen ersten Vorgeschmack
geben zu können und echte Reise-

vorfreude zu wecken“, sagt Tho-
mas Bohlander, Geschäftsführer
bei Gebeco.

Neben nützlichen Reise-Ideen
wartet auf die Besucher ein
umfangreiches Programm. Die
Bühne gehört der Rock Band
„Kao+S Art“, den Shamisen-Spie-
lerinnen „Kitamura Sisters“, dem
„Taiko-Spieler“ Ichitaro sowie
einer 30-köpfigen Stepdance-
Gruppe mit Tänzern aus dem

international äußerst erfolgrei-
chen Film „Zatoichi – Der blinde
Samurai“ des japanischen Star-
Regisseurs und Schauspielers
Takeshi Kitano.

Als besonderen Höhepunkt hat
Gebeco mit Unterstützung der JF
Tours Innovation den Schriftstel-
ler Dennis Gastmann eingeladen.
Alle Japan-Fans dürfen sich auf
eine spannende Lesung aus sei-
nem Buch „Der vorletzte Samu-
rai“ freuen. Gemeinsam mit sei-

ner Frau Natsumi, die aus einer
alten Samurai-Familie stammt,
bereiste der Deutsche Gastmann
den ganzen Inselstaat. Nach sei-
ner Lesung beantwortet der Autor
alle Fragen über Rätsel, Regeln
und Rituale Japans. Lesehungrige
Japan-Freunde sind eingeladen,
am Sonnabend um 11 Uhr oder
am Sonntag um 14 Uhr in der
Metzler Lounge an der Lesung
teilzunehmen. Die Teilnahme am

gesamten Japan-Festival und der
Lesung ist kostenfrei. Wegen des
zu erwartenden Andrangs werden
Interessenten gebeten, sich für die
Lesung per E-Mail (marketing -
@gebeco.de) oder telefonisch
(0431/54460) anzumelden. Gebe-
co bietet darüber hinaus Anfang
Oktober mit „Japan kompakt“
eine zehntägige Erlebnisreise
nach Japan an. Informationen
dazu gibt es im Internet unter:
www.gebeco.de/2373002. H. Tews

Samurais am Mainufer
Frankfurt am Main kommt einem dieses Wochenende japanisch vor

Flug- oder Zugreisende wer-
den sie nicht sehen. Wer
hingegen durch die ehema-

lige Sowjetunion mit dem Auto
über die oft schlechten Landstra-
ßen fährt, der wird die überra-
schenden Begleiter am Straßen-
rand wahrnehmen. Zuerst wird er
sich womöglich ob der bunten
Vielfalt wundern, mit der Zeit
wird er dann aber vermutlich
regelrecht darauf warten, deko-

rierte Mosaik-Bushaltestellen an
seiner Route zu entdecken. 

In der Sowjetunion entstanden
vor allem in der zweiten Hälfte
der Ära Breschnew, in den späten
1970er und frühen 1980er Jahren,
individuell geschmückte Bushal-
testellen. Vor allem in der Ukraine
und in Georgien sind noch heute
zahlreiche der kunstvoll gestalte-
ten Kleinarchitekturen erhalten,
in Kasachstan trifft man auch auf
Beton-Skulpturen, im Baltikum

auf Holzhütten. Architekten und
Künstler gestalteten damals tau-
sende Haltestellen im gesamten
Reich – und jede ist anders. Ver-
mutlich war es das zumindest flä-
chenmäßig größte Kunstprojekt,
das je realisiert worden ist. 

Was war der Zweck der Gestal-
tung, weshalb wurde dieser Auf-
wand getrieben? Bis heute ist das
Thema kaum wissenschaftlich
aufgearbeitet worden. Bemer-

kenswert ist, dass die Haltestellen
eher nicht der Propaganda dien-
ten. Man findet nur sehr selten
Busstationen mit rotem Stern
oder einem stilisierten Lenin. 

Die Mosaike zeigen stattdessen
regionale Muster (beispielsweise
die typischen Osterei-Dekoratio-
nen in der Ukraine), heimische
Tiere, benachbarte Burgen und 
– das mag im gleichmachenden
System der Sowjetunion überra-
schen – lokale Völker. So beglei-

ten an der Landstraße von Ivano
Frankiwsk nach Tschernowitz
mehrere Haltestellen den Weg,
die das Karpatenvolk der Huzulen
thematisieren. Die Huzulen sind
an ihrer Tracht und an den
Musikinstrumenten erkennbar. 

In der nordwestlichen Ukraine
haben Künstler an der Strecke
von Lemberg nach Luzk Bushalte-
stellen geschaffen, die den franzö-
sischen Kubismus zitieren. Man
mag ein wenig die Anregungen
Picassos, der auch in der Sowjet-
union verehrt wurde, spüren. 

In den Staaten der ehemaligen
Sowjetunion finden die Mosaik-
Bushaltestellen heute wenig Be -
achtung. Erst die Neugier west-
licher Reisender – mehrere Bild-
bände sind inzwischen zu den
dekorierten Häuschen erschienen
– weckt auch vor Ort allmählich
das Interesse an den Mosaiken.
Doch trotz der aus dem We sten
kommenden Touristen und trotz
neuer Internet-Seiten, die in
ersten Ansätzen den Bestand
dokumentieren, befinden sich
viele Mosaik-Haltestellen in
einem traurigen Zustand. An eini-
gen lösen sich die Mosaik-Steine
bereits von den Wänden, in ande-
ren werden die Bilder überklebt
oder gar mit Graffiti besprüht. 

Bei Straßenbaumaßnahmen
wurden in jüngster Zeit immer
wieder Haltestellen, die einer Ver-
breiterung im Wege standen,
abgerissen. Die kunstvoll deko-
rierten Kleinarchitekturen, die es
so nirgendwo sonst auf der Welt
gibt, sind in ihrem Bestand be -
droht. Nils Aschenbeck

Verfallende Kunst: Haltestelle zwischen Lemberg und Luzk Geishas dürfen beim Japan-Fest nicht fehlen Bild: Gebeco

LE B E N S ST I L
B

ild
: A

sc
h

en
b

ec
k



22 Nr. 33 – 17. August 2018  

In seiner Biografie „Leonard Bern-
stein: Der Charismatiker“ be-

schreibt der Musikhistoriker Sven
Oliver Müller das überreiche Leben
der vor 100 Jahren geborenen Aus-
nahmepersönlichkeit (siehe PAZ
Nr. 34), wobei er die schwierigen
Aspekte nicht verschweigt: Eitelkeit,
Arroganz, erotische Exzesse, den
Hang zu Zigaretten und Alkohol, die
innere Vereinsamung der späten
Jahre. Sie sind gewissermaßen die
Kehrseiten dieses Charismatikers,
der die Welt der Musik verändert
hat. Das Jubiläumsjahr wird Gele-
genheit bieten, noch viele Facetten
des Maestro zu entdecken.

Darüber hinaus hat Leonards
Sohn Alexander zusammen mit
SHMF-Festival-Intendant Christian
Kuhnt den Bildband „I fell in love
with Schleswig-Holstein“ initiiert,

der die enge Verbindung seines Va-
ters zum Land zwischen den Mee-
ren und zum Schleswig-Holstein-
Musik Festival im Fokus hat. Gezeigt
werden unveröffentlichte Fotos von
Bernstein als empathischen Päda-
gogen, aber auch im vertrauten Ge-
spräch mit Zeitgenossen wie Hel-
mut Schmidt. Der Band ist in deut-
scher und englischer Sprache er-
schienen. „Für beide Seiten wurde
die Begegnung zwischen gefeiertem
Weltbürger und ländlichem Charme
zu einem epochalen Ereignis. Der
Künstler fand die ersehnte Ruhe,
und das nördlichste Bundesland
stand plötzlich mit einem neu ge-
gründeten Festival im Rampenlicht
der internationalen Musikwelt,“ so
der Herausgeber. Andreas Guballa

Schwarze Fahnen wehen an
der Ruhr nicht. Dabei wäre
der Anlass gegeben, denn

zum Jahresende läuft in Deutsch-
land der Steinkohlebergbau end-
gültig aus. Dann ist eine große Ära
deutscher Industriegeschichte zu
Ende. Merkwürdig ist, dass dies
der Öffentlichkeit kaum bewusst
ist, ja, dass es auch niemanden
mehr  – selbst im Ruhrgebiet –
wirklich interessiert. Die großen
Schlachten sind längst geschlagen,
wo Zechen und Fördertürme blei-
ben, werden sie zu Museen und
Schauobjekten. 

Dem an der Universität Freiburg
lehrenden Wirtschaftshistoriker
Franz-Josef Brüggemeier kommt
das Verdienst zu, den überfälligen
Nachruf zu schreiben. Dabei be-
schränkt er sich nicht auf Deutsch-
land, sondern nimmt die Steinkoh-
leförderung in ganz Europa seit
Mitte des 18. Jahrhunderts in den
Blick. Das Buch „Grubengold“ ist
ein großer Wurf, es deckt alle Fa-
cetten des Bergbaus ab. Brügge-
meier berücksichtigt gleicherma-
ßen die unglaubliche Entwicklung
der Technik, behandelt speziell die
Montanwirtschaft, um dann seine
Industriegeschichte (fast zwangs-
läufig) in eine allgemeine politi-
sche Geschichte münden zu lassen,
geht auf soziale Aspekte des Berg-
baus ein, in seinen Anfängen zu-
mal die skandalöse Kinderarbeit,
die Härte der Arbeit unter Tage mit
ständiger Gefährdung der Bergleu-
te durch Einstürze, Wassereinbrü-
che und Explosionen, sowie
Zwangsarbeit in den beiden Welt-
kriegen – das alles ist hochkonzen-

triert geschrieben und zugleich so
verständlich, dass der Leser fast
atemlos von Seite zu Seite eilt.

„Kohle hat unsere Welt verän-
dert, im Positiven wie im Negati-
ven“, schreibt er gleich zu Beginn.
In der Tat, die Kohlegewinnung
war es, die die Industrialisierung
vorantrieb und Europa seit dem 19.
Jahrhundert einen uneinholbaren
Vorsprung vor den großen Mäch-
ten Asiens und Lateinamerikas si-
cherte. Europa
hatte jetzt genü-
gend Energie, um
leistungsfähige
andere Industrien
aufzubauen, ins-
besondere Eisen und
Stahl, später dann auch die chemi-
sche Industrie, als es gelang, aus
der Steinkohle immer mehr Roh-
stoffe herauszufiltern. Wie so oft,
war auch hier der Krieg ein Motor,
als es beispielsweise den Deut-
schen 1940 gelang, aus Kohle Ben-
zin zu filtern, wodurch eine ausrei-
chende Versorgung von Heer und
Luftwaffe gesichert war.

Kohleförder- und Kohleexport-
land war unbestritten Großbritan-
nien, wo schon um 1800 industrie-
mäßig Kohle abgebaut wurde. An
zweiter Stelle stand Deutschland,
weitere Großproduzenten waren
Frankreich, Belgien und das Do-
nezbecken. Brüggemeier geht all
diese Länder chronologisch durch
und zeigt die unterschiedlichen
Entwicklungen. Überall war der
Bergbau klassenkämpferisch ge-
prägt. Einer selbstbewussten Ar-
beiterschaft standen harte, gegenü-
ber gewerkschaftlichen Forderun-

gen kompromisslose Eigentümer
gegenüber. Die zahllosen Streiks in
allen Ländern wurden mit großer
Erbitterung ausgefochten (in Erin-
nerung bleibt der ruinöse Streik in
England zwischen der Regierung
unter Margret Thatcher und den
Bergarbeitern unter Arthur Scar-
gill). Oft genug zogen dann aller-
dings doch die Bergleute den Kür-
zeren. 

Das Ende kam dann ziemlich ab-
rupt. Seit den
1960er Jahren
verdrängten Er-
döl und Erdgas
mehr und mehr
die Kohle, das

große Zechenster-
ben an Ruhr und Saar begann, und
alle herzbewegenden Demonstra-
tionen und Appelle halfen letztlich
nichts. Bund und Länder haben
seitdem über 200 Milliarden Euro
an Subventionen und Übergangs-
hilfen gezahlt. Immer wieder ist di-
skutiert wor-
den, ob man
das nicht alles
billiger und vor
allem früher
hätte haben
können. 

Es ist ein
hochspannen-
des Tableau,
das der Autor
hier ausbreitet,
nüchtern und
ohne Nostalgie,
was der ganzen
Darstellung zu-
gutekommt. An
manchen Stel-

len denkt man, er hätte vielleicht
doch noch etwas mehr die sozialen
Aspekte berücksichtigen können,
denn solche „Maloche“ wie im
Bergbau gibt es in der Tat nur in
wenigen anderen Berufen. Nicht
von ungefähr mussten noch in un-
serer Zeit viele Bergleute aus ge-
sundheitlichen Gründen vorzeitig
ausscheiden. 

Im Ruhrgebiet haben sich dieser
Tage 17 Museen zu einem Mam-
mutprojekt „Kunst und Kohle“ zu-
sammengeschlossen, um Abschied
zu nehmen. Am 31. Dezember wird
man im Fernsehen noch einmal ei-
ne Bergmannskapelle aufziehen
sehen, dann werden die restlichen
3500 Bergleute entweder in Rente
gehen oder  in andere Berufe
wechseln. Es bleibt die Braunkoh-
le, die nach wie vor im Rheini-
schen Revier und in der Lausitz ab-
gebaut, über deren Ende aber in-
zwischen ebenfalls heftig gestritten
wird. Dirk Klose

Können wir „Greta“ lesen?“
„Greta“, so wurde das Kin-
derbuch „Wenn Glühwürm-

chen morsen. Fantastische Ge-
schichten“ von Fernsehmoderator
Ralph Caspers, bekannt durch
„Wissen macht Ah!“ oder „Die
Sendung mit der Maus“, beim Vor-
lesen genannt. Greta ist ein ganz
normales Mädchen und seine Fa-

milie besteht aus ihren Eltern, ih-
rem kleinen Bruder und einer Kat-
ze. Sie erlebt ganz normale Dinge:
Umzug, Nachbarn, Zähneputzen.
Aber immer ist etwas Quatsch da-
bei. So geht ein Brotteig beispiels-
weise so stark auf, dass er das gan-
ze Haus ausfüllt und darin bäckt,

weil der Tag so heiß ist. So muss
die Familie mitsamt den Nachbarn
das Haus leer essen. Und dazu
feiern sie spontan ein Sommerfest.
Oder ein Superdünger lässt die
Pflanzen im Vorgarten dermaßen
wachsen, dass dort ein richtiger
Urwald entsteht. 

Dieser „Quatsch“ macht viel
Spaß und ganz nebenbei lernen
die Zuhörer et-
wa, dass ein
Brotteig auf-
geht, dass sie
bei Erdbeben
aus dem Haus
gehen sollen,
was eine Mö-
biusschleife ist,
dass man sich
zwei mal zwei
Minuten am
Tag die Zähne
putzen soll
oder dass die
Schwerkra f t
bewirkt, dass

Dinge auf den Boden fallen. Die
40 von Ulf K. schön bebilderten
Buchkapitel sind so kurz, dass
man auch gerne ein Zweites zum
Einschlafen oder einfach zwi-
schendurch vorlesen mag. Einzi-
ger Kritikpunkt: Ein weiterer Kor-
rekturdurchgang hätte zwei Kapi-
teln gutgetan.

Christiane Rinser-Schrut

Thea Dorn erkundete 2011 in
ihrer enzyklopädischen Kul-
turgeschichte zusammen mit

Richard Wagner „Die deutsche See-
le“. Mit ihrem Buch „Deutsch, nicht
dumpf. Ein Leitfaden für aufgeklär-
te Patrioten“ schaltet sich die
Schriftstellerin und Moderatorin in
die politisch aufgeheizte Debatte
über deutsche Kultur und Identität
ein, die oft unsachlich geführt wird
und mit Ignoranz gegenüber der hi-
storischen Entwicklung des Ver-
leugneten oder Verkannten. 

Dorns Beitrag ist eine anregende
und gescheite politische Streit-
schrift, mit der sie ihr außerordent-
liches Talent zu argumentieren und
mit Wortwitz genüsslich zu fabulie-
ren unter Beweis stellt. Viele Publi-
zisten sehen in der D-Debatte ein
heißes Eisen, das man besser links
liegen lässt. Dorn hält das für

falsch. „Denn wenn in einer media-
len Öffentlichkeit strukturell partei-
isch geurteilt wird …, gerät eine Ge-
sellschaft in Schieflage“, warnt sie. 

Gerade weil heute beinahe jeder
unter „Deutschland“ etwas anderes
verstehe und Begriffe wie „Leitkul-
tur“, „Deutsche Kultur“, „Europa“,
„Heimat“, „Nation“ und „Identität“
zum Auslöser von Streit und An-
feindungen geworden sind, hat sich
die Autorin der anspruchsvollen
Aufgabe einer grundlegenden Klä-
rung und Wertung von Vorstellun-
gen und Inhalten dieser verhassten
oder auch hoch gehaltenen Begriffe
gewidmet, die immer mehr zu
Schlagwörtern degradiert wurden. 

Zunächst, wie sie betont, müsse
erst klargestellt werden, worüber
wir überhaupt reden. Ihren Maß-
stab hat sie hoch angesetzt: Man
dürfe, um den Bedeutungsinhalt

des „Deutschen“ im 21. Jahrhundert
neu zu beleben, die Komplexität
nicht unterbieten, die Thomas
Mann mit seiner vielschichtigen
Diagnose von 1945 in seinem Es-
sayband „Deutschland und die
Deutschen“ vorgegeben habe. Da-
bei bewege man sich „auf einem
schmalen Grat“, da wir als Deut-
sche aufgrund unserer jüngeren
Geschichte nicht mehr unbefangen
mit den Worten „Heimat“ und Iden-
tität“ umgehen könnten. 

Entlang ihrer Ausführungen
greift die sich als konservativ be-
zeichnende Autorin aktuelle gesell-
schaftliche Phänomene auf und
durchforstet die Schriften promi-
nenter und wenig bekannter Auto-
ren an den Schnittstellen zwischen
Philosophie, Politik, Psychologie
und Kulturgeschichte. Durchge-
hend nimmt sie sich die Freiheit zu

loben oder zu tadeln, nie entlässt
sie ihre Leser, ohne ihnen ihre
wohlabgewogene Wertung mit auf
den Weg zu geben. Gelegentlich
muss sie bekennen, nicht mit einer
allgemein gültigen „Erzählung“ auf-
warten zu können, so etwa bei dem
vielschichtigen Thema „Europa“,
das mitunter als Totschlagargument
gegen „nationale Lösungen“ her-
halten muss. 

Es scheint, als habe sich die
„Konservative“ dem linksliberalen
Spektrum und einem nationalskep-
tischen Publikum als unverdächtig
präsentieren wollen, anders lassen
sich die mit politisch korrekter Zu-
rückhaltung vorgebrachten Fragen
„Dürfen wir unser Land lieben?
Dürfen wir es gar Heimat nennen?“
nicht erklären, mit denen sie sich
eingangs unnötigerweise „ver-
zwergt“. Vereinfachende Zuord-

nungen wie „links“ und „rechts“
vermeidet sie, greift sich dafür un-
ter den politischen Parteien und
Lagern gezielt immer wieder die
AfD und auch Alexander Gauland
persönlich als Angriffsziel heraus.
Bei der AfD konsta-
tiert sie eine negative
Entwick-lung und
hat diese Partei abge-
schrieben. Womög-
lich erschien es ihr
zweckdienlich, sich
von einer Strömung
abzusetzen, mit der
sie gewisse Schnitt-
mengen verbinden.
Einer der Kernsätze
ihrer Plädoyers für
einen aufgeklärten
Patriotismus lautet:
Die Menschheit dür-
fe im 21. Jahrhundert

nicht abermals einen Gegensatz
zwischen Zivilisation und Kultur
konstruieren. Menschsein bedeute,
sich im Spannungsfeld zwischen
diesen beiden Polen voll zu entfal-
ten. Dagmar Jestrzemski

Gödölló, eine Kleinstadt zur
Zeit kurz vor und nach der
„Wende“: Die Autorin Noe-

mi Kiss, die in der Nähe von Buda-
pest lebt, entwirft in ihrem Roman
„Dürre Engel“ ein Bild von Ungarn
in den 80er und 90er Jahren, in de-
nen junge Menschen wie ihre Pro-
tagonistin Livia, eine 40-jährige
Lehrerin, mit der allseits gegenwär-
tigen Korruption konfrontiert sind.
Sie sehen, wie Altkader – wie der
Schuldirektor ihrer Schule – bei der
Erfüllung von EU-Vorschriften
schummeln. Auch das Rollenver-
hältnis zwischen Mann und Frau
bleibt das alte. Viele suchen ihr
Glück im Ausland. 

Auf der Flucht vor ihrem gewalt-
tätigen Mann und aus Enttäuschung
über ihre Kinderlosigkeit versuchte
auch Livia ihr Glück in Deutsch-
land, kehrte aber schnell zurück.
Nach ihrer Rückkehr erfährt sie,
dass ihr Mann Öcsi, ein erfolgrei-
cher Sportler, ein Doppelleben
führte und ein Kind mit einer ande-

ren Frau hat. Die Situation eskaliert,
und Livia ersticht ihren Mann im
Affekt. Nach einem erlittenen Herz-
infarkt wartet sie im Krankenhaus
auf ihren Prozess. Zwischen Pani-
kattacken und Dämmerzustand lässt
sie ihr Leben Revue passieren, fragt
sich, an welchem Punkt die große
Liebe zu ihrem Mann in Hass um-
kippte. 

Nur bruch-
stückhaft und
mosaikartig er-
fährt der Leser
die näheren Um-
stände, die zu
der Tat führten:
Livia plagen von
Kindheit an
Selbstzweifel. Sie
empfindet es als
großes Glück,
dass ausgerech-
net sie Öcsi, den
allseits beliebten
Star, für sich ge-
winnen konnte.

Doch nach der Hochzeit beginnen
die Gewalttätigkeiten. Verzweifelt
hält die junge Frau an ihrem Kin-
derwunsch fest, flüchtet sich in se-
xuelle Beziehungen, die zur Selbst-
zerstörung führen. 

Insgesamt poetisch und interes-
sant erzählt, enthält das Buch zu-
weilen doch auch Längen. MRK

BÜ C H E R I M GE S P R Ä C H

Grundstock der
Industrialisierung

Entwicklung des Steinkohlebergbaus in Europa

Autorin liefert gescheite politische Streitschrift und grenzt sich von der AfD ab

Fantastisches für Zwischendurch Schicksal im Ungarn der »Wendezeit«

Franz-Josef Brüg-
gemeier: „Gruben-
gold. Das Zeitalter
der Kohle von
1750 bis heute“,
C.H. Beck Verlag,
München 2018,
gebunden, 456 Sei-
ten, 29,95 Euro

Sven Oliver Müller: „Leonard
Bernstein: Der Charismatiker“,
Reclam Verlag, Dietzingen,
2018, gebunden, 302 Seiten,

28 Euro

Thea Dorn:
„ D e u t s c h ,
nicht dumpf.
Ein Leitfaden
für aufgeklär-
te Patrioten“,
Knaus Verlag,
M ü n c h e n
2018, gebun-
den, 336 Sei-
ten, 24 Euro

Noemi Kiss: „Dür-
re Engel. Roman“,
E u r o p a v e r l a g ,
München 2018,
gebunden, 294 Sei-
ten, 22,90 Euro

Ralph Caspers:
„Wenn Glühwürm-
chen morsen. Fan-
tastische Ge-
schichten“, Thie-
nemann-Esslinger
Verlag, Stuttgart
2018, gebunden,
159 Seiten, 13,99
Euro

»Quatsch«, der

Spaß macht und

auch lehrreich ist

Christian Kuhnt: „I fell in love
with Schleswig-Holstein“,
Wachholtz Verlag, Neumünster
2018, gebunden, 160 Seiten,

39,90 Euro

Zweimal Leonard Bernstein
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Zahlen und Lügen
Was man mit Statistik alles machen kann, warum Juden keine Ahnung haben, und wer der

SPD den Nachruf schreiben sollte / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Da haben wir uns zu früh
gefreut. Eben noch stan-
den wir voller Entzücken

vor der sorgsam eingefädelten
Anti-Rassismus-Kampagne unter
der Parole „MeTwo“. Doch kaum
hatte der Feldzug Fahrt aufgenom-
men, ist er in der leidigen Debatte
um sprunghaft gestiegene Kinder-
geldzahlungen ins Ausland ver-
sackt. Zahlungen, die nicht nur
völlig überhöht sind, sondern zu
einem Gutteil auch glatt ergaunert
werden.

Was das eine mit dem anderen
zu tun hat? In der Sache: wenig
bis nichts. Aber in der Aussage:
alles. Denn es geht schließlich um
die Zweiteilung der Welt in schul-
dige Deutsche und unschuldige
Ausländer, die unter den Deut-
schen leiden müssen. Nun stehen
die Deutschen plötzlich als Opfer
da. Opfer einer unsinnigen, poli-
tisch aber gewollten Regelung
und bandenmäßig organisierter
Ausländer, die ihnen dreist in die
Tasche greifen.

Es ist zum Haareraufen, genau
dieses Bild sollte doch mit allen
Mitteln vermieden werden! Nun
heißt es, schnelle Abhilfe zu
schaffen, indem man den Skandal
so gründlich wie möglich zerre-
det. Schon rechnen die Findigen
uns vor: Zwar würden mittlerwei-
le 600 Millionen Euro Kindergeld
ins Ausland fließen, aber das
seien ja nicht einmal zwei Prozent
des gesamten Kindergeld-Etats.

Ein famoses Argument, mit dem
man selbst gröbste Übeltaten kurz
und klein faseln kann. Ein
Mensch ist ermordet worden?
Läppisch, die anderen sieben
Milliarden leben ja noch. Außer-
dem ist die große Mehrheit der
Menschheit friedlich, weshalb
selbst eine steil ansteigende Zahl
von Morden nicht aufgebauscht
werden darf.

Zahlen müssen ohnehin erst
mal richtig ausgewählt und be-
wertet werden, damit sie politisch
auch in die richtige Richtung zie-
len. Ulla Jelpke von der Linkspar-
tei hat solche Zahlen gefunden,
nämlich die über Attacken auf
Asylsucher. Sie spricht von einem
unerträglichen Zustand, an dem
auch AfD und CSU mitschuldig
seien wegen ihrer alltäglichen
Hetze und der negativen Themati-
sierung von Zuwanderung. Nun
sollte man sich die Zahlen nicht

allzu genau ansehen, sonst gerät
die erwünschte Botschaft nämlich
gehörig ins Wackeln. Ja, Asylsu-
cher erleiden oft Verbrechen. Je-
doch waren bei Straftaten, denen
Asylsucher 2017 zum Opfer fie-
len, nur 15 Prozent der Tatver-
dächtigen Deutsche. Demnach ha-
ben zu 85 Prozent andere Zuwan-
derer den „unerträglichen Zu-
stand“ herbeigeführt, der Frau
Jelpke dermaßen erschüttert. Die
Daten stehen im „Bundeslagebild
2017“ des BKA.

Umgekehrt sieht es übrigens
anders aus. Bei Straftaten von Zu-
wanderern waren 41 Prozent der
Opfer Deutsche, bei Sexualdelik-
ten von Immigranten sogar 72
Prozent. „Uner-
träglicher Zu-
stand“? Ulla
Jelpke schweigt.

Muss sie gar
nicht. Stattdes-
sen könnte sich
die rührige Ge-
nossin doch ein-
fach anderen
Zahlen zuwen-
den, die ihr viel besser passen
werden. Nach Auskunft der
Bundesregierung waren 87 Pro-
zent der antisemitischen Strafta-
ten im ersten Halbjahr 2018
rechtsextremistisch motiviert,
nämlich 349 von 401.

Also nix da mit „importiertem
Judenhass“, der mit muslimischen
Immigranten nach Deutschland
kommt! Fast alles Nazis! Merkwür-
dig ist bloß, dass sich die Erfah-
rungsberichte von Juden so völlig
anders anhören, als es die bundes-
amtlichen Zahlen gebieten. Da-
nach ist der aktuell erlebte Antise-
mitismus in Deutschland beinahe
durch die Bank islamischer Her-
kunft, insbesondere der gewalttäti-
ge. Michael Wolffsohn spricht hin-
sichtlich der offiziell verbreiteten
Zahlen über die Abkunft der zeit-
genössischen Judenhasser in
Deutschland sogar von „Lüge“. 

Aber was wissen Juden schon
von Judenhass? Den zu beurteilen
sollen sie mal bitte schön unseren
Statistiksalons überlassen. Die ha-
ben einen ausgefuchsten Weg ge-
funden, wie man die nackten Da-
ten in die erhoffte Richtung fri-
siert. Es ist ganz einfach: Jede
antisemitische Straftat, deren Ur-
heber nicht zweifelsfrei ermittelt
werden kann, buchen sie automa-

tisch auf das Konto „Rechtsextre-
mismus“. Sobald also ein Dschi-
hadist unerkannt aus der Menge
heraus „Juden ins Gas“ brüllt und
in der Nacht darauf ein Haken-
kreuz an die jüdische Schule
schmiert, ist der deutsche Rechts-
extremismus wieder um zwei Ta-
ten gefährlicher, haben die Immi-
granten zwei neue Gründe, sich
vor dem Rassismus der Deut-
schen zu fürchten und gibt es
zwei weitere Argumente, warum
mehr Steuergeld in den linksex-
tremen Kampf gegen Rechts inve-
stiert werden muss.

Im Grunde können sich unsere
deutschen Judenhasser den gan-
zen Ärger mit dem selber Schmie-

ren und Brüllen
sparen. Das erle-
digen hilfreiche
Hände für sie,
welche in immer
größerer Zahl
ins Land strö-
men. Und je we-
niger Schmierer,
Brüller und
Prügler die Poli-

zei ermitteln kann, desto breiter
darf die Nazibrust anschwellen
angesichts der ansteigenden „Er-
folgsquote“, wenn doch jeder un-
aufgeklärte Fall bei den braunen
Buben verbucht wird.

Mit Zahlen zu schwindeln ist
eine leichte Übung. Wer Zweifel
hegt an „mit Zahlen belegten Fak-
ten“, der gilt als einer, der auch
abstreiten würde, das zwei plus
zwei vier ergibt. Also wahlweise
als Idiot oder als „Fake News“-
Hetzer. Erst wenn man die Zahlen
ein bisschen näher unter die Lupe
nimmt, ergibt sich manchmal ein
ganz anderes Bild als das poli-
tisch erwünschte.

Doch wer tut das schon? Thilo
Sarrazin ist so einer. Schon
„Deutschland schafft sich ab“ von
2010 war ein Statistikschinken
aus der Feder des zahlenverlieb-
ten Ex-Bundesbankers und Fi-
nanzsenators a.D. Übernächste
Woche erscheint sein nächster
Schocker unter dem Titel „Feind-
liche Übernahme: Wie der Islam
den Fortschritt behindert und die
Gesellschaft bedroht“. Die Stim-
mung steigt, die Verunsicherung
wächst und kriecht in alle Winkel
der politisch korrekten Republik.

Eine durch den „Presseklub“
gut bekannte freie Journalistin

versuchte es im ZDF-„Morgenma-
gazin“ mit kindlicher Beschwö-
rungstaktik: „Thilo Sarrazin muss
man nicht beachten.“ Dabei sah
sie aus wie einer, der sich die Fin-
ger in die Ohren steckt und laut
singt, weil ihn das Gebrüll des Lö-
wen so sehr ängstigt.

Sarrazin nicht beachten? Die
Sozialdemokraten, bei denen der
Autor ja immer noch Mitglied ist,
täten das allzu gern. Geht aber
nicht, schließlich werden sie dau-
ernd nach dem ärgerlichen Ge-
nossen gefragt. Die Partei hatte
schon 2010 versucht, den Unru-
hestifter hinauszuwerfen, war
aber vor Gericht gescheitert.

Besonders blöde wird die Sa-
che dadurch, dass der Inhalt des
Buches bis zum offiziellen Er-
scheinungsdatum, dem 30. Au-
gust, strenger Geheimhaltung
unterliegt. Selbst in der PAZ-
Redaktion weiß vorher nur der
Rezensent, was drin steht. Wenn
der was verrät, wird eine hohe
Geldstrafe fällig.

So sind die SPD-Granden dazu
verurteilt, heillos herumzueiern.
Der Vorsitzende der SPD-„Ar-
beitsgemeinschaft Migration“,
Aziz Bozkurt, murrt: „Wenn das
neue Sarrazin-Buch die gleiche
Qualität hat wie das alte, dann
würden wir das Ausschlussver-
fahren durchziehen wollen.“ Soll
wohl heißen: Wenn Sarrazin wie-
der den Sarrazin macht, dann
werden wir auch genau das ma-
chen, womit wir schon damals
baden gegangen sind. Zumindest
haben wir uns ganz fest vorge-
nommen, das zu wollen. 

Thilo Sarrazin selbst weiß ver-
mutlich gar nicht wohin vor die-
bischer Freude. Letztlich machen
die Sozen ja nichts anderes als
das, was sie am allerwenigsten
wünschen, nämlich unbezahlbare
Werbung für das neue Buch. Die-
ser Fluch klebt an allen unterge-
henden Machtsystemen: Was sie
auch tun, es wendet sich gegen
sie. Als Volkspartei ist die SPD
schon untergegangen. Wer sich
das Geflatter um ein noch gar
nicht bekanntes Buch ansieht,
mag sich kaum vorstellen, dass
der Laden noch lange existiert.
Vielleicht sollte ein talentierter
Autor schon mal mit dem Nachruf
auf die einst große Partei begin-
nen. Hätten Sie nicht Interesse,
Herr Sarrazin?

Deutsche Nazis 
können sich 

zurücklehnen. 
Ihre Arbeit machen

jetzt andere

ZUR PERSON

Hart gegen 
Terroristen

Zur Amtseinführung waren
Drohnen strikt verboten. Ko-

lumbiens neugewähltem Präsiden-
ten Iván Duque Márquez sollte
nicht Ähnliches widerfahren wie
wenige Tage zuvor Venezuelas Prä-
sidentem Maduro: ein Bombenat-
tentat aus der Luft. Kaum war der
Anschlag gescheitert, machte Ma-
duro Kolumbien für den Mordver-
such verantwortlich.

Für den konservativen Duque
war das kein guter Einstieg für ein
gutes nachbarschaftliches Verhält-
nis mit dem sozialistisch regierten
Venezuela. Diese diplomatische
Krise ist für Duque eher zweitran-
ging. Der 42-jährige Jurist, der in
der Geschichte Kolumbiens dessen
jüngster Präsident ist, wurde ge-
wählt, um im Inneren die in Süd-
amerika üblichen Probleme zu be-
wältigen: Korruption, Armut, Dro-
gen. Und er hat eine breite Masse
der Bevölkerung erreicht, die ge-
gen das 2016 ausgehandelte Frie-
densabkommen mit der Rebellen -
organisation FARC ist. Nicht jeder

ist damit einver-
standen, dass
ehemalige Gue-
rilleros, die mit
dafür verant-
wortlich waren,
dass es bei dem
jahrzehntelan-

gen Bürgerkrieg zu 220000 Toten
kam, straffrei ausgehen und man
den FARC-Verbrechern sogar noch
zehn Parlamentssitze zusicherte.

Vor den Wahlen hatte Duque
großspurig angekündigt, den Ver-
trag „in Stücke zu reißen“. Zuletzt
klang er moderater und kündigte
an, nur kleine Veränderungen vor-
nehmen zu wollen. Der Vater
dreier Kinder kennt sich in juristi-
schen Feinheiten gut aus. Jura hatte
er in Bogota und Wa shington/DC
studiert, wo er zeitgleich für die
Interamerikanische Entwicklungs-
bank tätig war. Dort wurde er vom
damaligen konservativen kolumbi-
anischen Präsidenten Uribe ent-
deckt, der sein Mentor wurde, der
den politisch unbedarften Duque
2014 zum Senator und in Windes-
eile jetzt zum Präsidenten geformt
hat. Der technokratisch orientierte
Ziehsohn wird nun beweisen müs-
sen, dass er Politik kann. H. Tews

Der frühere Bezirksbürger-
meister von Berlin-Neukölln,
Heinz Buschkowsky (SPD), ist
empört über die Aufnahme so-
malischer Piraten ins deutsche
Sozialsystem (die PAZ berichte-
te). In der „Bild“-Zeitung (7. Au-
gust) ärgert er sich:

„Was früher der sagenhafte
Schatz von Monte Christo war,
ist für Piraten heute das deut-
sche Sozialsystem. Keine Kiste
mit Gold, Diamanten und Edel-
steinen ist so kostbar wie die
Stütze, die der deutsche Steuer-
zahler somalischen Freibeutern
zahlt ... Eigentlich war der Über-
fall mit Kriegsgerät im Ergebnis
das, was für andere ein Sechser
im Lotto ist: die Fahrkarte nach
Deutschland ohne den Umweg
über eine Schleuserbande. Das
kann es doch einfach nicht
mehr sein: Prozess, Gefängnis,
Sozialleistungen, Versorgung.
Kosten ohne Ende und wieder
ein paar Schwerverbrecher
mehr im Land. Aber in unseren
Schulen regnet es durch und die
Straßen haben Löcher.“

Josef Seitz kritisiert auf „Fo-
cus-online“ (10. August), dass
jährlich bereits mehr als 600
Millionen Euro an Kindergeld
für im Ausland lebende Kinder
überwiesen werden:

„Wir lernen, und diese Lehre
ist nun wirklich nicht neu: Von
außen wird Deutschland gerne
wahrgenommen als ein ganz
wunderbares Bedien-dich-doch-
Land. Du musst dich nur beraten
lassen, du musst nur die richti-
gen Anträge stellen – und das
deutsche Sozialsystem wird zum
Füllhorn, das anderswo in Euro-
pa hilft, Vermögen aufzubauen.“

Der Hauptgeschäftsführer der
Bundesvereinigung Deutscher
Arbeitgeberverbände (BDA),
Steffen Kampeter, warnte im
„Handelsblatt“ (3. August) davor,
dass der deutsche Sozialstaat un-
bezahlbar werden könnte:

„Das Sozialbudget ist Doku-
ment der wachsenden Zukunfts-
vergessenheit deutscher Politik.
Der Sozial- und Umverteilungs-
staat wächst schneller als unsere
wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit. Man muss kein Prophet
sein: Das geht nicht lange gut.“

„NTV.de“ (9. August) zitiert
den Oberbürgermeister von  Du-
isburg, Sören Link (SPD), dem
die Probleme mit eingewander-
ten Zigeunern aus Südosteuropa
über den Kopf wachsen: 

„Wir haben derzeit rund
19 000 Menschen aus Rumänien
und Bulgarien in Duisburg, Sin-
ti und Roma. Vor knapp sechs
Jahren, 2012, hatten wir erst
6000 in Duisburg ... Ich muss
mich hier mit Menschen be-
schäftigen, die ganze Straßenzü-
ge vermüllen und das Ratten-
problem verschärfen. Das regt
die Bürger auf ... Die Bundesre-
gierung verschläft dieses Pro-
blem, sie muss endlich was da-
gegen tun, dass es Armuts-
flüchtlinge in Europa gibt.“

Die gezielte Kontrolle von Far-
bigen durch die Polizei sei nicht
rassistisch, sondern wegen vie-
ler illegaler Einwanderer auch
im Sinne gesetzestreuer Farbi-
ger, meint Marcus Franz in sei-
nem Blog „The Daily Franz“
(12. August):

„Durch die offizielle Leugnung
von Tatsachen wird das Ressen-
timent der Bürger befeuert, es
entstehen Ängste und ein nur
hinter vorgehaltener Hand aus-
gesprochener Generalverdacht
gegen alles Fremde wird immer
größer.“

Dachau – Die Stadt Dachau hat
den Mitgliedern des örtlichen
Trachtenvereins verboten, ihre
traditionellen Messer beim Volks-
fest mit sich zu tragen. Die bis zu
1000 Euro teuren Schmuckwaffen
seien eine Gefahr für die Allge-
meinheit, so die Begründung von
Polizeisprecher Björn Scheid. Der
Trachtenverein hat scharf gegen
das Verbot protestiert.  H.H.

Leeds – Mit einer aufsehenerre-
genden Aktion haben sich
Schlachter im englischen Leeds
gegen eine Mahnwache von Vega-
nern vor ihren Verkaufsstellen ge-
wehrt. Die Veganer hatten sich
mit Protestplakaten vor den offe-
nen Ständen in einer bekannten
Markthalle postiert. Daraufhin
begann ein Metzger, die Protestie-
rer mit Fleischstücken zu bewer-
fen, ein anderer postierte demon-
strativ einen Schweinskopf auf
seinem Tresen. Die Veganer zogen
schließlich ab.  H.H.

Schlachter
verjagen Veganer

Trachtenmesser
verboten

PA N O R A M A
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